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Vorwort

von Roland Tichy

Jochen Lottermoser war als Abteilungsdirektor im Oberschulamt und im Regierungspräsidium in Tübingen für die 860 allgemeinbildenden Schulen, die Lehrerseminare und die Staatlichen Schulämter verantwortlich. Heute ist er mit anderen Pensionären viel in den Wäldern der Schwäbischen Alb unterwegs. Aber die Herren gehen nicht gebückt in die Pilze, sondern steigen hoch auf Bäume. Sie suchen und schützen die Horste der Rotmilane, die auch Gabelweihe oder Königsweihe genannt werden. Seltene Greifvögel, mit wildem Blick, gefährlichem Schnabel und beeindruckendem Flugbild, wenn sie weit oben über die Wälder des Landes ziehen.

Rotmilane leben praktisch nur in Deutschland.

Doch ausgerechnet hier, im Land der Waldliebhaber und Naturschützer, werden die Rotmilane in ihrer Existenz bedroht. Im Namen des Klimaschutzes, der zu einer übergeordneten Kategorie des Naturschutzes stilisiert wird, ist ihr lebensgefährlicher Feind auf dem Vormarsch: Windräder, in deren gigantische Flügel die Rotmilane geraten und unvermeidlich geköpft, zerhackt und geschreddert werden. Im Namen des Natur- und Klimaschutzes werden die Rotmilane sogar bereits verfolgt, noch ehe sich die mörderischen Windräder drehen, von den Apologeten der erneuerbaren Energien, die in Wahrheit Profiteure der damit verbundenen Subventionen sind. Zu diesen Profiteuren zählen die Planer und Projektierer, Waldbesitzer und grüne Politiker. Sie haben es auf den Rotmilan abgesehen, denn das Vorkommen von Rotmilan-Horsten können den Bau geplanter Windparks verhindern. Also werden Bäume gefällt, in denen sich Rotmilan-Horste befinden, oder aber die Horste selbst werden zerstört, um den Vögeln die Existenzgrundlage zu nehmen. Deshalb ist Jochen Lottermoser so viel im Wald des Naturparks Obere Donau unterwegs. Statt der offiziell angegebenen drei Rotmilan-Horste konnte er acht weitere nachweisen, so ist im Verwaltungsdeutsch ein Rotmilan-Dichtezentrum entstanden, das den dort geplanten Windpark stoppen müsste. Müsste, das ist der Möglichkeitsfall. Denn ausgerechnet jene Horste, die im Dichtezentrum nachgewiesen wurden, haben neuerdings keine Bewohner mehr.

Was auf der Schwäbischen Alb geschieht, ist kein Einzelfall. Bundesweit wurden an die fünf Dutzend Fälle gemeldet, in denen Horste von Rotmilanen zerstört wurden. Wie viele der Greifvögel sterben, ist nicht messbar; zu zerfetzt sind die Kadaver, zu schnell ist der Fuchs da, der Bestatter der Wälder.

Und es geht auch nicht nur um seltene Vögel. Die Energiewende entfaltet jetzt bundesweit ihre Wucht, entblößt ihr schmutziges Gesicht und ihre Zerstörungsgewalt von der Nordseeküste bis in die Mittelgebirge.

Was als sanfte Alternative, als naturgerechte Form der Energiegewinnung gefeiert wurde, schlägt nun ins Gegenteil um. An die Stelle des atomindustriellen Komplexes ist ein ökoindustrieller Komplex getreten; noch brutaler, noch unbarmherziger und noch gieriger, weil noch monströser, noch flächenfressender und noch tiefer in Natur und Gesellschaft eingreifend.

Die Schriftstellerin Juli Zeh hat in ihrem Bestseller Unterleuten
 beschrieben, wie ein brandenburgisches Dorf von einer neuen Klassengesellschaft zerstört wird: Einige wenige, meist Investoren vom anderen Ende Deutschlands, profitieren von den Windkraftstandorten gemeinsam mit einigen Grundbesitzern. Die Dorfbewohner leben schließlich inmitten einer durch stählerne Monster dauerhaft unbewohnbar gemachten Brache, Tag und Nacht nur noch aufgescheuchtes Wild unter heulenden und rotierenden Mordflügeln. Unterleuten
 ist überall – die Küsten von Nord- und Ostsee praktisch unbewohnbar gemacht, weite Teile von Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt längst Industriebrache –, doch ohne Arbeitsplätze für die Menschen. Aber jetzt wird hohe Pacht bezahlt an frühere Landwirte, die an einem Windrad mehr verdienen können als an mühevoller Feldbestellung. Die Zerstörung marschiert nach Süden; jetzt ist Thüringen dazu freigegeben, zertrampelt zu werden, und Baden-Württemberg soll folgen. Die Höhenzüge des Schwarzwalds sind das Ziel der Maschinenkolonnen zur Waldrodung, die breite Schneisen schlagen, für die Anlieferung der gigantischen Rotoren. Während üblicherweise Bäume geschützt werden – für den Transport der Rotoren werden sie geopfert. Es folgen breite Fahrbahnen für die riesigen Baumaschinen, die die Fundamente tief in den Waldboden graben, sodass er seine Fähigkeit verliert, Wasser zu speichern. Für die Anlieferung der Bauteile sind Fahrbahnen erforderlich, die riesigen Autobahnen gleichen. Der Spessart, ein Märchenort der Brüder Grimm, und der Odenwald werden zu Industrieflächen, wo die Rotoren heulen und keine Vögel mehr zwitschern. Nur Füchse huschen umher, um die Kadaver zu holen.

Der Reichtum für wenige wird möglich durch die Korruption der vielen. Die Windradindustrie stützt sich auf die Grünen, die einst die Natur schützen wollten und heute zu Naturfressern geworden sind; Verbände wie der BUND und der Vogelschutzbund sind über weite Strecken eingebunden in das neue Geflecht der Absahner und Abkassierer. Sie haben das Engagement ihrer Mitglieder und deren Seelen längst verkauft an einen neuen Teufel: die Ökoindustrie, ein Mephisto, der im Gewand des Retters vor dem Atomtod auftritt und doch längst der große Zerstörer des Landes geworden ist. Denn sie begreifen nicht: Knapp sind die Natur und die Fläche. Wer sie bebaut, zerstört unwiderruflich Existenzgrundlagen.

Nicht nur um Windräder geht es. Biogas ist der Name eines neuen apokalyptischen Reiters, der Vernichtung über Land und Bevölkerung bringt. Bis über drei Meter hoch wächst der Mais, bis zu 80 Prozent der Anbaufläche wird ihm in Ostbayern schon geopfert. Wo Mais wächst, wächst sonst nichts mehr. Kein Spatz schimpft, keine Lerche singt und kein Rotkehlchen. Nur Wildschweine vermehren sich.

In Ostbayern, wo der Mais längst zum Ackerkrebs wurde, steigt die Hochwassergefahr. Die vereinzelten Stängel halten den Regen nicht zurück, die Äcker sind versiegelt durch die schweren Maschinen der Maisbauern und die Verdichtung des Bodens. Das Wasser kann nicht mehr versickern, fließt zu den Bächen und Flüssen ab, verheerende Hochwasser überfluten historische Städte bis hinab nach Passau. Die Gier der Maisbauern lässt sie den letzten Feldrain unter den Pflug nehmen, die Waldränder werden rasiert, das letzte Feuchtbiotop wird für den Mais trockengelegt. Der Mais frisst erst die Landschaft, unerbittlich, dann die Tiere und jetzt trifft es die Menschen in den Überflutungsgebieten. Sie müssen das durch Pestizide und Herbizide der Maisbauern verseuchte Wasser trinken – weil Mais in Biogasanlagen verdampft wird, weil Lebensmittel nur noch als Biomasse zählen und im Tank landen.

Und wofür das alles? Für die Energiewende.

Wegen der Klimaveränderung, der Reduzierung des Schadstoffausstoßes, sagen viele Grüne.

Das beruhigt das Gewissen. Das beseitigt die letzte Scham der Abkassierer. Das rechtfertigt immer neue Opfer. Opfer müssen sein, hämmern die ehemaligen Naturschützer und heutigen Ökokassierer ihren Verbandsmitgliedern ein. Nur so können die Atomkraftwerke ersetzt werden, trommeln die Medien, das ist ethisch geboten; hat nicht die Bundeskanzlerin eigens eine Ethikkommission einberufen, um die Energiewende umzusetzen?

Nichts stimmt, nichts ist wahr, alles ist nur Lüge.

Fakt ist: Der CO2
-Ausstoß, eines der Hauptziele, liegt weit über dem selbst gesteckten Limit. Da der Energiebedarf durch die Erneuerbaren nicht gedeckt werden kann, wurde verstärkt auf Kohle gesetzt. Die CO2
-Emissionen betrugen statt angestrebter 812 Millionen Tonnen 2016 rund 916 Millionen Tonnen und lagen somit deutlich über statt unter dem Vorjahreswert.

Fakt ist: »Grüne Jobs« – Fehlanzeige. »Im vierten Jahr in Folge ist die Zahl der Beschäftigten im Sektor Erneuerbare Energien gesunken – von 355.400 auf 330.000«, bilanzierte McKinsey. Schlimmer noch: Wegen der hohen Energiepreise beginnen die stromintensiven Industrien abzuwandern, und so gingen 15.000 Jobs verloren – in nur einem halben Jahr.

Fakt ist: Die Strompreise stiegen seit 2015 um 22 Prozent – während sie im Rest der Welt sinken.

Nur die Subventionen steigen, der Schmierstoff, mit dem die Landschaftszerstörung und die Korruption befördert und immer weiter beschleunigt werden, Geld für die Landfresser. Rund 25 Milliarden werden umverteilt: zugunsten der grünen Abkassierer.

In der Mitte der Gesellschaft, da wo gut verdient wird, können die Menschen die steigenden Kosten noch wegstecken. Aber unten wird’s spürbar, über 300.000 Haushalte können ihre Stromrechnungen nicht mehr bezahlen. Das Wasser bleibt kalt, im Kühlschrank verkommen die wenigen Lebensmittel, am Abend brennen Kerzen – so primitiv sieht das Leben von immer mehr Menschen aus, seit die Umverteilung von den Verbrauchern zu den Ökokonzernen über das Mittel der Strompreise (EEG-Umlage, EEG: Erneuerbare-Energien-Gesetz) eingeführt wurde. Die Kosten des allgemeinen Unglücks sind breit verteilt, während die Profite nur wenigen Gewinnern zugutekommen.

Und wofür? Nicht für eine alternative Energie, die den Namen verdient.

Im Januar deckten die Erneuerbaren trotz des riesigen Aufwands gerade 3 Prozent des Stromverbrauches in Baden-Württemberg. Übrigens: Der letzte Kraftwerksblock in Philippsburg stand für 30 Prozent. Im Land herrscht Dunkelflaute: wenig Sonne und wenig Wind – jahreszeitbedingt. Im Winter lugt die Sonne nur flach über den Horizont, die Solaranlagen bleiben wirkungslos. Leider verschafft die Windenergie keinen Ausgleich – Windstille und Finsternis ergänzen sich vielmehr zum Blackout des erneuerbaren Systems. Und das eigentliche Problem: An diesen wirklichen Grundkonstanten kann sich nichts ändern, nachts scheint keine Sonne, und auch der Wind entzieht sich der Manipulation: Er weht, wann er will und nach geophysikalischen Prinzipien, die noch dazu führen, dass Windstille oft genug mit Dunkelheit zusammenfällt. Deshalb braucht Deutschland buchstäblich zwei Energiesysteme, zwei Stromleitungssysteme nebeneinander – das neue, teure grüne und das bestehende aus Kohle- und Gaskraftwerken. Denn nicht die stolzen Zahlen der installierten Nennleistung zählen, also was an Strom geliefert werden könnte, wenn der Wind weht und die Sonne hoch am Himmel steht – es zählt nur die tatsächliche Leistung, wenn der Wind wirklich weht und die Sonne wirklich hoch am Himmel steht. Deshalb hilft es auch nichts, noch mehr Solarpaneele zu installieren und noch mehr Windräder in die Landschaft zu stellen, die Wälder zu zerstören und die Lebensbedingungen zu ruinieren. Nachts scheint keine Sonne und weht selten Wind. Zweimal null ist null ist null, diese Volksweisheit des Kölner Karnevals gilt auch für die erneuerbaren Energien.

Mehr von demselben hilft nicht, sondern kostet nur. An diesem Widerspruch scheitern die erneuerbaren Energien. Sie scheitern am Grundsatz, dass falsch eingesetzte Mittel auch dann nichts bewirken, wenn man sie verdoppelt. Verdoppelt man die Fläche an Solarpaneelen und verdoppelt man die himmelhohen Türme der Windräder – nachts machen sie keinen Strom. Mehr hilft nicht immer mehr.

»Eine gesicherte Stromeinspeisung mit einem akzeptablen Sockel an Einspeiseleistung ist bis heute nicht vorhanden. Daher bleibt die gesicherte Minimalleistung aller 26.000 Windenergieanlagen und Fotovoltaikanlagen mit weit über 400 Millionen m2
 Kollektorfläche in Deutschland trotz des starken Zubaus der letzten Jahre (…) nahezu null« dokumentiert die Analyse von »Vernunftkraft«.


Quelle:
 https://www.tichyseinblick.de/meinungen/energiewende-trifft-frostige-wirklichkeit/


Doch all das und die groteske Zerstörung der Umwelt werden verschwiegen. Gerade hat die neue Bundeswirtschaftsministerin Brigitte Zypries (SPD) in hoher Auflage eine Broschüre mit dem Titel Die Energiewende – unsere Erfolgsgeschichte
 verteilen lassen.

Die Lüge hat System.

Sie muss aufrechterhalten bleiben, damit die Menschen weiter klaglos Unsummen für erneuerbare Energien zahlen und schweigend die Zerstörung ihrer Lebensgrundlage hinnehmen. Denn es ist ja nicht so, dass das eklatante Versagen der Energiewende nicht jedem, der halbwegs einsichtig ist, entgehen könnte. Politik kann vieles, aber eines nicht: Fehler eingestehen. Schließlich steht der Politik ein mächtiges Mittel zur Verfügung, mit dem sie Fehler kaschiert: Sie erhöht die öffentlichen Abgaben. Dass die Subventionen Jahr für Jahr steigen, statt mit der technischen Entwicklung zu sinken, zeigt: Die Politik schiebt mit immer neuen Mitteln das notwendige Eingeständnis hinaus, dass sie sich grundsätzlich korrigieren muss. Dazu kommt: Selbst die Bundeskanzlerin erklärt, dass eine Kürzung der Solarsubventionen angesichts der großen Zahl der Begünstigten politisch nicht mehr möglich ist. Politische Entscheidungen folgen keiner Sachlogik – sie folgen einer Machtlogik. So wird ein Zustand verlängert, der Schaden über das Land und seine Bewohner bringt.

Der Autor dieses Buches zeigt in vielen Kapiteln, was geht – und was nicht geht. Er zerpflückt die Sprache der neuen Lüge, analysiert das manipulative Potenzial des »ABC von Energiewende- und Grünsprech«. Technisch-physikalisch fundiert nimmt er die Begriffe beim Wort und deckt auf, dass sie oft mehr verbergen als erklären – denn es geht längst nicht mehr um die Erzeugung alternativer, sanfter Energie, sondern um Wege, an die öffentlichen Subventionstöpfe und schließlich an die Portemonnaies der Verbraucher zu gelangen. Nur noch darum geht es dem ökoindustriellen Komplex und seinen Verbündeten in Parteien und Verbänden. Sie wollen den Schein aufrechterhalten, um ihr Scheitern zu vertuschen und weiter Geld abzugreifen. Dazu müssen sie schwindeln und täuschen und schönreden, neue Wörter erfinden und neue Zahlen und Tabellen. Armut und Verelendung ganzer Regionen sind ihnen egal. Vermutlich leben sie längst in Gegenden, die sie durch Landkauf vor sich und ihren Machenschaften schützen.

Die Lüge ist grün angestrichen.



V WIE



vorangestellt

Täglich werden wir mit Begriffen konfrontiert, die im Ergebnis oder im Zusammenhang mit einer als alternativlos gepriesenen Energiewende verwendet werden. Teils sind sie durch sie erst entstanden oder drohen als allgemeine Vergrünung unseren Alltag in Sprache und Schrift zu erobern. Sind wir uns immer bewusst, was wir da reden oder schreiben? Ich habe einige Bezeichnungen herausgegriffen und zu erklären versucht – in nichtalphabetischer Reihenfolge.

Sprache ist verräterisch. Sie zeugt vom Denken und Wissen, oft auch von Ideologie und Nichtwissen. Begriffe werden neu geschaffen, als Kunstworte oder mit Substantiven kombiniert, sie werden als Bezeichnung, Argument oder als Keule verwendet.

So begegnet uns ein »Windhamster« als niedliche Umschreibung einer Windkraftanlage mit vertikalem Laufrad, die »Netzparität« als irreführende Bezeichnung für vermeintliche Konkurrenzfähigkeit regenerativer Energieträger oder die »Klimajustiz« schlägt unbarmherzig zu und richtet den »Klimasünder«.

Wir leben in unserer Gesellschaft in einem Meer an Informationen ohne adäquates Wissen. Hinterfragen, Tiefergehen, Zweifeln sind Grundtugenden aufgeklärter Gesellschaften. Entgegen der weit verbreiteten Ansicht, »unsere Menschen« seien mit Häppchen zufrieden und durch ständige Wiederholung gewünschter Informationen manipulierbar, glaube ich an den Sieg der Schwarmintelligenz. Zum Glück gibt es viele Mitmenschen, die sich frei vom betreuten Denken ein eigenes, fundiertes Bild der Zustände im Land und insbesondere der Energiewende zu machen in der Lage sind.

Die einzelnen Beiträge sind weder inhaltlich erschöpfend, noch sollen sie Meinungen vorgeben. Das Ziel besteht darin, die Leser zum Nachdenken anzuregen, Zusammenhänge auch für nicht mit Energiethemen Vertraute aufzuzeigen und so ihren Ein- und Durchblick zu verbessern.

In den folgenden Texten finden sich keine Quellenangaben. Es handelt sich nicht um wissenschaftliche Beiträge oder Abhandlungen. Den einen oder anderen Fakt zu recherchieren, zu vergleichen und gegebenenfalls Protest einzulegen, soll durchaus angeregt werden. Meine Quellen sind verschiedenster Art und liefern Zahlen und Fakten, die zutreffend sind. Sicher werden sich in der Weite des Webs oder der Literatur abweichende Zahlenangaben finden lassen, aber bei der jeweiligen Angabe geht es mir immer um Größenordnungen, nicht um die Zahl nach dem Komma. Sollten sich Daten oder Fakten dennoch als unzutreffend herausstellen, bitte ich um Rückinformation und werde gegebenenfalls später darauf zurückkommen.

Die Beiträge entstanden in der Zeit vom April 2016 bis April 2017, sie bilden ein ABC des heutigen Energiewendeund Grünsprechs ab.

Natürlich wird mancher nicht mehr ganz frisch sein, wenn er die Leser erreicht. Dann ist er schon ein Stück Geschichte, in jedem Fall aber Spiegelbild einer wundersamen Politik, die uns zugemutet wurde und vermutlich auch weiter beschäftigen wird.

Kritische Leser sind mitdenkende Leser, was kann sich ein Autor mehr wünschen.

Feedback ist daher erwünscht und desgleichen sind es auch Hinweise auf entsprechende Begriffe, deren Kommentierung zur Bereicherung dieser Art der Sprachkritik beitragen kann.

Meine ursprüngliche Vermutung, dass Bezeichnungen und Wortschöpfungen des Energiewende- und Grünsprechs von überschaubarer Endlichkeit sind und sich das Thema damit schnell erschöpft, hat sich nicht bestätigt. Es bleibt viel zu tun, womit gesagt sein soll, dass in diesem Buch nur eine Auswahl zu diesem weiten Thema zu finden ist.

Ich bedanke mich bei Roland Tichy und seinem Team und dem FinanzBuch Verlag für die Umsetzung dieses Projekts.

Peitz, im April 2017,

Ihr Frank Hennig

Ihre erwünschten Kommentare und Reaktionen bitte an:


kontakt@tichyseinblick.de
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vorangestellt der 2. Auflage

Zeitchen vergeht, sagte Strittmatter. Mehr als zwei Jahre nach Erscheinen der ersten Auflage der Dunkelflaute
 stagniert die deutsche »Energiewende« in einer Seitwärtsbewegung ohne messbaren Erfolg. Das einzige erreichte und stets überbotene Ziel ist der weitere Zubau regenerativer Einspeiser, vor allem von Windkraft- und Solaranlagen. Alle anderen Ziele, vom Netzausbau über die Verhinderung des Preisanstiegs bis zur Verminderung der CO2
-Emissionen, werden mehr oder weniger deutlich verfehlt.

Während sich Regierungskoalition und Wirtschaftsministerium öffentlich für eine vermeintliche Erfolgsgeschichte feiern, entlarvt die Bewertung von außen dies als Pfeifen im Walde. Sowohl der Bundesrechnungshof als auch McKinsey, das Weltwirtschaftsforum und die internationale Presse stellen der deutschnationalen Energiewende ein schlechtes Zeugnis aus.

Intelligenz erkenne man daran, den gleichen Fehler nicht zweimal zu machen, soll Einstein gesagt haben. Obwohl der Versuch, mit dem exzessiven Ausbau der Windkraft Kern- und Kohlekraft überflüssig zu machen, absehbar erfolglos ist und bleibt, wird jetzt mit erhöhter Geschwindigkeit auf falschem Kurs weitergefahren. Bezeichnend ist die Ignoranz, mit der Deutschland internationale Entwicklungen und Energiestrategien anderer Länder nicht wahrnimmt und trotz aller Lippenbekenntnisse und Treueschwüre gegenüber der EU auf dem Feld der Energiewirtschaft isoliert entscheidet und handelt. Ein hoher moralischer Anspruch ist lobenswert, jedoch muss der Kurs auch Erfolge zeitigen, möchte man die Rolle des globalen Vorreiters erfüllen.

Stand jetzt sind wir nicht der Vorreiter, sondern der Geisterfahrer, der zielgerichtet seine wirtschaftlichen Grundlagen riskiert. Global werden jene Staaten am erfolgreichsten sein, die Zugang zu preiswerter Energie haben. Wir verteuern sowohl Produktion als auch Verbrauch von Energie in der Hoffnung, durch utopische Effizienzgewinne am Ende einen Vorteil zu haben. Realitätsferne Ziele, einer willkürlich besetzten »Kohlekommission« entsprungen, werden sich bald in den Geschichtsbüchern wiederfinden.

Die kommenden zwanziger Jahre werden besonders spannend. Sie werden entscheidend sein, weil in ihnen ein Systemwechsel stattfinden soll. Die »Erneuerbaren«, die bisher nur wetter- und tageszeitabhängig Strom einspeisen, müssten Systemverantwortung übernehmen. Wie das aussehen soll, dafür gibt es kein Konzept. Deutsche regierungsamtliche Wirtschaftskompetenz ist Abschaltkompetenz.

Ich freue mich besonders deshalb über die 2. Auflage der Dunkelflaute
, weil Baron Enoch zu Guttenberg mit seinem Nachwort den Lesern präsent bleibt. Leider verstarb er viel zu früh im Jahr 2018. Auch mit diesem Buch gedenken wir seiner und halten die Erinnerung wach an sein Engagement zur Bewahrung der Natur, insbesondere des Waldes. Es ist und bleibt eine große Ehre für mich, dass er diesen Beitrag als Nachwort zur Verfügung stellte.

In dieser 2. Auflage wurden die Beiträge behutsam aktualisiert und um vier neue, noch unveröffentlichte Beiträge erweitert. Ich danke allen Lesern der 1. Auflage, die sich mit Ergänzungen und Kritiken meldeten und mir neue Fakten und Sichtweisen zugänglich machten. Natürlich wünsche ich mir auch Reaktionen auf diese Auflage der Dunkelflaute
.

Peitz, im September 2019

Ihr Frank Hennig



M WIE



Meiler, der

Häufige verwendete Bezeichnung konventioneller Kraftwerksanlagen, insbesondere als Kohlemeiler oder Atommeiler durch Laien, Journalisten und andere Ahnungslose.

Als Meiler bezeichnet man temporär errichtete Öfen ohne tragende Struktur, in die Holz, Ziegel oder anderes geschichtet wird, um nach langsamem Abbrand Holzkohle, Ziegel oder andere Produkte zu erhalten.

In der Tat wurden in ersten Forschungsreaktoren, zum Beispiel durch Enrico Fermi, Uran und Grafit aufgeschichtet, um erste Reaktionen zu erzeugen. Das hat aber mit heutigen Kernreaktoren genauso wenig zu tun wie ein Holzkohlemeiler im Wald mit den Großdampferzeugern heutiger Kraftwerke.

Ziel der Verwendung dieses Begriffs ist es, die Assoziation zu altertümlicher und überholter Technik zu wecken.



K WIE



Klimasünder, der

Wer kann sich gegen beobachtete meteorologische Vorgänge über lange Zeiträume, also im Grunde Statistiken, versündigen? Vielleicht sind Leute gemeint, die diese Statistiken fälschen? Dann wird man eventuell beim IPCC (Intergovernmental Panel on Climate Change) unter dem Stichwort »Climategate« fündig. Aber das ist von der einschlägigen Fraktion sicher nicht gemeint.

Der Begriff bezieht sich auf Menschen, Betriebe oder ganze Staaten, die nach Meinung der Weltretter mehr als erlaubt (?) CO2
 ausstoßen, sei es als Pro-Kopf-Angabe oder in absoluter Menge. Mit »Sünder« wird deutlich, dass es sich bei der Klimadiskussion nicht mehr um einen wissenschaftlichen Diskurs, um Thesen und Beweise handelt, sondern um eine Ersatzreligion, die nur noch in Gläubige und Ungläubige, Rechtschaffene und eben Sünder unterscheidet.

Die Tatsache, dass der Pro-Kopf-Ausstoß von CO2
 im Kongo deutlich niedriger ist als in Norwegen hat weniger damit zu tun, dass die Norweger Sünder sind, als damit, dass im Kongo nicht geheizt und kaum Industrie versorgt werden muss. Aber zu viele Details irritieren nur und halten eventuell vom Beichtstuhl fern.

Obgleich Klimawissenschaftler selbst stets betonen, wie groß die Schwankungsbreiten und Unschärfen ihrer Voraussagen sind (und sie bisher auch nicht eingetreten sind), beharren die Klimahysteriker auf unverrückbarem Glauben.

Wissen ist eher suspekt und dem politischen Ziel abträglich. Ziel ist, bei gutgläubigen Menschen ein schlechtes Gewissen zu erzeugen, das wiederum ihr Verbraucherverhalten lenkt und sie die hohen Zahlungen für Energiesubventionen an die Ökoindustrie klaglos hinnehmen lässt.



K WIE



Klimaneutralität, die

Wenn man davon ausgeht, dass der Begriff »Klima« die Gesamtheit aller meteorologischen Vorgänge an einem bestimmten Ort über einen längeren Zeitraum beschreibt, lässt einen diese Bezeichnung vollkommen ratlos zurück. Der Begriff »Klimaneutralität« ist ein bezeichnendes Beispiel dafür, wie die Bezeichnung »Klima« an jeder passenden und unpassenden Stelle inflationär an andere Begriffe angepappt wird, übertroffen vermutlich nur von den Präfixen »Öko« oder »Bio«.

Was meint also das Grünsprech? Gemeint ist, dass ein Brennstoff beim Verbrennen nur so viel CO2
 erzeugt, wie er vorher als Pflanze der Atmosphäre entzogen hat. Es stärkt also das gute Gewissen derjenigen, die mit Holz, Pellets oder Biogas Wärme erzeugen. Ist es auch realistisch? Nein, denn komplett CO2
-neutral ist nur der Baum, der natürlich im Wald verfault. Sobald Biomasse geerntet und transportiert, vielleicht noch getrocknet und gepresst werden muss, ist die Bilanz eindeutig nicht mehr ausgeglichen, zumal durch den geringen Heizwert der Transport- und Bearbeitungsaufwand bezogen auf den Energieinhalt sehr hoch ist. Zudem bezieht sich die Betrachtung ausschließlich auf CO2
. Andere Emissionen, die bei der Verbrennung auftreten, insbesondere die Gifte Stickoxid, Kohlenmonoxid und Staub, werden geflissentlich nicht berücksichtigt.

Ich empfehle einen Rundgang im Oktober bei nebligem Wetter durch neugebaute Eigenheimsiedlungen am Rande der Stadt, wenn Herr Oberstudienrat, Frau Zahnärztin und der Dezernent aus der Verwaltung ihre Kamine unter Feuer setzen. Dann gibt es Smog in Reinkultur – aber »klimaneutral«.

Übrigens hängt alles vom Betrachtungszeitraum ab. Wählt man ihn groß genug, ist auch die Kohle »klimaneutral«, überdies unbehandelt und 100-prozentig bio.



O WIE



Offshore-Haftungsumlage, die

Verschleiernde Bezeichnung für eine besonders perfide Methode, Stromkunden in die Tasche zu greifen. Diese werden im Wortsinn in Haftung genommen für die Unfähigkeit der Politik, die Energiewende und alle Beteiligten, insbesondere die Nutznießer der steigenden Kosten, zu koordinieren.

»Die Umlage wurde zur Deckung von Entschädigungszahlungen eingeführt, die durch verspäteten Anschluss von Offshore-Windparks an das Übertragungsnetz an Land oder durch langdauernde Netzunterbrechungen entstehen können«, so die Bundesnetzagentur. Bisher hat das die Endkunden schlappe 1,6 Milliarden Euro gekostet – freilich Peanuts, wenn man die EEG-Umlage von jährlich über 20 Milliarden Euro betrachtet.

Völlig neu jedoch ist der Sachverhalt: Zwei Bauträger (der für die WKA offshore und der für die elektrische Anbindung) schaffen es manchmal nicht, sich terminlich abzustimmen. Dadurch stehen fertige WKA auf See herum und können nicht produzieren – welch Desaster für die Investoren – es gibt keinen Profit!

Und für dieses Versagen nimmt die Politik die Bürger in Haftung!

Wenn das Schule macht, könnte es zum Beispiel im Bereich der Wohnungswirtschaft diese Folgen haben: Ein bereits mit Datum unterschriebener Mietvertrag für eine Neubauwohnung kann nicht erfüllt werden, da das Haus zwar fertig ist, aber der Stromanschluss noch fehlt. Obwohl der künftige Mieter nicht einziehen kann, muss er dennoch einen Teil der Miete schon bezahlen – damit der Investor wenigstens teilweise Gewinn erzielen kann. Undenkbar? In Zeiten der Energiewende leider traurige Realität.

Zum Glück für die Stromkunden haben sich die Abläufe zur Errichtung der Anlagen und ihrem Netzanschluss deutlich verbessert, so dass die Höhe der Umlage auf der Stromrechnung so gut wie keine Wirkung mehr hatte (0,04 Cent pro Kilowattstunde im Jahr 2018).

Ab 2019 wird die Haftungsumlage in die »Offshore-Netzumlage« überführt und auf zunächst 0,416 Cent pro Kilowattstunde festgelegt. Sie dient der Finanzierung der sündhaft teuren Anschlüsse der Offshore-Windkraftanlagen, die bisher über die allgemeinen Netzentgelte abgerechnet wurde. Da diese zuletzt der am stärksten steigende Posten auf der Stromrechnung war (27 Prozent von 2011 bis 2017), ist eine Kosmetik erforderlich. Die Netzentgelte werden entlastet, die Offshore-Umlage kommt neu hinzu. Rechte Tasche – linke Tasche und in Summe immer mehr.



Z WIE



Zivilschutzkonzept, das

Sicher ist, dass unsere Zivilgesellschaft angreifbarer geworden ist angesichts vieler Krisenherde, der Globalisierung und der Digitalisierung. EU und Bundesregierung vermögen es nicht, in einer multipolaren Welt die selbstverständlich geglaubte Sicherheit glaubhaft aufrechtzuerhalten. Man könnte es sich einfach machen und sagen: Eine Regierung, die es zulässt, dass Zivilschutzkonzepte wieder gebraucht werden, hat ihren Job nicht gemacht.

Dass Innenminister De Maizière im August 2016 ein veraltetes, schlecht abgestimmtes und unausgegorenes Konzept vorlegte, hat einen Grund. Die internationale Lage ist mittlerweile so verworren, dass wir auch auf Konflikte mit den engsten Nachbarn vorbereitet werden sollen. Als würde der Russe mit dem Dolch in den Zähnen vor der Tür stehen oder die Visegrád-Staaten hätten die Mobilmachung gegen Deutschland angeordnet. Zur Erinnerung: Gegenwärtig stehen deutsche Soldaten (wieder) an der russischen Grenze, nicht die russischen an der deutschen. Muss jetzt Deutschland nicht nur am Hindukusch, sondern auch an Don, Bug und Memel verteidigt werden? Deutschland hat sich auch außenpolitisch isoliert und gibt vehement den Besserwisser. In unserer Presselandschaft lesen sich manche Journalistenbeiträge schon wie Vorkriegskommentare.

Ein bewaffneter Überfall auf deutsches Territorium durch unsere Nachbarn bleibt dennoch sehr unwahrscheinlich. Die Terrorgefahr ist gewachsen, auch als Folge nationaler Flüchtlingspolitik seit 2015, aber auch der Jahre zuvor.

Die Gefahr großer Naturkatastrophen wie Erdbeben und Tsunamis ist eher gering, auch wenn sie den Atomausstiegsbeschlüssen der Bundesregierung nach offenbar relevant sind. Die Wahrscheinlichkeiten anderer Katastrophen wie Hochwasser oder Meteoriteneinschlag sind praktisch unverändert.

Wer sind die Terroristen?

Bleibt aufgrund der Wahrscheinlichkeiten und auch nach Meinung des Innenministers am ehesten ein großflächiger Stromausfall, verursacht durch einen Angriff auf das Stromsystem durch Hacker oder Terroristen. Nun haben Hacker im Energiesystem bisher wenige Chancen, da fast alle Computer in der Leittechnik von Kraftwerken und Netzleitstellen vom Internet getrennt betrieben werden und oft mit alten, nicht mehr kompatiblen oder speziellen Hard- und Softwaresystemen arbeiten. Dies würde sich natürlich ändern mit dem massenhaften Einbau sogenannter »intelligenter« Zähler, die ihre Daten in große DV-Netze hinausposaunen. Dann kann gehackt werden und genau dieses Szenario beschreibt Marc Elsberg in seinem Thriller Blackout – morgen ist es zu spät

1
 sehr anschaulich, spannend, unterhaltsam – und bedrückend. Der Autor orientiert sich dabei an der Bundestagsdrucksache 17/5672, erstellt vom Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung, die die praktischen Folgen eines länger währenden flächendeckenden Stromausfalls beschreibt.

Was der Innenminister nicht sagt, jedoch weiß: Weniger durch Hacker als vielmehr durch zunehmende Netzinstabilitäten aufgrund ausufernder volatiler Einspeisung der »Erneuerbaren« ist das Netz zunehmend in Gefahr. Die Anzahl der Noteingriffe (Redispatch) durch die Netzbetreiber stieg 2015 auf 6.300 an. Das heißt, mehrmals täglich müssen die Übertragungsnetzbetreiber durch Ab- und Umschaltungen vom planmäßigen Betrieb abweichen. Die Kosten dafür lagen im Jahr 2015 bei etwa 1 Milliarde Euro (was hätte man mit diesen 1.000 Millionen alles machen können!) und in diesem Jahr wird es absehbar teurer. Natürlich kann die Bundesregierung nicht öffentlich ihrer eigenen Energiewende misstrauen, aber absichern will sie sich doch und schiebt anderes vors Loch.

Die leisen Terroristen, die Anschläge auf das Energienetz vornehmen, sind vor allem Wind, Wetter und Tageszeit im Verein mit der brutalen Anmaßung von Bürgern und Wirtschaft, zu jeder Zeit Strom nach Bedarf haben zu wollen. Vor allem deshalb muss jetzt an einem »Gesamtkonzept Notstrom« gearbeitet werden.

Die Alternative

Die Sicherung der Stromversorgung könnte die Regierung einfacher haben, wenn sie an die Ursachen der Netzinstabilitäten ginge. Politische Einflussmöglichkeiten gäbe es genug. Eine Änderung des EEG dahingehend, dass nur noch konstant eingespeister (oder sogar regelfähiger) emissionsarmer Strom subventioniert würde, hätte zur Folge, dass Wind- oder Solarparkbetreiber mit Wasser- oder Biomassekraftwerken, auch Gaskraftwerken wirtschaftlich fusionieren würden und die Netze viel leichter zu managen wären. Aber dann wären die Zeiten sorglosen Gelddruckens für die Ökoindustrie vorbei, denn die Fixkosten eines zum Beispiel in Bereitschaft stehenden Gaskraftwerkes wären zu verrechnen. Die neue Qualität wäre, dass »die Erneuerbaren« endlich auch Systemverantwortung tragen müssten, wozu sie ohnehin gezwungen sind, wenn wir eines Tages »100 Prozent erneuerbar« haben wollen. Aber an ein Ende der Rosinenpickerei ist nicht zu denken, solange ein grüner Staatssekretär im Bundeswirtschaftsministerium die Fäden zieht.

Und was passiert nach dem Blackout? Ein Netzwiederaufbau erfordert sogenannte schwarzstartfähige Anlagen, dies sind vor allem Pumpspeicher- und Gas-, aber auch Kohlekraftwerke. Mit Wind und Sonne geht das nicht, denn Erzeugung und Verbrauch müssen über ein Inselnetz langsam wieder aufgebaut und ein fragiles Gleichgewicht muss gefunden werden. Erst ab einer ausreichend großen Netzlast kann man volatile Erzeugung zuschalten.

Die Dezentralisierung ist für einen Netzwiederaufbau hinderlich und hilft nur denen, die sich tatsächlich selbst versorgen können. So die Eigenheimbesitzer mit Batterie und Solaranlage auf dem Dach, die ihre kleinen Inseln (der dann Glückseligen) weiter versorgen können – zumindest eine Zeit lang. Auch große Industriebetriebe mit Eigenstromversorgung können das schaffen. Nicht aber die vielen medial bejubelten »energieautarken« Gemeinden, die vielleicht rechnerisch eine ihrem Verbrauch entsprechende Energiemenge erzeugen, aber zur sicheren Versorgung immer noch den Netzanschluss brauchen und somit die Netzdienstleistungen schmarotzen.

Am 14. Dezember 2018 sowie am 10. Januar, 20. Mai, 6., 12. und 25. Juni 2019 gab es ernste Situationen im europäischen Netz, über deren Ursachen bis heute teilweise Unklarheit besteht. Hätte sich eine größere Störung aufgeschaltet, wäre ein Blackout unbekannten Ausmaßes die Folge gewesen. Dann ist es gut, einen Plan zu haben.

Aus grüner Sicht hat das ganze Konzept aber noch einen wesentlichen Mangel. Es fehlen in ihm die Begriffe »Klima« und »CO2
«. Wenigstens die »Klimakatastrophe« hätte berücksichtigt werden müssen.



D WIE



Dreckschleuder, die

Kampfbegriff der grünen Szene für konventionelle Kraftwerke, insbesondere Braun- und Steinkohlekraftwerke. Weitgehend unwissende Ideologen wollen damit die Assoziation zu extrem hohen und schädlichen Emissionen wecken. Da alle Kohlekraftwerke in Deutschland dem BImSchG (Bundes-Immissionsschutzgesetz) und ihren Verordnungen unterliegen und streng überwacht werden – und die Grenzwerte einhalten –, bezieht sich der Begriff »Dreck« speziell auf das emittierte CO2
.

CO2
 ist allerdings weder giftig noch schmutzig, sondern einfach ein Gas sowie Lebensbaustein (für die Fotosynthese), technisches Gas, Löschmittel und Lebensmittelzuschlagstoff (E 290). Ist den Grünlingen eigentlich bewusst, dass sie über die Nahrung ständig Dreck zu sich nehmen?

Anstatt sich an tatsächlich großen Emittenten wie chinesischen Kraftwerken mit sparsamer Filtertechnik abzuarbeiten, wird permanent vor allem deutsche Kraftwerkstechnik bekämpft. Und wenn weiße Kühlturmwolken den »Dreck« eben nicht erkennen lassen, werden nur noch Gegenlichtfotos mit entsprechend dunklen Wolken präsentiert – wie übrigens auch durch einen Großteil der sogenannten »Qualitätsmedien«. Der Mainstream lässt grüßen.

Insbesondere junge Leute fallen auf diese Art Propaganda herein, denn sie wissen nicht, wie die Verhältnisse noch vor wenigen Jahrzehnten waren. Da galten kräftig rauchende Schlote noch als Sinnbild für Frieden, Wohlfahrt, Produktion und Versorgungssicherheit. Alles Parameter, die heute selbstverständlich sind. Wie lange noch?



V WIE



Vorreiter, der

Häufig benutzter Begriff, um bildhaft die Rolle der deutschen Energiewende im internationalen Zusammenhang darzustellen. Gern auch erweitert zur »Vorreiterrolle«.

Speziell zu Zeiten internationaler Klimakonferenzen gern genommen, um eine angeblich führende Rolle Deutschlands beim Umbau der Energiewirtschaft zu postulieren und noch »ehrgeizigere« Ziele zu fordern (ehrgeizig bedeutet in diesem Zusammenhang nichts anderes als teurer).

Auch bei inländisch leise geäußerten Zweifeln angesichts der ausufernden Kosten wird der »Vorreiter« gern als Argument genutzt, denn der voranschreitende Pionier habe eben höhere Kosten als die anderen, die nach ihm kommen.

Im Wortsinn kann sich aber ein Vorreiter nur als solcher bezeichnen, wenn ihm andere Reiter folgen. Wenn wir uns umschauen, folgt uns allerdings – keiner.

Kein Land der Welt legt seinen stabilsten CO2
-armen Teil der Energieversorgung – die Kernkraft – zu gesetzlich festgelegten Terminen still und verfügt gleichzeitig die Außerbetriebnahme von Kohlekraftwerken, auch wenn dies aus Kompromissgründen zunächst als »Sicherheitsbereitschaft« bezeichnet wird. Die Verwirklichung der reinen Wind- und Sonnenlehre steht ganz oben auf der Agenda. Selbst die Empfehlungen des IPCC, auch die Kernkraft und die CO2
-Abscheidung (CCS-Technologie, CCS: Carbon Capture and Storage) als Minderungsoptionen zu nutzen, schlägt man hierzulande hochmütig aus. Derweil beobachtet die Welt interessiert den Lauf der deutschen Energiewende und treibt den Ausbau der eigenen Energiesysteme voran, mit dem jeweils optimalen Energiemix.

Der Hinweis, dass das deutsche EEG international oft kopiert wurde, ist richtig, allerdings wurden diese Gesetze anschließend auch angepasst im Sinne von eingedampft (zum Beispiel Spanien, Italien) oder wieder abgeschafft (zum Beispiel Tschechien) – schlicht aus Kostengründen. Auch der weltweit kräftige Ausbau regenerativer Erzeugungsanlagen erfolgt nur dort, wo er subventioniert wird oder sich eben rechnet. Um den steigenden Bedarf zu decken, wird weiter investiert in Kernkraft, Kohle und Gas.

Nüchtern denkende Menschen würden als Reiter, dem niemand folgt, die Frage stellen, ob die Richtung überhaupt stimmt. Anders in Deutschland. Hier werden eher das Gravitationsgesetz, das Induktionsgesetz und das Ohm’sche Gesetz novelliert als wirksam das EEG …



U WIE



unumkehrbar

Oft gebrauchtes Adjektiv im Zusammenhang mit dem »Atomausstieg«. Gern als Forderung verwendet, zeigt sich dann die ganze Anmaßung grüner Politik. Die selbsternannten Weltretter wollen nicht nur uns sagen, was erlaubt ist und was nicht, sie wollen das sogar für die künftigen Generationen in 20, 50 oder 200 Jahren tun. Gefangen in typisch deutscher Nabelschau werden Entwicklungen der Kernenergetik in der Welt tapfer ignoriert, schließlich handelt es sich um Teufelszeug.

Während China – vor Kurzem noch Empfänger deutscher Entwicklungshilfe – inzwischen selbst Kernkraftwerke bauen kann und dies forciert (derzeit sind über 20 im Bau), gibt Deutschland seine Kompetenzen in Sachen Forschung und Anwendung der Kernphysik politisch gewollt nach und nach auf.

Um den Energiehunger der Welt zu stillen, werden alle möglichen Quellen genutzt. Indien wird seine Kohleförderung bis 2020 auf etwa 1,5 Milliarden Tonnen verdoppeln. Während in Deutschland jedes Kilogramm eingespartes CO2
 wie ein Fetisch gefeiert wird, setzt man im aufstrebenden Indien andere Schwerpunkte: »Der größte Schadstoff ist die Armut«, so der indische Umweltminister. Zusätzlich und um den Bedarf zu decken, sind fünf Kernkraftwerke im Bau.

Ob wir es wollen oder nicht, in 41 Ländern der Welt plant oder baut man neue Kernkraftwerke, teils neue Reaktortypen mit höheren Wirkungsgraden und höherer Sicherheit. Die Entwicklung wird weitergehen – ob und wann wir die Sonne auf die Erde holen können und mittels Kernfusion eine nie versiegende Quelle erschließen, ist noch offen, wäre aber in jedem Fall das Ergebnis kernphysikalischer Forschung.

Natürlich gibt es irreversible, also unumkehrbare Prozesse. Zum Beispiel die Mischung zweier verschiedener Flüssigkeiten (gleicher Dichte) oder den Wärmeübergang von einem wärmeren Körper auf einen kälteren. Menschliche Entscheidungen dagegen sind immer revidierbar, zumal wenn sie in die weite Zukunft oder, wie beim Atomausstieg, bis in die Ewigkeit reichen sollen.

Politisch gesehen hat »unumkehrbar« einen schalen Beigeschmack, etwas Endsieghaftes.



S WIE



Sauriertechnologie, die

Kampfbegriff zur Bezeichnung konventioneller Kohleund Kernkrafttechnologie. Soll suggerieren, dass es sich um veraltete, große und unflexible Technologien handle.

Regenerative Erzeugungsarten wie Biomasseverbrennung (als Lagerfeuer oder Raumheizung) sowie die Nutzung der Wasser- und Windkraft sind allerdings in der Entwicklung der menschlichen Gesellschaft wesentlich eher genutzt worden. Die Verwendung von Kohle statt Holz sowie die Erfindung der Dampfmaschine kamen später und ermöglichten erst die Industrialisierung. Die erste praktische Anwendung der Fotovoltaik 1955 fand etwa zur gleichen Zeit wie die erste energetische Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken statt. Das Alter von Kohle- und Kernenergienutzung rechtfertigt also nicht den »Saurier«-Ansatz.

Waren unsere Vorfahren noch stolz auf immer größere technische Einrichtungen wie Gebäude, Brücken, Türme, Industrieanlagen und eben auch Kraftwerke, gilt heute beeindruckende Größe in einer naturwissenschaftlich schlechter gebildeten Gesellschaft eher als Makel und angsteinflößend. Dabei sind größere Anlagen schlicht Ergebnis besserer technologischer Möglichkeiten und senken durch die sogenannten positiven Skaleneffekte schlicht den Preis pro Produkteinheit. Das führt zu enormen Effektivitätserhöhungen, betrachtet man etwa den Bedienaufwand in großen Industrieanlagen und die damit verbundene relativ geringe Beschäftigtenzahl.

Auch große Betriebe sind in ihren Eigentumsformen nicht gut beleumundet. Wird dem Familienbetrieb trotz manchmal schlechterer Arbeits- und Lohnverhältnisse weitgehend Sympathie entgegengebracht, ist der Begriff »Konzern« inzwischen negativ besetzt, im Grunde zum Schimpfwort verkommen. Obwohl dieser Zusammenschluss von Unternehmen meistens geregelte Mitbestimmung bis hin zum Aufsichtsrat bietet, Tarifverträge und Sozialleistungen und relativ sichere Arbeitsplätze, ist es hier die schiere Größe, die diese Wirtschaftseinheit suspekt macht. Konzerne und deren »Bosse« sind weitgehend Buhmänner, obwohl sie das Gleiche wollen wie der Bäcker an der Ecke: Gewinn machen, damit sie und die Mitarbeiter davon leben können. Also: Größe an sich ist kein Makel.

Die nächste Suggestion soll der bildhafte Vergleich mit den großen fossilen Reptilien bringen. Sie waren durch Masse und Größe sicher nicht die Flinksten und dies wirft man heutigen Großkraftwerken hinsichtlich der Regelfähigkeit vor. Obwohl kaum einer derjenigen, die das behaupten, die Regelfähigkeit mit Zahlen belegen kann (oder will), wird gebetsmühlenartig behauptet, Kern- und Kohlekraftwerke könnten kaum oder nicht ihre Leistung ändern. Um hier nicht in die Details gehen zu müssen, betrachten wir ein Beispiel aus der Praxis: Samstag, 9. August 2014. In einem Zeitraum von neun Stunden und 15 Minuten (zwischen 13:30 Uhr und 22:45 Uhr) gehen in Deutschland Wind- und Sonnenstrom im Umfang von 30.582 Megawatt aus dem Netz – so viel wie etwa 30 Großkraftwerke. Der Wind flaut ab, die Sonne geht unter. Die Spitzenlast (Bedarf) lag an diesem Tag nur bei etwas über 50.000 Megawatt. Der höchste Stundengradient lag zwischen 18 und 19 Uhr und betrug minus 6.619 Megawatt. Die »dargebotsabhängigen« Erneuerbaren stellten ihre Tätigkeit weitgehend ein und lieferten danach so gut wie nichts mehr.

Trotzdem musste die Netzfrequenz bei konstant 50 Hertz gehalten werden, um die Versorgung zu sichern. Wie ist es gelungen, bei diesem enormen Leistungsrückgang die Versorgung zu sichern? Der grün-ökologisch korrekten Lesart entsprechend wäre zu vermuten, dass hocheffiziente und gut regelbare Gaskraftwerke in die Bresche gesprungen sind. Doch leider erfüllt sich diese Hoffnung nicht. Im gesamten August 2014 waren deutschlandweit nur zwischen 500 und 1.500 Megawatt Gaskraftwerksleistung am Netz, zumeist wärmegeführt und deshalb unbrauchbar für die Netzregelung. Und so bleibt die für manche bittere Erkenntnis, dass Braun- und Steinkohlekraftwerke im Verbund mit Pumpspeicherwerken diese Regelaufgabe erfüllten. Auch in dieser Hinsicht zeigt sich der Begriff der »Sauriertechnologie« als praktisch falsch, eben als billige Propaganda.



K WIE



Klimaleugner, der

Bezeichnung für ganz selten anzutreffende Menschen, die behaupten, dass es das Klima als Statistik von Wetterparametern über einen längeren Zeitraum nicht gäbe.

Im übertragenen und stark erweiterten Sinn im Grünsprech verwendet, um Menschen zu diskreditieren, die der These des durch Menschen verursachten globalen Temperaturanstiegs widersprechen oder diese auch nur bezweifeln oder hinterfragen. Führt dazu, dass sich viele Menschen, insbesondere Wissenschaftler und Politiker, öffentlich zu diesem Thema nicht äußern, um nicht Gefahr zu laufen, in die Ecke der Klimaleugner gestellt zu werden. Ein Klassiker der Schweigespirale nach Noelle-Neumann.

Anstelle des üblichen wissenschaftlichen Diskurses von These und Antithese, der zu weiteren Erkenntnissen führt, geht politisch dominierte Klimawissenschaft davon aus, dass mit der These des menschengemachten Wetterwandels (der zum Klimawandel führt) ein unumstößliches Ergebnis vorliegt. Als Begründung dient, dass eine Mehrheit der Wissenschaftler diese Auffassung teile. Vergessen wird, dass seinerzeit auch eine Mehrheit an Wissenschaftlern die Erde für eine Scheibe hielt.

Die Diskussionshoheit soll bei den Verfechtern des menschengemachten Klimawandels verbleiben, um im Sinne dahinterstehender Geldgeber und Lobbygruppen »Alarmismus« teils bis zur Hysterisierung zu betreiben und damit harte wirtschaftliche Interessen durchzusetzen.

Die sprachliche Nähe zum »Holocaustleugner« ist gewollt und dient der Vorverurteilung und Stigmatisierung kritischer Geister.
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Stromer, der

Nette Begrifflichkeit, um elektrisch betriebene Straßenfahrzeuge zu bezeichnen, in der Regel elektrisch angetriebene knuffige Pkw.

Obwohl Elektromobilität in Form von Eisen- und Straßenbahn bewährte Technik ist und Emissionen aus Ballungsgebieten fernhalten, werden sie politisch und wirtschaftlich stiefmütterlich behandelt. Von der Straße auf die Schiene – das war einmal. Die Deutsche Bahn, wohlgemerkt ein Staatskonzern, hat kürzlich die Schließung von 215 Güterbahnhöfen entschieden. Zahlreiche Straßenbahnbetriebe in kommunaler Hand darben und können meist nur durch die Quersubventionierung am Leben bleiben.

Es bleibt einer offenbar desorientierten Regierung überlassen, das Steuersäckel aufzumachen, um dem besser gestellten Teil der Bevölkerung, der überhaupt die Anschaffung eines Elektrofahrzeugs in Erwägung ziehen kann, unter die Arme zu greifen. Im Vergessen darüber, dass weder das Automobil selbst noch die Braun’sche Röhre oder der Transistor irgendwelcher Subventionen bedurfte, um sich durchzusetzen, wird wieder mit administrativer Brachialgewalt und unter Verschwendung von Bürgergeld versucht, eine Wunschtechnologie zur Marktreife durchzusubventionieren.

Berta Benz holte bei ihrer ersten Überlandfahrt unterwegs das Benzin aus der Apotheke. Auf die Idee, über ein Henne-Ei-Problem beim Tanken zu schwadronieren, kam sie einfach nicht. Die Tankstellen kamen von allein, weil es sich rechnete. Aber aus Erfahrung ist in der Politik offenbar wenig Weisheit zu ziehen. Bleibt das Umweltargument. Ja, die Stromer fahren örtlich emissionsfrei, in der Bilanz spielt jedoch der deutsche Strommix eine Rolle. Und der führt dazu, dass ein E-Smart mehr Emissionen verursacht als ein Diesel-Smart. Berücksichtigt man den höheren Energieaufwand für die Herstellung der Stromer, muss dieser erst mal 100.000 Kilometer fahren, um das CO2
-Äquivalent eines vergleichbaren Benziners zu erreichen. Sicher wird dies weniger mit mehr regenerativem Strom im Netz, der aber zumindest nachts, wenn die Stromer üblicherweise geladen werden sollen, in Form von Sonnenstrom nicht zur Verfügung steht.

Fast jedes Bundesland hat seit circa 20 Jahren Geld für Forschung, Versuche und wissenschaftliche Begleitung ausgegeben. Auf der Insel Rügen zum Beispiel wurden bei einem Flottenversuch 1992 bis 1995 60 Lkw, Busse, Transporter und Pkw getestet, für schlappe 40 Millionen D-Mark. Zu dieser Zeit war die Euphorie groß.

Zum Verbleib der Fahrzeuge gibt es keine gesicherten Erkenntnisse. Mercedes Benz kündigte an, 2003 den ersten reinen E-Wagen der A-Klasse zu präsentieren, allgemein ging man davon aus, dass Brennstoffzellenfahrzeuge etwa 2010 »massentauglich« sein würden. Viele Jahre und viele Millionen Subventionsgelder später nun erneut der Versuch, diesmal mit richtig viel Geld, eine eben noch nicht marktfähige Technologie politisch zu pushen. Politik ist Tagesgeschäft, vorausschauendes Denken wird zugegebenermaßen vom Wähler schlecht honoriert. Zeit und Geld sind relativ, wie wir jedes Jahr am BER (Berliner Flughafen) erfahren. Und so schwanken die Entscheidungen von der Abwrackprämie 2009 über den Versuch der Ausländermaut und die Einführung der Gigaliner bis zur Subvention für den Stromer.

Ergebnisse sind der Fernbusboom, die Verlagerung von Verkehr von Schiene und Fluss auf die Straße, verfallende Straßen und Schienen und die augenfällige Zunahme an SUV im Straßenbild. Diese panzerähnlichen Fahrzeuge, die vor Jahren noch unter das Kriegswaffenkontrollgesetz gefallen wären, stehen symbolisch für eine Verkehrswende in die falsche Richtung, hervorgerufen von einer politischen Laienspielgruppe, der der Wähler zu viel zutraute.

Und so stehen sie früher oder später alle im Stau: der Lkw, der Fernbus, der Gigaliner, der Benziner, der Diesel, der SUV und der Stromer.
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Sonnenkönig, der

Freundliche Bezeichnung für Leute, die mit der Energiewende schnell sehr reich geworden sind, speziell auf dem Gebiet der Fotovoltaik. Ihre anzuerkennende Leistung besteht darin, zum richtigen Zeitpunkt mit viel Geld in die Subventionswirtschaft eingestiegen zu sein.

Namentlich zählte Ex-RTL-Ikone Daniel Küblböck dazu, der seine erste Million 2005 fast komplett in eine Solaranlage in Niederbayern steckte. O-Ton: »Die SPD hat mich reich gemacht.«

Auch wer schon richtig reich ist, wie zum Beispiel Familie Quandt, macht mit Wind und Sonne noch mehr Kohle. Frank Asbeck, Mitbegründer, Urgestein und heute noch Mitglied von Bündnis 90/Die Grünen, machte den Großteil seines mehrere Hundert Millionen betragenden Vermögens mit der Kraft der Sonne in Symbiose mit dem deutschen EEG. Er begründete die SolarWorld AG, für die er noch mal 130 Millionen Euro Staatsknete in Form von Fördermitteln einfuhr, und ist eifriger Sonnenlobbyist mit Wirksamkeit bis in EU-Kreise. Auf der jährlich veröffentlichten »Liste der Schande« der Deutschen Schutzvereinigung für Wertpapierbesitz finden sich für 2014 drei Solarkonzerne unter den zehn größten Kapitalvernichtern – Platz 1 nimmt, wie im Jahr davor, SolarWorld ein. Sage und schreibe 99,5 Prozent des Kapitals wurden hier in den drei Jahren davor verbrannt. Trotz dieser Rückschläge durch das Platzen der Solarblase nach 2012 ließ es sich Asbeck gut gehen. 2013, als sein Konzern bereits in großen Schwierigkeiten steckte, kaufte er mal nebenbei Thomas Gottschalk für mehr als 5 Millionen Euro Schloss Marienfels am Rhein ab.

Gleichzeitig fegte eine erste Entlassungswelle durch das Unternehmen und er sprach von weiteren »Anpassungen auf der Lohnkostenseite«. Als nach dem Schuldenschnitt die Firma gerettet schien, wurde auf Schloss Marienfels kräftig gefeiert – ungewohnt für die Nachbarn auf der anderen Rheinseite, die Gottschalks kulturvolle Anwesenheit kaum bemerkt hatten. Immerhin erreichte die Lautstärke einen Pegel, der die Nachbarn die Polizei rufen ließ. Vom direkt benachbarten Schloss Calmuth kam allerdings kein Protest, denn das gehörte Asbeck schon vorher.

Zwischenzeitlich war nach einem Schuldenerlass und Kapitalschnitt die Insolvenzgefahr gebannt, der Sonnenkönig konnte wieder entspannter feiern. Auch eine Partnerschaft mit Qatar Solar Technologies konnte indes den endgültigen Crash vermeiden. Der 2017 drohenden Insolvenz konnte noch einmal mit einer Änderung der Gesellschafterstruktur begegnet werden, 2018 war dann endgültig Schluss.

Wie viel Vermögen dem ehemals bewunderten grünen Großunternehmer geblieben ist, bleibt ein Geheimnis. Seinen ehemaligen Billiglöhnern kann man nur wünschen, jetzt in nachhaltigen Branchen beschäftigt zu sein.
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Grünstrom, der

Landläufige Bezeichnung für Strom, der aus regenerativer Erzeugung (Wind, Wasser, Sonne, Biomasse, Geothermie) stammt.

In Analogie zur grünen Natur und weil kein fossiler Rohstoff als Brennstoff für den laufenden Betrieb verbraucht wird, hat sich der Begriff »Grünstrom« eingebürgert.

International gibt es auf ihn eine teils andere Sicht. Um die Abgrenzung zu Strom aus fossilen Quellen deutlich zu machen, gilt zum Beispiel in Schweden auch Atomstrom als »grüner« Strom, da dessen Produktion sehr emissionsarm erfolgt. Ein Atomausstiegsbeschluss ist dort jüngst kassiert worden, zehn ältere Reaktoren sollen sukzessive durch neue ersetzt werden und Grünstrom produzieren.

Durch das Marketing nach der Strommarktliberalisierung 1998 kam auch die Farbe Gelb ins Spiel. Ein deutscher Stromkonzern gründete mit großem Aufwand eine Tochtergesellschaft, die fortan vorgab, gelben und günstigen Strom zu verkaufen. Günstig ist immer relativ, Farbe immer nur Symbol. Sobald der Strom im Verbundnetz landet, ist er durch den Mix grau wie der Alltag, egal, welche Farbe man ihm zuschreibt.

Bei der Elektrizität handelt es sich um einen Fluss von Ladungsträgern, der durch Parameter wie Stromstärke, Spannung, Widerstand bestimmt wird. Strom ist geräusch- und geruchlos, unsichtbar, farb- und charakterlos, hilfreich, manchmal sogar tödlich gefährlich, völlig ungeachtet der Art seiner Herstellung.

Seine Verbreitung ähnelt menschlichem Verhalten – er nimmt immer den Weg des geringsten Widerstands. In der Praxis bezieht der Grünen-Stadtbezirksverordnete in Berlin trotz 100-prozentigem Ökostromvertrag seinen Strom fast immer von einem benachbarten Heizkraftwerk auf Erdgasbasis. Die Leitungslängen zu Windkraftanlagen oder Solarparks in Brandenburg sind zu groß, um den Grünstromanteil in seinem örtlichen Graustrom zu pushen.

Grünstrom aus Wind und Sonne bedarf immer der Einbettung in ein Netz, das die Schwankungen durch Sonnenlauf und Launen des Wetters auffängt und zusätzlich die Systemdienstleistungen (Frequenz- und Spannungshaltung, Blindleistung) liefert. Dies geschieht mithilfe der rotierenden Massen der Turbinen-Generatorsätze. In Ländern mit sehr hohem Grünstromanteil, zum Beispiel Norwegen, erledigt das die Wasserkraft, und bei uns werden konventionelle Kraftwerke eben auch zu diesem Zweck weiter gebraucht, auch wenn mit wachsendem Eifer gegen die physikalischen Zusammenhänge demonstriert wird.

Grünstrom ist uns lieb und teuer, für die meisten aber nur teuer. Das Besondere daran ist, dass er dank eines Gesetzes namens EEG eine Umverteilung von Geld hervorbringt, unter der vor allem die unteren sozialen Schichten leiden. Der Geringverdiener, Rentner oder Hartzer in der Mietwohnung hat weder Geld noch Platz, in eine Solaranlage investieren zu können. Er zahlt aber zwangsweise dem Beamten, Zahnarzt oder Anwalt die 8- oder mehrprozentige Rendite auf dessen Eigenheimdach. Etwa 400.000 Haushalte in Deutschland schaffen das nicht und ihnen wird jährlich – zumindest zeitweise – der Stecker gezogen.

Bei der Prognose der Entwicklung der EEG-Umlage zeigen sich Politiker und politische WissenschaftlerInnen immer wieder auf dem falschen Fuß. Spitzenreiter im Fach falsche Vorhersagen ist unser aller Dosenpfand- respektive Eiskugel-Jürgen, Grünen-Linksaußen und aktiver Mitverursacher des vermurksten EEG. Im Jahr 2004 weissagte er, dass die Förderung des Grünstroms den Durchschnittshaushalt nicht mehr als eine Kugel Eis pro Monat kosten werde. Nunmehr sind es etwa 20 Kugeln, eispreisunbereinigt.

Einer seiner Nachfolger im Amt, Herr Röttgen von der CDU (»Muttis Bester«), lag in einem Spiegel
-Interview 2012 auch gut daneben: »Ein Durchschnittshaushalt zahlt zur Förderung der erneuerbaren Energien etwas mehr als 10 Euro im Monat. Viel mehr sollte es nicht werden …«. Nun gut, es ist bis heute etwa das Doppelte geworden.

Kanzlerin Merkel verkündete 2011 im Bundestag, dass die EEG-Umlage »nicht über die heutige«, also damalige, »Größenordnung von 3,5, Cent pro Kilowattstunde« steigen solle. Nun ja, reden und handeln sind bei Politikern nur selten kongruent. Aktueller Stand: 6,35. Prognose: steigend; es wird weiter mit 20-jähriger Gelddruckgarantie zugebaut.

Und Frau Professor Kemfert, laut Zeit
 »Miss Energiewende«, prophezeite 2011 eine EEG-Umlage für 2020 von 3,64 Cent pro Kilowattstunde. Das liegt ordentlich daneben.

Ex-Umweltminister Altmaier hatte 2013 den Mut auszusprechen, dass sich die bis 2022 gesetzlich zugesicherten Einspeisevergütungen auf etwa 680 Milliarden Euro
 summieren.

Den Sanierungsbedarf der desolaten Berliner Schulen schätzt man auf etwa 2 Milliarden Euro, die WHO (Weltgesundheitsorganisation) den Aufwand für die weltweite Ausrottung der Kinderlähmung auf 5,5 Milliarden Euro. Beides kommt mangels Geld nicht voran.
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Aktivist, der

Gern auch als »Aktivist*in« oder »Aktivist(Inn)en« benannt, da oft ein Zusammenhang mit genderaffinem Klientel gegeben ist. Bezeichnet Menschen, die sich für eine Sache aktiv einsetzen.

Ehemals in der DDR gebrauchter Begriff, um Arbeiter für hohe Leistungen in der Produktion als »Aktivist der Sozialistischen Arbeit« auszuzeichnen und deren Vorbildwirkung zur Steigerung eben dieser Produktion zu nutzen. Wurde mit Urkunde und Medaille honoriert. Damit besteht heute kein Zusammenhang mehr.

Es existiert eine Spezialisierung, die zu den Erweiterungen Umwelt-, Tierschutz-, Klima-, Menschenrechts- oder Antisowieso-Aktivist führt. Der Aktivist tritt in der Regel nicht allein, sondern fast immer in Gruppen Gleichgesinnter auf und äußert sich durch Aktionen, weniger durch Argumente. In Diskussionen werden oft Argumente durch Sprechchöre, Trillerpfeifen oder anderes ersetzt. Die Anlässe, die zum Auftreten von Aktivisten führen, können sehr verschieden sein und richten sich in der Regel gegen etwas, seltener für etwas.

Die wenigsten Aktivisten werden helfend wirksam und wenn, wie zum Beispiel bei den Tafeln oder in der Flüchtlingshilfe, werden sie nicht mehr so genannt, sondern sind schmucklose Ehrenamtliche. Da deren Tätigkeiten praktische Arbeit implizieren, passen sie zum Bild des Aktivisten nicht mehr, denn der steht für höhere Ideale, also mindestens für die Rettung von Bäumen, Tierarten, des Klimas oder der ganzen Welt, die insbesondere vor Menschen geschützt werden muss.

Kennzeichnend für die Stellung des Aktivisten ist sein Gruppenverhalten, in denen er sich permanent durch Diskussionsprozesse mit Gleichgesinnten in seinem Anliegen selbst bestätigt und nicht genehme Argumente von außen blockiert.

Während man in Deutschland den Aktivisten medial und politisch den Teppich ausrollt, kann ihr Auftreten international auch mal danebengehen. Wenn man beim »Zeichensetzen« versucht, eine Bohrinsel zu entern, setzt Verwunderung ein, wenn die Gegenseite das nicht als Geländespiel, sondern als Angriff auffasst.

Überhaupt ist das »Zeichensetzen« die Lieblingsbeschäftigung von Aktivisten. Aber weil das Abseilen von Brücken, Plakatehochhalten, Gleisebesetzen, Ballonflug und Ähnliches inzwischen altbacken wirken und medial kaum noch Quote bringen, sind verschärfte Aktionen stark im Kommen. Land- und Hausfriedensbruch, Nötigung, Vandalismus, Sachbeschädigung und Brandstiftung sind zunehmend im Werkzeugkasten der Aktivisten zu finden. Die Legitimation dafür holen sie sich aus ihrer vermeintlichen moralischen Überlegenheit gegenüber schnöden, zumal bürgerlichen Gesetzeswerken. Weitgehend unabhängig von der Schwere durchgeführter Straftaten werden die nunmehr Kriminellen von den Medien weiterhin liebevoll als Aktivisten bezeichnet.

Aktivisten sind allerdings sehr sensibel, wenn sie auf Widerstand treffen. Daher umgeben sie sich mit einem Netzwerk guter Anwälte und sympathisierender Journalisten und nehmen manchmal »Polizeibeobachter« oder Politiker, die sich selbst zu »parlamentarischen Beobachtern« erklären, zu ihren Auftritten mit. In der Regel fehlt es den Aktivisten nicht an Finanzkraft. Sollte es zu Geldstrafen kommen, können diese locker durch hinter ihnen stehende Organisationen bezahlt werden. Diese wiederum beziehen den Großteil ihrer Finanzen aus Fördermitgliedschaften, die in einigen gesellschaftlichen Kreisen zum guten Ton gehören.

Soziografisch sind Aktivisten vor allem im Altersbereich von 18–30 Jahren zu verorten, mit Abi in der Tasche, solide halbgebildet, das Freiwillige Ökologische oder Soziale Jahr vor oder hinter sich, bei Mutti wohnend und den geisteswissenschaftlichen Studienplatz suchend oder innehabend. Ausnahmen sind zeit- und finanzstarke Pensionäre und Rentner, die nach örtlich ausgeübtem Widerstand die Wärme und Nähe der gleichdenkenden Gemeinschaft schätzen lernten und mit Demoreisen eine neue Touristiksparte begründen. Sie sind zwischen Anti-Atom Gorleben, Hambacher Forst, Anti-Gentechnik Berlin, Anti-Stuttgart 21, Gegen-TTIP München und Anti-Braunkohle Lausitz unterwegs und bilden Masse. Der Eindruck, halb Deutschland wäre auf den Demos vertreten, ist trügerisch. Es sind oft immer dieselben.

Arbeitnehmer, Handwerker, Selbstständige, medizinische Fachkräfte, Ingenieure oder Naturwissenschaftler sind aus nachvollziehbaren Gründen eher selten unter ihnen anzutreffen – sie müssen die Gesellschaft am Laufen halten und Steuern zahlen.

Aktivisten sind unterschiedlich stark radikalisiert und oft verschwimmen die Grenzen des eigentlichen Ziels der Aktivitäten und die Bewegung mündet in Gesellschafts- und Systemkritik. Die Degrowth-Theorie steht dann vorn auf der Liste der Ideologien und das bedingungslose Grundeinkommen wird umschwärmt. Eine Vermischung mit politischen Gruppen findet statt, die wenigstens zugeben, zuvorderst das »Schweinesystem« beseitigen zu wollen.

Ältere Aktivisten etablieren sich im politischen System in einschlägigen Parteien oder steigen in ihren Kreisen zu Führungskräften auf oder durch gewachsene Erkenntnis und Lebensweisheit aus.
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Wüstenstrom, der

Bezeichnung für Strom, der in Wüstengebieten produziert wird. Gemeint ist Solarstrom aus Fotovoltaik oder Solarwärme. Aufgrund der hohen Strahlungsdichte in den äquatornahen Gebieten besteht die Hoffnung, zu konkurrenzfähigen Preisen die Elektrifizierung der meist weniger entwickelten Länder vorantreiben zu können.

In Gebieten ohne Netzanschluss Solarstrom zu nutzen, um Licht in die palmenblattgedeckte Laube zu bringen, ist für die Bewohner ein großer Fortschritt. Namibia stellte bereits auf der Expo 2000 in Hannover die Technik dazu vor, ganz ohne Hilfe von EUROSOLAR, Klimaallianz oder den Grünen.

Die großtechnische Nutzung erweist sich indes als schwierig und vor allem teuer. Die reine Fotovoltaik erfordert immer ein dahinterliegendes Netz, das durch andere Kraftwerkstypen ausgeregelt wird und/oder große Speicherkapazitäten. Eine andere Option sind solarthermische Kraftwerke, in denen durch konzentriertes Licht ein Arbeitsmedium erwärmt wird, das eine Turbine antreibt. Durchwachsene Erfahrungen dazu gibt es bereits in den USA, Spanien und Marokko.

Die Stadtwerke München haben im spanischen Andasol schlappe 64 Millionen Euro abschreiben müssen, nachdem die spanische Regierung die zugesicherte Einspeisevergütung von 46 (!) Cent pro Kilowattstunde strich. Marktwirtschaftlich betreiben lässt sich ein solches Kraftwerk offensichtlich nicht, auch wenn die Sonne keine Rechnung schickt. Übrigens klagen die Münchner und andere deutsche Investoren jetzt vor dem in Deutschland besonders übel beleumundeten internationalen Schiedsgerichtshof ICISD (International Centre for Settlement of Investment Disputes, auf Deutsch: Internationales Zentrum zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten) gegen Spanien.

Bekannter ist sicherlich das Projekt DESERTEC, das nach medialem und politischem Hype inzwischen krachend gescheitert ist. Das eigentlich Interessante daran ist nicht die vorher absehbare Tatsache selbst, sondern es sind die Fehleinschätzungen bekannter Persönlichkeiten, denen man an dieser Stelle einen gewissen Mangel an gesundem Menschenverstand attestieren muss. Selbst die Ethikkommission schätzte seinerzeit in ihrem ethisch-theoretischen Bericht das Projekt als wichtigen Ansatz für die (deutsche!) Energiewende ein.

Das hochgejubelte Wüstenstromprojekt wurde 2009 gestartet und 2014 im kleinen Kreis zu Grabe getragen, nachdem sich unter anderem E.ON, die HSH Nordbank, Bilfinger, Siemens und Bosch zurückgezogen hatten.

»Das Projekt wird nicht nur die europäische Energieversorgung revolutionieren und auf eine neue, klimafreundliche Grundlage stellen«, so der damalige schleswig-holsteinische Umweltminister von Boetticher im Juni 2009.

Klimapapst Hans Joachim Schellnhuber, der den Weltuntergang nur durch eine »große Transformation«, also Weltrevolution, für vermeidbar hält, machte sich offenbar auch nicht allzu viele Gedanken über mögliche Probleme. Dabei sind das mühsame Streben und die Konflikte, Stromleitungen von Nord- nach Süddeutschland zu bauen, Kleinkram angesichts der Distanzen in Nordafrika und von Afrika nach Europa. Ganz zu schweigen von den politischen Unwägbarkeiten. Selbst bei wohlwollender (und kostenträchtiger) Zustimmung der örtlichen Potentaten stellt sich die Frage nach dem Wert von Verträgen mit ihnen, wenn ein Militärputsch, ein arabischer »Frühling« oder schlicht ein Regierungswechsel dazwischenkommen. Und die möglichen technischen Probleme beim Einfangen der Sonnenkraft werden mit dem üblichen Solaroptimismus nicht erst genannt, zum Beispiel der Tag-/Nachtausgleich oder die Spiegelerblindung durch Sandstürme. Während sichere Atomendlager angeblich nicht möglich sind und CO2
 nicht sicher unter der Erde gelagert werden kann (obwohl das beim Erdgas keine Probleme bereitet), waren die Ökoszene und auch der Klimaberater beim Wüstenstrom voll optimistisch.

Schellnhuber 2009: »An diesem Vorhaben kommt niemand vorbei: Die Solarenergie aus großen Kraftwerken im Sonnengürtel der Erde wird zukünftig eine strategische Rolle bei der globalen Energieversorgung spielen …« Zur Erinnerung: Man hoffte damals, dass ab 2050 etwa 15 Prozent des europäischen Strombedarfs mit Wüstenstrom gedeckt werden könnten.

Frau Professor Kemfert vom DIW (Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung), sonst immer für Ökostromeuphorie zu haben, relativierte allerdings schon 2010 ein klein wenig: »Das DESERTEC-Projekt (…) ist ein gutes Projekt, ein richtiges Projekt zur richtigen Zeit. Allerdings sollte in der öffentlichen Berichterstattung vermieden werden, zu glauben, man würde diese Projekte nur installieren, um Europa mit Strom zu versorgen. Zunächst einmal muss es darum gehen, in den nordafrikanischen Staaten die Energieversorgung auf erneuerbare Energien umzustellen. (…) Erst dann wird man auch Strom nach Europa liefern können. Dies wird Jahrzehnte dauern (…) Es wird nicht 70 Jahre dauern, bis man überhaupt Wüstenstrom nach Europa wird liefern können. Es wird aber mindestens 70 Jahre dauern, bis man eine Vollversorgung mit erneuerbaren Energien in Europa wird schaffen können …«

Doch afrikanische Staaten haben diese Zeit nicht und wollen endlich Strom ohne tägliche Unterbrechungen. Ägypten ließ sich von Siemens drei Großkraftwerke auf Erdgasbasis mit je 4.800 Megawatt Leistung bauen, deren Finanzierung Deutsche Bank, HSBC und KfW IPEX-Bank übernahmen. Der Sudan bestellte in China ein Kernkraftwerk. Saudi-Arabien orderte russische Kernreaktoren.

Wenn die Nutzung der Sonnenenergie selbst in den sonnenreichsten Gegenden der Welt schon problematisch und aus Kostensicht kaum darstellbar ist, wie kann sie in Deutschland je konkurrenzfähig sein? Der Bundesverband Solarwirtschaft möchte »Solarenergie rasch zu einer tragenden Säule der Energiewirtschaft« ausbauen. Noch einmal zur Kenntnis: Deutschland liegt zwischen dem 48. und 55. Breitengrad, etwa auf gleicher Höhe mit dem südlichen Kanada und Neufundland. Die Sonne schaut im Dezember und Januar nur für knapp acht bis neun Stunden flach über den südlichen Horizont. Die Sonnenstromausbeute der Module beträgt dann etwa 15 Prozent im Vergleich zum Sommer.

Man muss schon ein sehr sonniges Gemüt oder den unbedingten Willen zum Abschöpfen maximaler Subventionen haben, bei solchen Voraussetzungen von einer tragenden Säule zu fantasieren. Bildlich gesprochen kippt die Säule jeden Abend um und ist im Winter nicht mehr als ein Stummel, der über die Mittagszeit aufgerichtet wird. Und wenn er wieder umgefallen ist, schalten die Leute das Licht ein und brauchen den meisten Strom.

Ja, natürlich kann man Speicher installieren. Aber die rechnen sich in Deutschland nicht und sind im Streichelzoo der Erneuerbaren nicht durch das EEG begnadet. Und von technischen, politischen und Akzeptanzproblemen reden wir jetzt mal nicht.

Erfreuen wir uns lieber am täglichen Sonnenaufgang und wertschätzen die ach so gestrige, aber zuverlässige Kraftwerkstechnik.
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Phantomstrom, der

Dieser ist im Grunde der Phantomschmerz der Energiewende: Es gibt diesen Strom nicht, er tut aber den Verbrauchern finanziell richtig weh.

Ursache dieser teuren Misere ist nicht ein schlichter Webfehler im EEG, sondern eine in voller Absicht durch Lobbyisten ins Gesetz geschriebene Gelddruckberechtigung für die Ökoindustrie in Form des § 12. Sie führt dazu, dass überall, wo es die Regionalplanung gestattet, gebaut werden darf, unabhängig von der Netzsituation.

Während beispielsweise in Polen der investierende Windmüller die Zustimmung des Netzbetreibers braucht, um eine Genehmigung zu bekommen (und auch einen Mindestjahresertrag garantieren muss), werden in Deutschland die Netzbetreiber gezwungen, jede noch so abgelegene Anlage anzuschließen, auch auf hoher See, und die Kosten über die Netzgebühren allen Verbrauchern im Versorgungsgebiet aufzudrücken. Dies führt bei der Ökoindustrie zur Mentalität des »build and forget« und zu hohen Netzgebühren dort, wo viele Windkraftanlagen stehen, wie in Meck-Pomm oder Brandenburg. Das Grundprinzip der Energiewende, gültig für die sogenannten Erneuerbaren, lautet: keinerlei unternehmerisches Risiko. Einfach bauen und vergessen, um den Rest müssen sich andere kümmern: Energieableitung, Netzausbau, Ausregelung der Schwankungen, Abrechnung … Als einziges Risiko bleibt, dass der Projektentwickler Wind- oder Sonnenprognosen schöngerechnet hat oder die Anlagen ihre vorhergesagten Parameter nicht erreichen.

Als Folge des EEG muss auch Strom vergütet werden, der aufgrund von örtlichen Netzüberlastungen nicht abgenommen und damit nicht produziert werden kann. Hinzu kommen erhebliche Kosten für die Abregelung (das »Redispatch«) konventioneller Kraftwerke von zurzeit etwa 1,2 Milliarden Euro, steigende Tendenz gesichert. Die »Entschädigung« für den nicht erzeugten Ökostrom belief sich 2015 auf etwa 250 Millionen Euro. Wenn WKA durch Herumstehen Geld verdienen, sind sie auch keinem Verschleiß ausgesetzt. Ein guter Deal für die Windmüller.

Der größte Schildbürgerstreich ist jedoch in der Nordsee zu erwarten: Nördlich von Borkum entstand »Emden-Ost«, ein schicker Offshore-Windpark mit einer installierten, das heißt möglichen Leistung von 900 Megawatt. Doch leider gibt es ein kleines Problem: Die Windräder werden zwar ab 2019 betriebsbereit sein, auch die Umspannstationen im Meer und sogar ein Kabel, um den Strom in Emden-Ost an Land zu bringen – aber dort versandet dann dieser Teil der Energiewende. Denn die nötige Leitung für den Weitertransport wird wohl erst 2021 fertig werden. Grotesker Effekt: Weil der Betreiber eine Zusage über die Stromproduktion hat, werden pro Jahr bis zu 900 Millionen Euro für Strom fällig, der gar nicht in das Stromnetz eingespeist, also nicht produziert wird – Phantomstrom eben.

»Wenn es in bis zu drei Jahren keine inländische Leitung geben wird, wovon ich ausgehe, werden also bis zu 2,7 Milliarden Euro sprichwörtlich in den Sand gesetzt«, kritisierte der damalige stellvertretende Fraktionsvorsitzende der CDU/CSU-Fraktion, Michael Fuchs. Die Zahl mag hoch gegriffen sein, da zumindest ein Teil des Stroms über andere bestehende Leitungen abtransportiert werden könnte. Aber dass über drei Jahre tatsächlich eine Milliardensumme zusammenkommen könnte, wird aus den Kreisen von Netz- und Windparkbetreibern keinesfalls bestritten. Dass sich SuedLink und andere Trassen nach Süden verzögern, ist der Festlegung auf Erdverkabelung geschuldet, die komplett neue Planverfahren erfordern. Wie sich nach dem Fall der letzten Regelstäbe in Neckarwestheim und Isar Zwo ab 2022 die Versorgung Süddeutschlands darstellen wird, ist noch nicht genau abzusehen. Eine zweite Preiszone wäre noch das geringste Problem. Da niemand mehr das Wort »Problem« benutzt, sagen wir also zeitgeistkompatibel: Es wird herausfordernd.

Der Netzausbau holpert auch an anderen Stellen. Seit 2005 versucht 50Hertz die Uckermarkleitung nach Berlin zu erneuern, im Wesentlichen eine Aufrüstung einer 220 Kilovolt- zu einer 380 Kilovolt-Leitung. Mehrere Bürgerinitiativen arbeiten dagegen an und erzielten 2016 wiederum Erfolg vor Gericht – es wird also immer noch nicht gebaut. Die vorgebliche Gefahr von Leukämie und Fehlgeburten gibt den Gegnern die nötige Motivation, sowie natürlich einige hinter ihnen stehende Organisationen. Im November 2018 kam es dann zu einem weiteren Erörterungstermin zum Planergänzungsverfahren – gebaut wird immer noch nicht.

Immer öfter müssen die WKA-Felder in der Uckermark und Vorpommern abgeschaltet werden, weil die regionalen Netze überlasten. Ein gern von Grünen genommenes Argument: Die Abregelung sei nötig, weil Kohlekraftwerke die Netze »verstopfen« würden. Wieder eine typische grüne Nebelkerze. Im Nordosten gibt es keine Kohlekraftwerke in der Nähe und wenn woanders ein solches zurückgefahren wird, hilft das dem örtlich überlasteten Netz nicht – im Gegenteil. Ist im Norden viel Wind, müssen Kraftwerke im Süden gegenfahren, eben damit die Übertragungsleitungen nicht überlasten.

In diesen Fragen gibt es nun die angeblich alle Probleme einfangende Lösung: Erdkabel. Dass diese bis zu achtmal teurer sind, stört die Umweltbewegten nicht, es ist ja das Geld aller, das über Netzgebühren dafür eingesammelt werden muss. Aber ob jedem bewusst ist, dass Erdkabel nicht unsichtbar und folgenlos bleiben?

Es bleibt eine etwa 25 Meter breite Schneise, die nicht bebaut werden darf. Die Eigenwärme der Kabel führt zur Austrocknung der darüber liegenden Erde, sodass diese schlechter bewächst. Strahlung und Magnetfeld sind mitnichten geringer. Und es braucht Konverterstationen als verbindende Elemente zum Drehstromnetz.

Hier tut sich eine neue Spielwiese auf, als Vorgeschmack dazu ein Forumeintrag zu einer geplanten Konverterstation in Osterath:

»Die Planung der Konverterstation stieß sofort in der Breite der Bevölkerung auf Widerstand. Die Maße der Anlage sind extrem und verändern das Ortsbild total. Das darf nicht hingenommen werden!!!«

Eine Konverterstation beansprucht solide 100.000 Quadratmeter Fläche, davon werden etwa 20.000 Quadratmeter von einer etwa 20 Meter hohen Halle belegt. Nicht nur deshalb wird es diese Technik nur für lange Strecken geben.

Die Windmüller können sich gelassen zurücklehnen und dem Trudelbetrieb ihrer Anlagen zusehen. Phantomstrom bringt Geld. Jede Änderung am EEG wird hart bekämpft und mit dem Ende der Erneuerbaren wird gedroht, respektive dem Nichterreichen der »Klimaziele« und damit dem sicheren Ende der Welt.

Dass Windkraftanlagen kein CO2
 vermeiden, weil ihr eingespeister Strom an anderer Stelle Zertifikate spart, also gegenläufig zum Emissionshandelssystem wirkt, wollen immer noch nicht alle Ideologen verstehen. Wirksam wäre dagegen, mit dem realen Geld an Stelle des Phantomstroms Zertifikate zu kaufen und dem Markt zu entziehen. Das wäre eine CO2
-Minderung.

Der Phantomstrom ist aber kein Schicksal, das über uns gekommen ist, sondern Menschenwerk. Verursacht von Lobbyisten, die Politik machen – eben Phantompolitikern.
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Jobwunder, das grüne

Durch nichts zu erschütternde Wunschvorstellung linker und grüner Politiker.

In der Annahme, dass viele Subventionsmilliarden auch positive volkswirtschaftliche Effekte in Form neuer Arbeitsplätze haben müssten, werden reale Entwicklungen vollkommen verdrängt.

Wie in diesen Parteien üblich, geht Glauben vor Wissen. Und so repetiert man das Mantra vom zu erwartenden – oder schon eingetretenen – Wunder zahlreicher neuer Arbeitsplätze. Tatsache ist aber, dass die tatsächlich eingetretene subventionierte Beschäftigung bei den »Erneuerbaren« seit 2012 eingebrochen ist. Gravierendstes Ereignis war das Platzen der Solarblase als Folge jahrelanger Überförderung und strammen Politikversagens.

Dabei begann alles so hoffnungsvoll mit vielen neuen Namen: Odersun, First Solar, Conergy, Q-Cells, Solon, Bosch Solar, EverQ, Ersol, Schott Solar, Sunways, Antec, Solarwatt, Solon, Aleo Solar, Solar Millennium, EPV Solar – Aufzählung unvollständig. Die meisten dieser optimistisch Gestarteten gibt es nicht mehr.

In Frankfurt an der Oder, wo das Wirtschaftsleben ruhig und überschaubar ist, setzte 2005 ein Boom ein. Die Chance, Solarhauptstadt zu werden, schien zum Greifen nah und die Freude war groß, als sich mit Odersun, First Solar und Conergy gleich drei Schwergewichte der Branche niederließen. Es gab feierliche Einweihungen, kluge Sprüche, fast 120 Millionen an Subventionen und Niedriglöhne.

Im Jahr 2012 waren alle wieder weg. First Solar überwies in der Zeit seines segensreichen Wirkens cirka 1 Milliarde Euro Profit an die Zentrale in Ohio und zog wie die Abendsonne wieder gen Westen. Um Frankfurt/Oder vor der Zahlungsunfähigkeit zu bewahren, griff das Land Brandenburg dem Stadtkämmerer noch einmal mit 22 Millionen Euro unter die schweißnassen Arme. Die 2.000 Mitarbeiter im Schatten des Sonnenuntergangs, zum großen Teil Billiglöhner mit Stundensätzen um 6 Euro, standen jetzt im Regen. Die Solarindustrie legte auf altmodische Sachen wie Tarifverträge, mitbestimmende Betriebsräte, Berufsausbildung, Zeitzuschläge und deutschen Firlefanz wie Weihnachts- und Urlaubsgeld wenig Wert. Dann eher amerikanische Arbeitszeitmodelle mit zwölfstündigen Tag- und Nachtschichten.

Wenn schon die Gewerkschaften meist vor dem Tor bleiben mussten, hilft vielleicht der Bundesverband der Solarwirtschaft (BSW)? Der erklärte sich für solche Fragen rundweg nicht zuständig.

Um möglichst schnell viel Geld zu verdienen, sparte man in der Solarbranche auch an der Forschung – nur 2,5 Prozent des Gewinns ging in F&E, nicht mal die Hälfte des sonst in der Industrie Üblichen. Gewollt wurden Technologievorsprung und Marktführerschaft. Wenn die Gierigen aber an der Forschung knausern, ist es kein Wunder, wenn die Chinesen Marktführer werden. Und so halbierte sich die Zahl der Arbeitsplätze von 2007 bis 2014.

Immerhin waren 2014 über 355.000 Menschen insgesamt bei den »Erneuerbaren« subventioniert beschäftigt, wenn auch durch Abgrenzungsprobleme nur teilweise. Während im konventionellen Bereich nur die direkt Beschäftigten gezählt werden, nicht aber Anlagenbauer und Dienstleister, gibt man sich in der grünen Wirtschaft großzügig. Nicht nur die zum Betrieb der Anlagen und ihrer Herstellung nötigen Menschen werden gezählt, sondern jeder, der auch nur anteilig Hand anlegt wie der Dachdecker, der hin und wieder ein Solarpaneel aufschraubt.

So waren 2011 von 133.000 der Solarwirtschaft zugerechneten Menschen nur 18.000 direkt in der Produktion solcher Teile tätig. Die anderen zählten unter »Handwerk, Vorbereitung und Sonstiges«. Trotzdem ist die Blütezeit lange vorbei und wird – dem Mindestlohn und den EEG-Reförmchen sei Dank – in dieser Form einer künstlichen, nicht marktgerechten Blase nicht wiederkommen.

Nur ein Bundesland schmückt sich mit einem »Energiewendeminister«. Diesen Titel trug in Schleswig-Holstein die grüne Lichtgestalt Robert Habeck. Er behauptete auf einem Grünenparteitag, die Erneuerbaren bräuchten nicht mehr weiterentwickelt, sie müssten nur noch »angewendet« werden. Mit Leuten dieser Qualität wird es offensichtlich keine »100 Prozent erneuerbar« geben.

In diesem gut verspargelten Bundesland wohnt die deutsche Offshore-Windenergie-Industrie. Überraschend, dass nach einer Studie der Uni Kiel trotzdem nur 0,6 Prozent der Gesamtbeschäftigten im Land bei »Erneuerbaren« arbeiten, in ganz Deutschland sind es etwa 0,8 Prozent. Die Offshore-Ausbauziele hat die Bundesregierung inzwischen deutlich gekürzt – ein Glück für die Verbraucher angesichts der preistreibenden Offshore-Umlage.

Verdienst ohne Arbeit gibt es dagegen für die Verpächter von Grundstücken für Windkraftanlagen. Knapp 45.000 Euro beträgt die durchschnittliche Jahrespacht, und das ist meistens nur Zubrot. Zum Vergleich: Das durchschnittliche Arbeitnehmergehalt betrug 2015 ganze 32.643 Euro.

Missionarisch und die Realitäten vollständig ausblendend reisen dennoch Grünenpolitiker durchs Land und hausieren mit »täglich neu entstehenden Jobs bei den Erneuerbaren«. Sie versteigen sich dazu, öffentlich zu fordern, dass »in der Kohle« keine Jugendlichen mehr ausgebildet werden sollen. Abgesehen davon, dass diese dort normale anerkannte Berufe mit IHK-Abschluss erwerben und die Ausbildungsquoten in Kohle und konventioneller Energie teilweise immer noch über dem Industriedurchschnitt liegen, können Ausbildungsplätze bei den Erneuerbaren kaum genannt werden. Vielleicht unter »Handwerk und Sonstiges«.

Nach den EEG-Reförmchen ist von einem Wachstum grüner Jobs nichts mehr zu sehen. Die Biomasse stagniert, die Geothermie erfährt viel Gegenwind nach den durch sie verursachten Beben und den üppigen Gebäudeschäden im baden-württembergischen Staufen. Die Wasserkraft ist in Deutschland ausgereizt und jedes nur angedachte Projekt, ob Laufwasser- oder Pumpspeicherkraftwerk, wird von Bürgerinitiativen verhindert, oft mit Grünen an der Spitze.

In unserem Energiewendewunderland werden selbst mit Fördermitteln errichtete Wasserkraftanlagen wieder stillgelegt, wenn die Fischtreppe für die Schuppentiere »schwer zu finden« ist. So geschehen an der Stepenitz im brandenburgischen Perleberg. Die Vogelwelt erfreut sich leider nicht solch hegender Rücksichtnahme durch die Behörden.

Zunehmend dünner wird die Luft für die immer größer werdenden Windkraftanlagen. Nach der EEG-Reform 2017 stellt sich die Gretchenfrage der Wirtschaftlichkeit. Seit Anfang 2019 ist die Zahl der Neuinstallationen buchstäblich eingebrochen. Ohne Subventionsmoos nix los. Dazu fallen ab 2021 Anlagen, die 20 Jahre und älter sind, aus der EEG-Förderung. Dann wird sich zeigen, welche Rechnung der Wind wirklich schickt.

Stabilisiert wird die Wirtschaftslage bei der Windkraft noch durch einen soliden Exportanteil. Sichtbar ist obendrein, dass die Plätze an Land und die Akzeptanz knapp werden. Wenn die vor die Stadt gezogenen Besserverdiener von WKA eingekreist werden und die Immobilien an Wert verlieren, setzt auch dort ein Umdenken ein, wo sonst die Huldigung stets steigenden Grünstromanteils zur Lebensphilosophie gehört.

Arbeitsplätze entstehen allerdings durch die zunehmende Bürokratisierung der Energiewirtschaft. Der Emissionshandel zwang viele Firmen, neue Abteilungen für den Umgang mit CO2
-Zertifikaten zu schaffen, Ministerien und Behörden stellen permanent Personal ein im Bemühen, Tausende Gesetze, Verordnungen und Durchführungsbestimmungen zu beherrschen. Beispielsweise schrieb das Bundesumweltministerium schon 2012 40 neue Stellen aus zum Management der Energiewende, um »künftige Überraschungen besser zu meistern«. Wenn ein Ministerium sich bei einer von ihm selbst mitverursachten Entwicklung gegen »Überraschungen« sichern muss, sagt das viel über die Beherrschung des Prozesses aus.

Es gibt kein grünes Jobwunder, schon gar nicht, wenn man eine Bruttorechnung mit den infolge unserer in Europa zweithöchsten Industriestrompreise wegfallenden Arbeitsplätzen aufmacht.

Das Wunder ist der grenzenlose Realitätsverlust einiger Politiker.
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Klimakiller, der

Nicht existent. Nein, man kann Klima nicht töten. Auch auf Mars und Venus, auf allen Planeten mit einer Gashülle, gibt es Wetter und damit auch Klima. Es kann höchst verschieden sein, nur tot kriegt man es eben nicht.

Kampfbegriff für Spurengase, denen zugeschrieben wird, durch einen zunehmenden Anteil am Gemisch des Atmosphärengases die Treibhauswirkung zu verstärken und damit eine Erhöhung der durchschnittlichen Luft-, Bodenund Wassertemperatur zu verursachen.

Obwohl nachgewiesen der Wasserdampf den größten Effekt bewirken soll und es eine größere Anzahl verschiedener Gase gibt, denen man eine Treibhauswirkung nachsagt, wird als »Klimakiller« fast immer nur das CO2
 bezeichnet.

Medial dient die stete und gebetsmühlenartig wiederholte Bezeichnung »Klimakiller CO2
« dazu, diesem Gas diese Eigenschaft als erwiesen, unverrückbar, richtig und unzweifelhaft zuzuschreiben. Ebenso werden beispielsweise das Fracking nur unter Voranstellung des Wortes »umstritten« oder die AfD im Verbund mit dem Beiwort »rechtspopulistisch« genannt. Absicht ist, durch ständige Wiederholung die Glaubwürdigkeit des Attributs zu erhöhen. Dies ist bewährte Propagandapraxis gegenüber den für unmündig und kleingeistig gehaltenen Medienkonsumenten. Die Altkommunisten können sich freuen, denn diese bewährte Methode aus Zeiten der DDR-Propaganda ist unbeschadet in die Einheit übergegangen.

Zudem soll suggeriert werden, dass vor allem dieses Gas für einen Klimawandel verantwortlich ist und dabei insbesondere der vom Menschen verursachte Anteil. Geologische, astronomische, solare und vulkanische Einflüsse auf das Klima werden nicht berücksichtigt.

Nichtsdestotrotz ist die Begrenzung von zivilisatorischen Emissionen sehr wohl geboten, denn welche Wirkung sie im chaotischen System der Vorgänge in der Erdatmosphäre im Verbund mit den anderen Einflussgrößen entfalten, lässt sich nur unzureichend ermitteln, geschweige denn vorhersagen – von einer Beeinflussung per Gaspedal (»2-Grad-Ziel«) gar nicht zu reden.

»Killer« stellt zudem die Assoziation zu einem Straftäter her, denn hinter dem CO2
 steht der ach so böse Mensch. Dass dessen verringerte Anzahl am wirksamsten die Emissionen senken würde, traut sich (noch) niemand zu sagen. Aber die bisher erfolgreichste »Klimaschutzmaßnahme« war eben die Einkindpolitik in China.

Ziel bei der Verwendung dieses Begriffs ist die Erzeugung eines latenten Schuldgefühls in der Bevölkerung, wodurch Widerstand gegen unpopuläre und teure politische Entscheidungen wie die exzessive Inanspruchnahme von Land für Biomasse, Wind- und Sonnenkraft und die unsoziale Umverteilung von Vermögen durch das EEG verringert werden soll.

Doch der Weg zu einer Welt, in der Menschen außer dem körpereigenen kein weiteres CO2
 mehr emittieren, ist ein weiter. Für die »Dekarbonisierung« ist eine »Sektorkopplung« nötig, also eine 100-prozentige Ausweitung regenerativer Energieerzeugung auch auf Verkehr und Wärme – eben den gesamten Bereich der Primärenergie.

Es würde nicht weniger als die von Schellnhuber postulierte »große Transformation« erfordern, also eine zentralistische Weltregierung mit zwingenden Vorgaben für alle Lebensbereiche mit dem Ziel des Konsumverzichts, der für viele Armut bedeuten würde.

Nun sind große infrastrukturelle Projekte, die von Politikern bewegt werden, nur sparsam von Erfolg gekrönt. Da sie dem planwirtschaftlichen Ansatz folgen und als Anreize nur Steuergeld, Verbote und Subventionen zu bieten haben, aber eben keinen Wettbewerbsgedanken, droht ein realsozialistisches Scheitern. Selbst die isolierte deutschnationale Stromwende ist deutlich komplexer als beispielsweise der Bau eines bisher nur auf dem Landweg erreichbaren Flughafens BER.

Der »Klimakiller« ist ein Gespenst und der verbissene, jede Abwägung vermissende Kampf gegen ihn droht zum Killer unseres Gemeinwesens zu werden. Tröstlich zu wissen, dass noch nie ein Energiekonzept einer Bundesregierung wirklich eingetreten ist und dass Ideologien auch hin und wieder gekillt werden.
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Solar Impulse 2

In diesen Tagen erschien als eine der Spitzenmeldungen die Nachricht von der erfolgreich absolvierten Erdumrundung von Bertrand Piccard und André Borschberg mit einem Solarflugzeug namens »Solar Impulse 2«. Ohne jeglichen Brennstoff schafften sie es, innerhalb von reichlich 16 Monaten den Globus zu umrunden.

Trotz unterwegs nötiger Reparaturen und Wartezeiten auf besseres Wetter ist dies als ingenieurtechnische Meisterleistung zu sehen und der Ehrgeiz und der Wagemut der Initiatoren und Piloten sind zu würdigen. In einem einsitzigen Cockpit eines Fluggerätes bis zu 118 Stunden zu sitzen und den Widrigkeiten einer ungeheizten Kabine ohne Druckausgleich wie auch den Turbulenzen zu trotzen, ist eine physische, psychische und fliegerische Meisterleistung.

Die »Solar Impulse« mit einer Spannweite von 72 Metern (12 Meter mehr als eine Boeing 747), der bescheidenen Antriebsleistung eines Kleinwagens und dem Gewicht eines SUV war den Wetterbedingungen während des Flugs in besonderer Weise ausgesetzt. Normale Flugzeuge haben eine wesentlich größere Flächenbelastung und auch Antriebsleistung, was mehr Flugstabilität verleiht. Der sparsame Vortrieb führte unter anderem auch dazu, dass bei Gegenwind zeitweise eine Vorwärtsbewegung über Grund nicht mehr realisiert werden konnte.

Die Leistung der Konstrukteure und Piloten bestand darin, aus vorhandener Technik ein Flugzeug als Technologieplattform für neueste IT, Navigationstechnik und Flugzeugtechnik geschaffen zu haben. Das hat allerdings seinen Preis. Sponsoren gaben 150 Millionen Euro dazu, um das Projekt realisieren zu können. Flugzeugbauer oder Airlines waren nicht darunter, diese haben mit anderen Problemen zu kämpfen. Mit Spannweiten jenseits des Jumbo-Jets die Nutzlast eines einsitzigen Segelflugzeugs zu befördern hat mit Realitäten des Lufttransports wenig zu tun.

Auch ein Technologiesprung hat nicht stattgefunden. Zum Einsatz kamen Karbonfasermaterial, Elektromotoren, gängige Lithium-Polymer-Akkus und monokristalline Solarzellen. Diese haben einen Wirkungsgrad von kaum über 20 Prozent und werden in ihrem Grundprinzip seit den 60er-Jahren des vorigen Jahrhunderts produziert. Selbst wenn es gelänge, den Wirkungsgrad der Zellen wie auch die Energiedichte der Akkus zu verdoppeln, reichte das gerade aus, um drei statt eine Person zu transportieren, mit einer Durchschnittsgeschwindigkeit von 70 Stundenkilometern – sofern das Wetter einen Start überhaupt zulässt.

Natürlich war nicht beabsichtigt, ein Konkurrenzprodukt zu bewährten Verkehrsflugzeugen herzustellen. Es ging, wie immer bei PR-intensiven Aktionen, um Botschaften: Energie sparen, zeigen, dass die Energiewende möglich sei, Mahnung an den westlichen Lebensstil. In der Tat ist »Solar Impulse 2« eine Mahnung insofern, als man mit einem solchen Gerät aus Sicherheitsgründen lieber nicht fliegen sollte.

Die Solar- und Klimaszene feiert auf ihren Webseiten schon den Durchbruch, vor allem aber eine gelungene Form von Botschaft und Mahnung.

Die Leistung der beiden Wagemutigen besteht darin zu zeigen, dass man ohne Brennstoff um den Globus fliegen kann. Solares Fliegen ist möglich, was nicht heißt, dass es auch sinnvoll ist. Die Leistung der Akkus und Solarzellen würde eine beladene 747 kaum zwei Minuten in der Luft halten. Die Energiedichte fossilen Treibstoffs ist durch Sonneneinstrahlung und Elektrospeicher nicht annähernd erreichbar.

Mehr als 150 Millionen Euro wurden verbraten, um zu zeigen, dass es »im Prinzip« funktioniert. Es gibt an dem Fluggerät keine einzige neue Erfindung. Auch ein neues Patent ist nicht bekannt. Und es hat, so die Zeit
, eben nicht viel mit der Zukunft des Luftverkehrs zu tun.

Piccard sagt, das Ganze sei ein Symbol. Die ganze westliche Umweltpolitik scheint nur noch auf Symbole aus zu sein. Zeichensetzen ist »in«, völlig unabhängig von Realitäten. Die ethische Frage, was man mit mehr als 150 Millionen Euro in einer Welt voller Elend und Not alles Gutes hätte tun können, darf man Solarfetischisten nicht stellen. Die dahinterstehende aus ihrer Sicht wichtigere grüne Botschaft, die sich wie immer an das Bauchgefühl der Wohlstandsbürger richtet, lautet etwa: »Wenn man schon mit der Kraft der Sonne die Erde umrunden kann, muss es doch möglich sein, auf festem Boden eine 100-prozentig regenerative Energieversorgung zu installieren.« Ja, liebe Freunde des Lichts und gediegener Subventionierung, das ist möglich, wie heutzutage fast alles technisch machbar ist. Es bleibt das Problem, dass das keiner bezahlen kann. Selbst in sonnenverwöhnten Gegenden ist der Wüstenstrom noch lange nicht konkurrenzfähig.

Die aufregende Weltumkreisung in dieser Form wird die einzige ihrer Art bleiben. Eine »Ikonografie eines sauberen Luftverkehrs« (taz
) ist geschaffen und die Botschaft verkündet. Eine Wiederholung wäre zu teuer.

Illusionen wurden geweckt. Illusionen von heute sind die Enttäuschungen von morgen. Nur gesteht man sich die Illusionen nicht ein, sondern sucht Schuldige. In diesem Fall kämen die Ölkonzerne, die Airlines, »die Wirtschaft« oder der pfennigfuchsende westliche Fluggast infrage.

Kommt mal wieder runter.
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Sektorkopplung, die

Als Sektorkopplung wird der Umstieg auf Erneuerbare im gesamten Bereich der Primärenergie bezeichnet, also auch die Sicherung von Wärme und Mobilität vorrangig durch Strom.

Nach dem deutschen Atomausstiegsbeschluss 2011 bestand zunächst die schweigende Übereinkunft, dass ein gleichzeitiger Ausstieg aus Atom und Kohle nicht möglich sei. Wenige Jahre und neun stillgelegte Kernkraftwerke später erschallt heute in unseren Qualitätsmedien fast wöchentlich der Ruf nach einem Kohleausstiegsgesetz mit wechselnden Jahreszahlen, meist nach Klimakonferenzen schriller und im Ziel schneller. Kanzlerin Merkel sprach in der Bundestagsdebatte im Juni 2011 noch davon, dass mindestens zehn, wenn nicht sogar 20 Gigawatt neue konventionelle Kraftwerksleistung nötig wären, um die Versorgungssicherheit zu behalten. Davon ist heute keine Rede mehr.

Dafür gibt es die »überraschende« Feststellung, dass das Abschalten großer Einheiten CO2
-armer Stromerzeugung nicht zur Senkung der CO2
-Emissionen führt. Den Hinweis aus Energiewirtschaft und von Gewerkschaften im Jahr 2011, dass ein großer Teil des wegfallenden Atomstroms durch fossilen Strom wird ersetzt werden müssen, tat Trittin mit dem Hinweis auf Stimmungsmache der Kohlelobby ab. Bei den Grünen scheint die Sonne halt auch nachts, wenn man nur fest genug daran glaubt.

Was bisher läuft, ist eine angefangene Stromwende. Im Jahresdurchschnitt werden über 40 Prozent, im Verlauf des Jahres in der Realität zwischen unter 3 und über 80 Prozent des Bedarfs durch erneuerbare Einheiten eingespeist, wobei Einspeisung und Versorgung oft nur wenig miteinander zu tun haben. Der Dorfteich ist im Durchschnitt einen halben Meter tief, trotzdem ist die Kuh ersoffen, so ein unter der Landbevölkerung weitergetragener Erfahrungsschatz.

Es gibt also Zeiten drastischen Überangebots an Wind- und Sonnenstrom und Zeiten, in denen diese sich zur Ruhe begeben und zu 97 Prozent ersetzt werden müssen. Mit weiterem Zubau steht die Entscheidung immer öfter an, Solar- und/oder Windkraftanlagen abzuschalten, und wie lange die Gesellschaft bereit ist, ständig größere Mengen an Phantomstrom zu bezahlen, ist unsicher. Dann würde die Revolution ihre Kinder fressen. Der Ausweg, trotzdem ungebremst weiter installieren und kassieren zu können, ist die Elektrifizierung des Wärmemarkts und der Mobilität mit dem nicht abzuweisenden Klimaargument.

War in allen bisherigen Prognosen immer von Stromeinsparungen die Rede, wäre jetzt etwa von einer Verfünffachung des Bedarfs bis 2050 auszugehen – von der heute verbrauchten Gesamtstrommenge aus gesehen. Das ehemals hehre 20/20/20-Prozent-Ziel ist schon längst in die Tonne getreten.

Wind und Sonne tragen allerdings nur zu reichlich 4 Prozent zum Primärenergieaufkommen bei. In welchem Ausmaß das Land verspiegelt und verspargelt werden müsste, wollte man den Primärenergieverbrauch auf diese Weise absichern – inklusive der Überschüsse, die man bräuchte, um wie auch immer einzuspeichern für kalte wind- und sonnenarme Wochen –, erfordert viel Fantasie. Bei einer überschlägigen Rechnung fällt einem sofort der Stift aus der Hand, was übrigens auch schon für die Stromwende gilt.

Nicht so bei den Beamten aus dem Bundesumweltministerium. Dort rechnet man nicht erst, sondern schreibt keck in den Entwurf des »Klimaschutzplans 2050«: »Die Transformation zu einer Stromversorgung auf Basis erneuerbarer Energien bis etwa 2050 bei gleichzeitiger Wahrung der Versorgungssicherheit ist technisch machbar und bezahlbar.« In ähnlichen Formulierungen steiler Thesen gibt es eine auf 67 Seiten ausgewalzte Prosa mit nur wenigen eingestreuten Zahlen, dafür eine umso mehr CO2
-zentrierte Ansammlung von Überschriften und Willensbekundungen. Keine Details, das hält nur auf.

Noch einmal zum Mitdenken: Bis 2050 wollen unsere Laiendarsteller in der Bundesregierung die noch knapp 60 Prozent konventioneller Energieerzeugung vollständig ersetzen und zusätzlich durch die »Sektorkopplung« die dann insgesamt fünffache Strommenge ausschließlich aus Erneuerbaren bereitstellen.

Nun sind die fluktuierenden Lieblingskinder wenig für Versorgungsaufgaben geeignet, auch wenn man versucht, durch eine Marktprämie eine Heranführung an halbwegs bedarfsgerechte Lieferungen zu erreichen.

Die nötigen Speicherkapazitäten sind schwer vorstellbar, geschweige denn realisierbar. Professor Sinn errechnete vor wenigen Jahren eine Zahl von mehr als 2.000 notwendigen Pumpspeicherwerken für eine 100-prozentig regenerative Stromversorgung. Derzeit gibt es etwas über 30 zum Teil sehr kleine Anlagen. Es fehlt auch jeglicher Anreiz. Speicher sind in Deutschland nicht wirtschaftlich zu betreiben, sie werden wie Verbraucher behandelt und zahlen das volle Netzentgelt für den Strombezug. In den Koalitionsverhandlungen 2013 wurde dies zum Thema und sollte eigentlich geändert werden. Aber das Wirtschaftsund Energieministerium hatte bisher einen grünen Staatssekretär, der der finanzkräftigen Wind- und Sonnenlobby eher gewogen ist als den in den Kinderschuhen steckenden Speicherproduzenten.

Alle Projekte möglicher neuer Pumpspeicherwerke liegen derzeit auf Eis. Wirtschaftlich nicht darstellbar, Akzeptanz der Bürger nicht gegeben, Subventionen nicht in Sicht.

In ungewohnter Technikeuphorie beschwören Umweltbewegte, die sonst eher steinzeitlichem Konsumverzicht und dem Einsatz von Rübenhacke und Holzleseschein zuneigen, einen Quantensprung in der Batterietechnik. Waren sie bisher von Stromphobie ergriffen und bekamen Hautausschlag bei Nennung des Begriffs »Nachtspeicherheizung«, sind sie jetzt voll optimistisch, für alles Strom aus Erneuerbaren zu bekommen. Seit vielen Jahren wird der Durchbruch in der Akkumulatorentechnik beschworen und mit schöner Regelmäßigkeit geistern Meldungen durch die Medien, dass nun eine Batterie erfunden sei, die alle Probleme lösen würde. Die Woche danach ist keine Rede mehr davon.

Sicherlich kann man Batterien sinnvoll einsetzen wie bei der Mobilität, hin und wieder geht auch eine »Mega-Batterie« ans Netz, wie jüngst im brandenburgischen Neuhardenberg. Öffentlich gefeiert, als wäre die Energiewende damit schon fast geschafft, entspricht ihre Kapazität mit 5 Megawattstunden bei einer Leistung von 5 Megawatt für das Gesamtsystem nicht mehr als einer Akku-Knopfzelle in einem Vierpersonenhaushalt. 340.000 solcher Großbatterien zum Preis von 2,125 Billionen Euro wären nötig, um einen Tagesbedarf Deutschlands abzusichern.

Eine Sektorkopplung kann durchaus sinnvoll sein. Überschüssiger Strom wird in Skandinavien schon lange für die Wärmeversorgung eingesetzt. Bei uns hielt sich lange das grüne Dogma, Heizstrom sei Frevel. Auch hier wird künftig noch für einige Jahrzehnte Heizstrom aus konventioneller Erzeugung stammen. Und dass man elektrisch betriebene Straßenfahrzeuge pusht, deren Ladestrom auch aus Gaskraftwerken kommen wird, anstelle Gas direkt als Fahrzeugantrieb verstärkt einzusetzen, ist Folge ideologisierter Politik.

Eine viel dringendere Sektorkopplung wäre der Politik anzuraten. Realismus mit Pragmatismus, Kostenbewusstsein und Ideologiefreiheit zu koppeln, wäre nicht die schlechteste Idee. Andere Länder machen uns das vor.
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Ethikkommission »Sichere Energieversorgung«, die

Obwohl im Alltag dem Vergessen anheimgefallen, bietet es sich fast zehn Jahre nach der Vorstellung des Abschlussberichts dieser Kommission an, auf sie und ihren Bericht zu schauen.

Die von der Bundesregierung im Jahr 2011 ins Leben gerufene Kommission diente dem Ziel, die emotionale Ad-hoc-Entscheidung der Kanzlerin zur 180-Grad-Wende in der Energiepolitik nach televisionärer Ansicht der durch eine Wasserstoffexplosion berstenden Kernkraftwerkshülle in Fukushima zum Zweck ihres Machterhalts zu begründen.

An die Spitze wurde ein Politiker gestellt, mit Klaus Töpfer ein ehemaliger Umweltminister und Exekutivdirektor der UNEP (Umweltprogramm der Vereinten Nationen). Ein erster Hinweis darauf, dass Energiepolitik künftig von vermeintlichem Umweltschutz dominiert werden würde. Neben Politikern, Wissenschaftlern aus dem Elfenbeinturm, Philosophen und Vertretern des Klerus waren unter den 15 Kommissionsmitgliedern immerhin ein Vorstandsvorsitzender eines Chemiekonzerns und ein Vertreter einer Industriegewerkschaft zu finden. Fachleute für Energietechnologien, Infrastruktur, Netze, Rohstoffe oder Finanzen hätten mit konkreten Fragen oder Fakten beim Erreichen der Zielvorgabe Atomausstieg nur gestört. So entstand ein hochtheoretischer Bericht mit vielen wohlmeinenden Empfehlungen, die inzwischen komplett vergessen sind.

Nach Überreichung des Berichts im Blitzlichtgewitter verschwand dieser umgehend in der unteren linken Schublade des Kanzlerinnenschreibtisches und ward offensichtlich nie wieder hochgeholt. Einige Passagen des Berichts lassen heute sehr nachdenklich werden, andere Inhalte sind nach nur fünf Jahren einfach Schnee von gestern.

Aber der Reihe nach und reingeschaut ins Papier. Auffällig zunächst ist der Glaube, den wegfallenden Atomstrom problemlos durch Wind und Sonne ersetzen zu können. Na gut, das denkt Frau Professor Kemfert vom DIW auch, und Fossile dürfen ja erst mal weiter mitmachen. Dabei denkt die Kommission vor allem an Erdgas. Eine schnöde Betrachtung der Preise und damit der Kosten erspart sie sich unter dem selbst gewählten hohen moralischen Anspruch.

Die Realität im Gegensatz zur damaligen Sicht: Neu gebaute Gaskraftwerke werden in Reserve gestellt und alte stillgelegt mangels Rentabilität. Immerhin gesteht die Kommission den Neubau von Kohlekraftwerken zu, wenn alte stillgelegt werden. Unter heutigen Bedingungen allerdings so gut wie unmöglich. Auch Speicher sind Thema, insbesondere Power-to-Gas. 2011 gab es bereits erste Pilotanlagen. Heute gibt es mehr als 30 davon, aber keine Großanlagen oder sogenannte Hochskalierungen. Forscher und Techniker arbeiten daran, den Wirkungsgrad und damit die Kosten in eine solche Größenordnung zu bringen, dass sich mögliche Investitionen wenigstens mit Subventionen irgendwie rechnen. Von Konkurrenzfähigkeit am Markt kann keine Rede sein.

Auch wird der Geothermie zur Stromerzeugung eine Bedeutung zugewiesen, die sie nicht hat – für die Wärmeversorgung eine Option, darüber hinaus aber nicht. Die Kosten sind immens und die Umweltfolgen schwer kalkulierbar. Und vom Wüstenstrom, der ernsthaft als hilfreich für die deutsche Energiewende betrachtet wird, redet heute niemand mehr. Utopien sollten solche bleiben, sie werden zu teuer.

Weiter hing die Kommission, wie zur damaligen Zeit üblich, dem Wunschdenken einer stets wachsenden Zahl nachhaltiger Arbeitsplätze nach. Nach dem Zusammenfall der Solarblase dümpeln heute die Zahlen der subventionierten Jobs auf verhaltenem Niveau – das grüne Jobwunder gibt es nicht. Auch die Prognosen, dass Energiepreise (im Großhandel) und die Preise der Emissionszertifikate steigen würden, waren falsch. Das Gegenteil trat ein. Die Preise für fossile Energieträger wurden als permanent steigend vorausgesetzt – das Gegenteil ist der Fall. Strompreise für Haushalte sollten nur um 1,4 Prozent steigen – knapp daneben (etwa 14 Prozent bis heute).

Generell würfelte die Kommission Optionen und Utopien munter durcheinander. Wenige Zahlen, viel Prosa. »Sollen«, »können« und »müssen« wurden häufig gebraucht.

Einiges Bedenkenswertes hatte die Kommission allerdings der Kanzlerin ins Stammbuch geschrieben. Sie empfahl zum Beispiel die Einsetzung eines Parlamentarischen Beauftragten für die Energiewende und ein »Forum Energiewende« innerhalb eines Gemeinschaftswerks »Energiezukunft Deutschlands«. Für den Parlamentarischen Beauftragten gab es dann noch eine Petition an den Bundestag mit reichlich 400 Unterstützern, aber weder diesen noch die anderen Institutionen gibt es heute – oder sie haben sich gut versteckt.

Selbst die SPD schrieb in ihrem Regierungsprogramm 2013 bis 2017: »Im neu zu schaffenden Energieministerium ist ein ›Deutscher Energie-Rat‹ einzurichten, der die Abstimmungsprozesse sicherstellt.« Sogar von einer Senkung der Stromsteuer sprach sie damals. Nun ist sie Regierungspartei und kümmert sich nicht um ihr Geschwätz von gestern.

Andere Hinweise werden ignoriert oder durch den Druck der Kosten halbherzig angegangen. »Für die Zukunft der Akzeptanz der erneuerbaren Energien … sollen die Förderquoten zügig zurückgenommen werden«, hieß es im Bericht. Ein Jahr danach wurde die Förderung für die Offshore-Windkraft erhöht. Und ob der Umstieg auf ein Ausschreibungssystem im EEG die Kosten senken und die Akzeptanz erhöhen wird, steht in den Sternen.

Ebenso wurde seitens der Kommission der Bau effizienter fossiler Kraftwerke vorausgesetzt – igittigitt. Was noch nicht im Bau ist, wird unter den obwaltenden Umständen nie begonnen werden. Stattdessen erhebt sich mit schöner Regelmäßigkeit nach jeder Klimakonferenz der Ruf nach beschleunigtem Tempo zur Erhöhung der Erweiterung des Ausbaus der Erneuerbaren und nimmt den Aschenputteln der restlichen Energiewirtschaft wie den Stadtwerken den letzten Rest Planungssicherheit.

Im CO2
-zentrierten Denken wird die Energiepolitik heute immer noch nach politischer Wetterlage situativ und operativ unter dem Druck der Lobbygruppen in den fraktionellen Hinterzimmern der großen Koalition entschieden. Da zieht niemand mehr die linke untere Schublade auf. Die Lernfähigkeit von Politikern ist deutlich stärker begrenzt als die Restlaufzeit der deutschen Kernkraftwerke. Und die meisten ehemaligen Mitglieder der Ethikkommission tun inzwischen wieder das, was sie am besten können: theoretisieren, philosophieren und beten.

Wer selbst noch mal reinschauen möchte: www.bundesregierung.de/ContentArchiv/DE/Archiv17/Artikel/2011/05/2011-05-30-bericht-ethikkommission.html
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Phas ensch iebertransformator, der

Ein wunderschöner Begriff aus der Elektrotechnik, phonetisch zwar nicht so attraktiv wie die Matrixunterdeterminante oder die Umsatzsteueridentifikationsnummernliste, aber alle drei gehören zu den Wortschöpfungen, die dem Laien einen wohligen Schauer über den Rücken treiben in dem Wissen, mit so etwas nichts zu tun zu haben.

Wie bei jedem ordentlichen Fachbegriff ist auch hier eine schöne bildliche und einfache Erklärung schwer möglich. Aber gehen wir zunächst davon aus, dass ein Transformator allgemein bekannt ist – zwei Spulen unterschiedlicher Windungszahl, Eisenkern, das braucht es fürs Grundprinzip. Transformatoren sind die Getriebe im Stromnetz, indem sie aufgrund eines zum Glück nicht reformierbaren Induktionsgesetzes hoch- oder heruntertransformieren und so die Möglichkeit schaffen, im Drehstromnetz zwischen verschiedenen Spannungsebenen Energie zu übertragen und so helfen, den Hochofen wie das Handy-Ladegerät passgenau zu versorgen.

Der Phasenschieber- oder Querregeltransformator dient allerdings nicht der Energieübertragung zwischen verschiedenen Spannungsebenen, sondern er regelt »quer« zum Stromfluss in verschiedenen Leitungen deren Belastung. Es ist mit seiner Hilfe möglich, Stromflüsse zu drosseln und anders zu verteilen. Die Analogie zu einem Ventil ist gegeben.

Aber was hat das nun mit unserer nationalen Energiewende seit 2011 zu tun? Wie bekannt, war ein Tsunami mit folgendem Totalschaden im Kernkraftwerk Fukushima inklusive Kernschmelze die Ursache einer energiepolitischen Ad-hoc-Entscheidung unserer Kanzlerin (im Nachgang begründet durch eine Ethikkommission). Innerhalb von knapp vier Monaten gab es eine in Gesetzesform gegossene 180-Grad-Wende in der deutschen Atompolitik, und im Angesicht dieses Zeitrahmens war natürlich von der Chefin, die sonst das Hohe Lied Europas und seiner Institutionen an vorderster Front singt, nicht zu erwarten, eine solche Entscheidung EU-weit abzustimmen, geschweige denn zu harmonisieren. Statt europäisch integriertem Handeln startete eine deutschnationale Vorreiterrolle, der bislang niemand folgt.

Nun führt der Versuch, grundlast- und regelfähige Stromeinspeisung durch volatile zu ersetzen, zu erheblichen Schwankungen im Netzbetrieb, der wiederum auch europäisch geregelt werden muss und marktwirtschaftlichen Kriterien folgt. Um den zeitweisen Stromüberschuss in windstarken Zeiten im deutschen Netz zu beherrschen, müssen sich die deutschen Netzbetreiber ihrer Nachbarn bedienen, um diesen den Überschuss zu verkaufen, gegebenenfalls zu schenken oder im Fall negativer Börsenpreise sogar unter Draufgabe von Geld deutscher Stromkunden.

Oft ergeben sich aus Mangel an innerdeutschen Trassenkapazitäten Stromflussrichtungen, die die Netzbetreiber in unseren Nachbarländern erzürnen, weil sie die dortigen Kraftwerksfahrpläne durcheinanderbringen und die Netze destabilisieren. Aus historischer Sicht hat man dort mit nicht abgesprochenen Grenzübertritten von deutscher Seite aus sowieso ein im Übrigen berechtigtes Problem.

So fließt dann der Windstrom von der Ostsee und aus Vorpommern über polnische und tschechische Leitungen nach Bayern und Baden-Württemberg oder auch von der Nordsee und Niedersachsen über die Niederlande, Belgien und Frankreich.

Jetzt kommt der Auftritt des Phasenschiebertransformators. Im Gegensatz zur kostenfreien Matrixunterdeterminante ist ein Phasenschiebertransformator ein hochwertiges Technikprodukt mit entsprechendem Preis, mit dem es der Laie nun doch zu tun bekommt. In seiner Rolle als Stromkunde darf er ihn über die Netzgebühren bezahlen.

An den grenzüberschreitenden Trassen nach Polen und nach Tschechien wurden solche Geräte eingebaut. In Richtung Holland existieren sie schon länger. Deutscher Kostenanteil nur für die »Drosselventile« in Richtung Polen: 150 Millionen Euro, zahlbar durch alle, die über den Netzbetreiber 50Hertz abgerechnet werden, also Kunden in Ostdeutschland, Berlin und Hamburg.

In den nächsten beiden Jahren werden diese Transformatoren zum Leben erweckt, und die Folge wird eine weitere Unwägbarkeit der zusammengestückelten und durch Partikularinteressen geprägten Energiewende sein. Sicher ist, dass die Netze unserer Nachbarn entlastet werden. Und unser zunehmend überschüssiger Windstrom wird häufiger zu Abschaltungen von Windkraftanlagen führen, die dann vermehrt statt Strom Phantomstrom produzieren und die Kosten weitertreiben.

Auf die Idee, dass auch die »Erneuerbaren« Systemverantwortung übernehmen müssen, wenn sie eines Tages Alleinversorger sein wollen, ist unter dem Druck der Lobbygruppen noch niemand gekommen. Anstelle der Bekämpfung der Symptome mit kostspieligen technischen Mitteln sollte die herrschende Politik an die Ursache des Problems herangehen und das EEG schreddern oder zumindest dahingehend reformieren, dass neben vorzuhaltender Regelleistung nur noch real fließender Strom bezahlt wird.

Aber dies ist in etwa so wahrscheinlich wie die Rücknahme der alles überstrahlenden Losung: »Wir schaffen das.«

Und die Transformatorenhersteller wollen auch leben.
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Stromm arktliberalisierung, die

Diese wurde in Umsetzung der EU-Energierichtlinie mit dem novellierten Energiewirtschaftsgesetz 1998 von der Leine gelassen, also lange bevor die deutschnationale Energiewende als Folge von Atomangst und Klimahysterie startete. Die Strommarktliberalisierung zielte auf mehr Wettbewerb und sinkende Preise. Das wirkt heute wie aus einer anderen Welt.

In der naiven Annahme, Telekommunikations- und Stromnetze seien irgendwie gleich (Kabel, Strom), erhoffte man sich nach dem Preisverfall, der nach der Liberalisierung der Telekommunikationsnetze eingesetzt hatte, gleiche Wirkung auch beim Strom.

Bis dahin gab es das »natürliche Monopol« festgeschriebener Versorgungsgebiete, Filz und Vetternwirtschaft, aber auch hohe Versorgungssicherheit und von den Wirtschaftsministerien abgesegnete Strompreise, die verglichen mit heute weihnachtlich mild wirken. Aussortierte Politiker wurden auf Aufsichtsratsposten der Versorger entsorgt, Wettbewerb gab es so gut wie nicht, aber glänzende Bilanzen der Versorger mit guten Erträgen für beteiligte Kommunen. Die Rede war vom versorgten Versorger.

Alle etablierten Parteien, vor allem aber FDP und Grüne, trieben die sofortige 100-prozentige Marktöffnung voran. Sie wäre nach EU-Vorgabe nicht in vollem Umfang nötig gewesen. Frankreich schaffte erst 2015 sogenannte (staatliche) Regeltarife ab.

Die Grünen führten das Beispiel der Strombörse in Oslo an, die niedrige Preise garantiere. Die energiepolitische Sprecherin der Bundestagsfraktion, Michaele Hustedt, drehte im Oktober 1999 auf einem Energiekongress das große Rad der Marktwirtschaft: »Kein Wirtschaftszweig hat (…) eine derartige Vetternwirtschaft gepflegt wie die Strombranche. Bündnis 90/Die Grünen haben deshalb die Einführung von Marktwirtschaft in der Energieversorgung von Anfang an begrüßt …« Und weiter: Für die Grünen würden sich die Instrumente ändern, diese müssten wettbewerbskonform sein, der Staat müsse sich darauf konzentrieren, die Kräfte des Markts in die richtige Richtung zu lenken. Außerdem: »Wir werden jede Politik ablehnen, die den Wettbewerb zurückdrehen will.« Außerdem sollte die Energiepolitik international stärker abgestimmt werden. Heute wissen wir: Das war alles heiße Luft, grünliberales Glockengeläut und schnell verhallt.

Heute wissen wir auch, dass das grüne Instrument darin bestand, die Ökoindustrie mit Subventionen zuzuschütten. Heute steht weit mehr als die Hälfte der in Deutschland installierten elektrischen Erzeugungsleistung außerhalb des Wettbewerbs und die grünen Wendehälse präferieren die Rekommunalisierung der Energiewirtschaft, der linke Flügel neigt zur Verstaatlichung. Mit der sogenannten Bürgerenergie feiern Filz und Vetternwirtschaft, sogar Amtsmissbrauch fröhliche Urständ (siehe Spiegel
 27/2016 »Vom Winde verwöhnt«).

Wie erhofft, fielen zunächst für etwa zwei Jahre die Strompreise. Die Konzerne legten Altanlagen still, organisierten sich straff durch und erstmals in ihrer Geschichte gab es kräftigen Personalabbau. Investitionen wurden gestrichen oder verschoben.

Neue Versorger erschienen in der Arena und wollten auch ein Stück vom Kuchen. Ares, Riva, Ampere, Zeus Strom und andere waren aber schnell wieder weg, denn wie üblich hatte die Politik den zweiten Schritt vor dem ersten getan. Es gab noch keine Regulierungsbehörde, erst Jahre später wurde der diskriminierungsfreie Netzzugang gesichert – heute tut das die Bundesnetzagentur. Mit ein wenig Fantasie hätte man vorher erkennen können, dass aus der Monopolwirtschaft ein Oligopol der wenigen großen Stromkonzerne entstehen wird.

Nach dem kleinen Abfall kannte der Strompreis nur noch eine Richtung: nach oben. Rot-Grün startete den Turbo und jagte den Staatsanteil hoch, Schwarz-Gelb und Schwarz-Rot waren würdige Nachfolger. Heute langt die Staatskralle für sich und als Inkasso brutal wie nie dem Bürger in die Tasche und greift 53 Prozent des Strompreises ab. 1998 waren es noch 25 Prozent.

Erfunden wurden im Lauf der Zeit die Stromsteuer zur Stützung der Rentenkasse, die Umlage EEG, die Umlage Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz, die Umlage für abschaltbare Lasten, die Offshore-Haftungsumlage, die Umlage nach Stromnetzentgeltverordnung, die Abrechnung der Netznutzung – alles on top auf Strombeschaffung, Vertrieb, Netznutzungsentgelt und Konzessionsabgabe. Als Krönung der staatlichen Raffgier werden diese Positionen dann mit der Mehrwertsteuer belegt, als wenn der Kunde von all diesen Umlagen irgendeinen Mehrwert hätte. Eigentlich ist die Mehrwertsteuer eine auf Wertschöpfung erhobene Steuer und wäre für den reinen Strompreis zutreffend. Hier aber wird sie auch auf Umlagen, Abgaben und die Stromsteuer draufgepackt. Deshalb genießen Regierung und Finanzminister schweigend steigende Umlagen und Abgaben auf Strom.

Die Verbraucherkosten für die »alte« Energiewirtschaft, also Erzeugung und Vertrieb, erhöhten sich im gleichen Zeitraum kaum und stehen heute für nur 20 Prozent Anteil am Strompreis. Nur hier wirkt der ursprünglich beabsichtigte Wettbewerb, denn auch die Netzgebühren werden staatlich reguliert.

Das hinderte Trittin nicht, jahrelang Manipulationen an der Strombörse und »Bereicherung« bei Erzeugern und Versorgern zu unterstellen. Nun fällt der Börsenstrompreis seit Jahren und hatte mit 3 Cent pro Kilowattstunde für die Grundlast einen Tiefpunkt erreicht. RWE, E.ON und Co. standen kurz vor der Pleite und dies wäre wohl nicht eingetreten, hätten sie als die bösen Manipulierer einen Einfluss an der Börse gehabt. Nun klettert der Großhandels-Strompreis wieder aufgrund steigender Zertifikate-Preise. »Experte« Trittin äußert sich inzwischen nicht mehr dazu.

Liberalisierung und Deregulierung sollten den Dreiklang aus Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit und Umweltverträglichkeit auf marktwirtschaftlicher Basis sichern. Heute ist bei uns der Umweltschutz durch »Klimaschutz« und Kernkraftabstinenz ersetzt und erdrückt die beiden anderen Parameter. Folge ist, dass ohne Subventionen kein Marktteilnehmer mehr auf einen grünen Zweig kommt. Die Reregulierung macht die Energiebranche zu einer der bürokratischsten im Land. Aus einem ursprünglich überschaubaren Stromeinspeisegesetz von 1991 ist mit dem EEG ein Monster mit sieben Novellen und unzähligen Sonderregelungen und Durchführungsverordnungen geworden.

Obwohl heute über 1.100 Anbieter auf dem Markt sind und jeder Kunde aus durchschnittlich 125 verschiedenen Anbietern wählen kann, sind die Strompreise hoch wie nie. Egal, welchen er wählt, es wird teurer. Dazu kommt das Risiko. Schwarze Schafe wie Teldafax oder Flexstrom ließen viele Gläubiger auf ihren Forderungen sitzen. Flexstrom produzierte mit 835.000 Gläubigern immerhin die größte Insolvenz der deutschen Wirtschaftsgeschichte.

Insgesamt stiegen die Haushaltsstrompreise von 2000 bis 2016 um 106 Prozent oder 7 Prozent pro Jahr – und das wird noch nicht das Ende der Fahnenstange sein. Ein Vierpersonenhaushalt zahlte 2016 für 4.000 Kilowattstunden im Jahr bei Yello Strom etwa 950 Euro, bei günstigeren Anbietern etwa ab 810 Euro. 1998 zahlte er bei Yello Strom noch 505 Euro.

Das ist gemeint, wenn von guten alten Zeiten die Rede ist.
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Feldbefreiung, die

Euphemistischer von Gentechnikgegnern und Geistesverwandten benutzter Begriff, um vor allem den Straftatbeständen Landfriedensbruch und Sachbeschädigung eine positive Bedeutung anzudichten. In moralischer Überhöhung wird die Vernichtung oder Beschädigung von Pflanzen schon im Wortsinn als positiv bewertet.

Die Täter sind meist junge indoktrinierte Menschen, was die Hoffnung gibt, dass sie sich noch ändern können. Hier ein Auszug aus einem Originaltext in einem Blog:

»Einige FeldbefreierInnen wollten sich auch, um Öffentlichkeit für das Thema zu bekommen, festnehmen lassen. Leider mussten wir darauf verzichten (Montag dringender UNI-Termin). Deshalb liefen wir mit fünf anderen AktivistInnen zurück in den Wald, zeitweise von Polizei und Hubschrauber verfolgt …«

Wenn die hier schreibenden AktivistInnen immerhin ihr Studium ernst nehmen, besteht noch Hoffnung – eine sinnvolle Studienrichtung vorausgesetzt …

Ermutigt werden die Straftäter (und Innen) durch lächerlich geringe Strafen, die von guten Anwälten und wohlmeinenden Richtern begleitet werden – wie bei Aktivisten eben üblich. Man stelle sich vor, jemand zertrampelt ein Blumenbeet vor einem Flüchtlingsheim, um »Öffentlichkeit« zu bekommen. Die volle Härte des Gesetzes und eine doppelte Lichterkette um den Ort wären das Mindeste.

Naturgemäß sind die Meinungen zur Gentechnik als Entwicklungsrichtung der Biotechnologie verschieden. Befürworter sehen in ihr den Königsweg, eine weiterwachsende Weltbevölkerung vor Hunger zu bewahren, Pflanzen gegen Schädlinge resistenter zu machen und landwirtschaftliche Produktion zu intensivieren.

Die Gegner lehnen solche Eingriffe wegen nicht abschätzbarer Risiken ab und haben insofern recht, als jede neue Technologie, ob geologisch, chemisch, nuklear oder eben biologisch, nicht zu 100 Prozent als sicher eingestuft werden kann – jede Höherentwicklung kann Nebenwirkungen beinhalten und auch Risiken. Die Weiterentwicklung fand und findet aber nur statt, wenn Risiko und Nutzen abgewogen werden. Hätten unsere Vorfahren so ängstlich agiert wie wir, würden wir heute noch den Sonnenuntergang vom Höhleneingang aus verfolgen.

Bisher waren Züchtung und Auslese hilfreich, die Erträge zu steigern. Hätten unsere Ahnen nicht über Jahrhunderte in den Kreislauf der Natur eingegriffen, wären wir heute in Europa nicht so privilegiert, Hunger aus eigenem Erleben nicht mehr zu kennen. Auch die grüne Gentechnik hat dazu geführt, dass die apodiktischen Vorhersagen eines heute noch gefeierten (warum eigentlich?) Club of Rome nicht eingetreten sind.

2 Milliarden weitere Erdenbürger bis 2050 werden sich nicht durch extensiven Biolandbau ernähren lassen, der zur weiteren Umwandlung von Wald- in Ackerfläche führen würde. Die gute Nachricht: Allein durch ihren Stoffwechsel produziert jeder von ihnen etwa 170 Kilogramm CO2
 pro Jahr – bei ganz flacher Atmung. Es können bis zu 2 Tonnen pro Kopf werden, wenn sie schwer arbeiten oder sogar Sport treiben. Nehmen wir einen handlichen Mittelwert von 1 Tonne pro Kopf und Jahr, so steigen die menschlich induzierten Emissionen, allein durch den Stoffwechsel der hinzukommenden Menschen, um 2 Milliarden Tonnen pro Jahr (zum Vergleich die anthropogene Emission Deutschlands – ohne Atmung: rund 800 Millionen Tonnen). Da diese Menschen sich kleiden werden, kochen, heizen, vielleicht sogar Auto fahren, kann man ein Mehrfaches davon erwarten.

Der höhere CO2
-Gehalt in der Luft wirkt wie Dünger im Landbau und befördert höhere Erträge zunächst auch ohne Biotechnologie. Die Staaten mit den hohen Bevölkerungszuwächsen werden versuchen, ihrer wachsenden Bevölkerung sichere Lebensgrundlagen zu bieten, ihnen geht Menschenschutz vor »Klimaschutz« und sie werden Biotechnologie einsetzen, um Ernährungsmangel zu vermeiden. »Der größte Schadstoff ist die Armut«, sagte der indische Umweltminister zur Rechtfertigung des Kohlekraftwerkbauprogramms.

In Westeuropa treten indes »Aktivisten« in guter alter Maschinenstürmertradition als Feld-Erstürmer auf. Wieder in der Schule nicht aufgepasst, denn die Maschinenstürmer konnten die Entwicklung nicht aufhalten. Die Biotechnologie wird global weiterentwickelt, die Teilnahme deutscher oder europäischer Wissenschaft daran ist nicht nötig, Einflussnahme dann nicht mehr möglich.

Aber getreu dem urgrünen Prinzip, alles Neue, Unbekannte und hinreichend Komplizierte zu ächten und an die Stelle argumentativer Auseinandersetzung in der Sache Angstkampagnen zu fahren, nutzt die grüne Szene die Neigung einer nur teilinformierten Bevölkerung, sich schnell verängstigen, aber nur mühsam aufklären zu lassen.

In der Pflege eines steinzeitlichen Naturverständnisses und mit dem Dogma, Natur dürfe nicht verändert werden, sind sich Grüne und ihre Adjutanten-NGOs einig. Dass selbst Biowinzer nicht ohne chemische Keule auskommen, wird in der Szene sanft verschwiegen. Man kann gut für vegetarische, vegane oder Steinzeiternährung plädieren, wenn man Hunger nicht aus eigenem Erleben kennt.

In der Gentechnik steht vermutete unethische Unnatürlichkeit gegen unethische unterlassene Hilfeleistung, vor allem gegenüber der Dritten Welt.

Während sonst jeder Feldhamster, jede Hufeisennase, jeder Eremitenkäfer Großprojekte wie Straßen, Schienen, Brücken oder Tagebaue scheitern lassen kann, sind Widerstände der oben genannten Organisationen nicht zu befürchten, wenn es um die »Erneuerbaren« und ihren exzessiven Ausbau geht. Dann werden Vögel, Fledermäuse und Wälder willig einem vorgeblich höheren Ziel geopfert. Dann gibt es auch kaum Widerstand gegen riesige Mais-Monokulturen, bei denen die »Feldbefreiung« am ehesten angebracht wäre. Hier geht es um viel Geld, das auch Parteien und NGOs immer gut gebrauchen können. Der BUND als größter Opportunist unter ihnen ist in verschiedenen Veröffentlichungen hinreichend genannt worden.

Deutschland koppelt sich ab. Nach dem Ausstieg aus der Kern- und der Gentechnikforschung, der Verlagerung der Karbonindustrie aufgrund hoher Strompreise ins Ausland, der politischen Blockade der CO2
-Abscheide- und Speichertechnologie (CCS), der Beargwöhnung der Nanotechnik und vieler bürokratischer Restriktionen droht die ideologische Forschungsblockade. Die Furcht ist ein gesellschaftlicher Faktor geworden, der politische Entscheidungen maßgeblich beeinflusst.

Die Entwicklung geht ungeachtet der German Angst weiter. Mit der neuen Gentechnikschere (»Crisp«) ergeben sich Möglichkeiten in der Biotechnologie bis hin zur Transplantationstechnik bezüglich der Spenderorgane. Tausende Menschen allein in Deutschland könnten künftig gerettet werden.

Auf welcher Stufe dieser weiteren Entwicklung die Ideologen den Forschern in den Arm fallen werden, ist noch nicht abzusehen, aber dass diese Entwicklung ohne »Echo« der linksautonomrotgrünen Weltverbessererszene abgehen wird, ist nicht zu vermuten.

Als höchste Form der Befreiung wäre unserem Land eine Ideologiebefreiung zu verordnen, im Verein mit einem deutlichen Ausbau der naturwissenschaftlichen Bildung. Sonst isst Angst Vernunft auf.
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EEG-Umlage, die

Die Umlage ist Bestandteil der Stromrechnung und dient dazu, den Betreibern regenerativer Energieumwandlungsanlagen Einnahmen zu sichern und weitere Investitionen in diese anzureizen. Ursprünglich als Markteinführungshilfe gedacht, ist sie heute zur Dauer- und Massensubventionierung mutiert und maßgeblich für steigende Strompreise in Haushalts- und Geschäftskundentarifen verantwortlich. Sie errechnet sich aus der Differenz zwischen marktgerechten Preisen, deren Referenzwert an der Strombörse in Leipzig (EEX) abgebildet wird, und den Aufwendungen, die zur Erfüllung der zugesagten Einspeisevergütungen an die EE-Anlagenbetreiber nötig sind. 2015 stand den jährlichen Zahlungsverpflichtungen von 23,713 Milliarden Euro ein Marktwert für den so erzeugten Strom von etwa 5,3 Milliarden Euro gegenüber. Fielen im Jahr 2000 erstmals als Einspeisevergütung 883 Millionen Euro an, werden für 2016 insgesamt 29,154 Milliarden prognostiziert (alle Angaben vom BMWi).

Die EEG-Umlage für 2019 betrug 6,405 Cent pro Kilowattstunde plus Mehrwertsteuer – ein leicht gesunkener Wert gegenüber dem Spitzenreiter von 2017 (6,88). Das ist fast die Hälfte des gesamten Haushaltsstrompreises in den Jahren um 2000. Damit steigt der Durchschnittsstrompreis für die Haushalte auf mehr als 42 Prozent des EU-Durchschnitts. Eine Trendwende ist nicht abzusehen, künftiger Preistreiber werden die Netzentgelte sein.

Der Marktpreis für Strom in der Grundlast ist historisch niedrig, gegenwärtig um die 2 bis 3 Cent je Kilowattstunde. Den Konventionellen bleibt nichts anderes übrig, als in einem ruinösen Wettbewerb den »Erneuerbaren« den Vortritt zu lassen und ihren Strom zu niedrigsten Preisen an der Börse zu verramschen. Vor Stilllegungen bewahrt noch die Hoffnung auf kernkraftausstiegsbedingt steigende Börsenpreise oder die Bundesnetzagentur mit der Definition einiger Kraftwerke als systemrelevant und damit zunächst als nicht stilllegbar. Wie lange Minusgeschäfte staatlich erzwungen werden können, wird das Bundesverfassungsgericht zu entscheiden haben.

In üblicher Verschleierungsmanier wollen nun EE-Lobby samt Grünen und Linken mit niedrigen Börsenpreisen den Kohlekraftwerken den Schwarzen Peter zuschieben in dem Sinne, dass die Umlage geringer wäre, wenn der Börsenstrompreis höher läge. Das ist rechnerisch richtig, aber für den Kunden irrelevant, weil sich der Gesamtpreis dann nicht ändert, sondern nur die Zusammensetzung. Ein Nullsummenspiel als Ablenkungsmanöver.

Die nächste Nebelkerze, weswegen die Haushalte so leiden müssten, wird bei den ach so großzügigen Ausnahmen für die Industrie geworfen. Nur die wirklich energieintensiven und vorrangig im internationalen Wettbewerb stehenden Unternehmen sind von der EEG-Umlage befreit oder zahlen einen ermäßigten Preis. Im Durchschnitt liegen die deutschen Industriestrompreise immer noch 20 Prozent über dem europäischen Durchschnitt. Die knapp 30 Milliarden Euro, die in diesem Jahr gezahlt werden müssen, teilen sich Haushalte und Wirtschaft etwa zur Hälfte.

Mit allen Prognosen lag die Lobby bisher daneben. Angefangen von der »Eiskugel« Trittins bis zu »Miss Energiewende« Kemfert, die noch 2011 davon ausging, dass die Umlage bei verdoppelter EE-Einspeisung bis 2020 dann etwa 3,64 Cent betragen wird. Dass dies eintritt, ist in etwa so wahrscheinlich wie Windstrom bei Flaute oder Sonne in der Nacht.

Entscheidend sind die Zahlungsverpflichtungen, die mit dem EEG den Kunden für 20 Jahre pro Anlage aufgebürdet wurde und immer noch wird. Auch heutige über mehrere EEG-Novellen abgesenkte Einspeisevergütungen ergeben zusammen mit den Altanlagen immer noch einen Durchschnitt von 16,5 Cent pro Kilowattstunde und damit ein Mehrfaches des Börsenstrompreises.

Mit weiterem Zubau stellt sich immer dringender die Gretchenfrage. Zurzeit steht schon weit mehr als die Hälfte der installierten elektrischen Leistung außerhalb des Wettbewerbs. Der Marktbereich schrumpft, Versorgungssicherheit wird kaum vergütet. Die »alten« Erzeuger können wirtschaftlich nicht mehr arbeiten, Stadtwerke können nicht mehr quersubventionieren – in Leipzig und anderswo steigen die Preise für den öffentlichen Personennahverkehr deutlich.

So muss Politik entscheiden, die Erneuerbaren endlich unter Marktbedingungen im Wettbewerb mit den Konventionellen zu betreiben – oder diese wegen der Versorgungssicherheit auch zu subventionieren. Dies geschieht in Teilen sogar jetzt schon, beispielsweise mit Europas meist in Bereitschaft stehendem modernstem Gaskraftwerk, Irsching 5, das über den Netzbetreiber TenneT und damit über die Netzentgelte von den Endkunden subventioniert wird. Fast jedes Kraftwerk südlich der Mainlinie ist inzwischen systemrelevant.

Aber auch nur der Gedanke an Wettbewerb unter den Erneuerbaren führt zum Aufheulen der mächtigen Windlobby, die das Ende der Welt kommen und ihre Pfründe schwinden sieht. Befreit von jeder Systemverantwortung ist es ihr herzlich egal, ob Windstrom abgeleitet und genutzt werden kann oder nicht. Sie wollen bauen und kassieren. Die jüngste EEG-Novelle 2017 zielte mit dem Ausschreibungsprinzip auf Wettbewerb, was sich zumindest bei der Windenergie als ein glatter Rohrkrepierer erwies. Die zugesagten Ausbaukorridore sind üppig, die Angebote bleiben großteils aus.

Die grünen und roten Urheber des EEG folgten dem verqueren Ansatz, Subventionen technologiescharf zu verteilen. Dieser Webfehler im Gesetz sorgte dafür, dass die uneffektivste Technologie – solar – lange Zeit die höchsten Vergütungen erhielt und die höchsten theoretischen CO2
-Vermeidungskosten verursachte (praktisch wird wegen des Emissionshandels ohnehin kein CO2
 vermieden).

Umlagespitzenreiter ist derzeit die Offshore-Windenergie (2016: 30 Cent pro Kilowattstunde). Riesige Windparks draußen im Meer bilden zentrale und volatile Erzeuger, die jeder angedachten Dezentralisierung durch die »Energiewende« Hohn sprechen. Sie liefern mehr oder weniger Strom über bestehende oder geplante etwa 20 Übergabestellen an Land. Nach den Plänen der Bundesregierung steht damit 2030 das Äquivalent von 15 großen, ständig hoch- oder herunterfahrenden Kraftwerken entlang der Küsten und erzeugt den Sachzwang, die mehr oder weniger große Strommenge zu verteilen. So weit wie der Horizont auf dem Meer, so begrenzt die Sicht der Entscheider.

Für den deutschen Verbraucher kamen ab 2017 weitere indirekte Kosten der Energiewende hinzu: Die Netzgebühren im Bereich 50Hertz und TenneT stiegen um 42 beziehungsweise 80 Prozent. Künftig kommen Kosten für wie auch immer funktionierende Speicher hinzu, auch für den zusätzlich nötigen Netzausbau für die preistreibende Sektorkopplung.

Spanien, Italien, Tschechien und selbst das Vorzeigewindland Dänemark haben ihre EEG bereits stark reformiert oder abgeschafft. Altmaiers heftig angefeindete Prognose von 2013, die Energiewendekosten würden sich auf 1 Billion (1.000 Milliarden) Euro belaufen, wird nicht eintreten. Es wird teurer.

Aus zwei Gründen gibt es den eigentlich nötigen politischen Druck gegen die steigende EEG-Umlage wie gegen die »Energiewende« insgesamt nicht. Zum einen gewöhnen sich die Bürger an steigende Strompreise, zum anderen verdienen mittlerweile Tausende von Menschen, vor allem aus der einflussreichen Mittel- und Oberschicht, viel Geld durch die Umverteilung von unten nach oben. Die selbst ernannten Rächer der Armen, Witwen und Waisen wie Linke und SPD schweigen feige unter der Klimaschutzkeule.

Wenn dann 2021 die ersten EE-Anlagen aus der Förderung fallen, wird sich die Marktunfähigkeit der Spontanerzeuger zeigen. Die Anlagen werden nach Wegfall der Einspeisevergütung bis zur nächsten Reparatur laufen und dann mangels Profitabilität stillgelegt.

Dagegen wird’s was geben, nicht von Ratiopharm, sondern von der vereinigten Klimaparteienfront.
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Entglasen, das

Der Begriff steht für verschiedene Bedeutungen: Man kann Dias (kennt die noch jemand?) entglasen – Abbruchfirmen führen das Wort in ihrem Leistungsverzeichnis für das Entfernen von Fenstern und anderen Glasteilen aus Gebäuden –, Scheibenbremsen können durch Überhitzung verglasen und mittels Schmirgelpapier wieder »entglast« werden und in der Glastechnologie bezeichnet »Entglasen« die Phase der Kristallisation einer flüssigen Glasschmelze.

Seit geraumer Zeit hat dieser Begriff in anderer Bedeutung völlig unkritischen Eingang in die Umgangssprache gefunden und selbst einige unserer Qualitätsjournalisten verwenden ihn ohne Anführungszeichen oder passende Adjektive. Gemeint sind die Aktivitäten der kriminellen Szene in Form der Sachbeschädigung von Glasscheiben. Verwandte man früher noch kurze und treffende Bezeichnungen wie randalieren, demolieren, zerstören oder einschlagen, so hat sich der linksautonome Kampfbegriff des »Entglasens« inzwischen den Alltag erobert. Er steht so schön wertneutral der ehrbaren Glasertätigkeit des »Verglasens« gegenüber und ebnet den Weg zum Verständnis für die ach so diskriminierten Gentrifizierungs-, Nazi- oder Schweinesystemgegner.

Richtet sich deren Gewalt gegen Kraftfahrzeuge von öffentlich benannten und damit zur Zielscheibe erklärten Gegnern, wird »entglasen« oft mit »thermisch entsorgen« oder »abfackeln« kombiniert. Sind solche Gegnerobjekte gerade nicht greifbar, muss auch mal irgendeine Nobelkarosse, der Familien-Golf oder der Clio Baujahr 2001 vom Geringverdiener herhalten. Schließlich muss der Frust raus.

Das wird dann auf Indymedia gefeiert und Polizeisprecher »vermuten, dass Gentrifizierungskritik eine Rolle spielt«. Wird nach Vergewaltigung nächstens Frauenkritik vermutet oder nach Diebstahl ein Bereicherungsmotiv? Wären die Täter Nazis oder IS-Fanatiker, würde man es zu Recht als Terror bezeichnen.

Über 70 Prozent unserer »Qualitätsjournalisten« neigen einer Studie der Freien Universität Berlin zufolge Grünen, SPD oder Linken zu. Sie haben offenbar ein anderes Verständnis und entwickeln Mitgefühl für die Kriminellen, die sie offenbar für ungezogene alte Kinder der Szene halten.

»Scherben glitzern auf dem Pflaster im Lichte der Laternen nach gerechtem Volkszorn«, so ähnlich haben die Nazis seinerzeit formuliert. Heute sind die Wendungen moderner, Gewalt wird anders umschrieben.

Die Verharmlosungen und Verschleierungen lassen sich fortsetzen: »Instandbesetzung« anstelle illegaler Hausbesetzung, »Feldbefreiung« statt Sachbeschädigung. Und die Anprangerung »alter weißer Männer« greift als praktizierter Geschlechts-, Alters- und Antieuropäer-Rassismus in einigen Medien um sich.

Wir Medienkonsumenten sollten die Begriffe hinterfragen wie auch die Formulierungen in und zwischen den Zeilen. Dann hat die schleichende Infiltration durch die Methode der Verharmlosung keine Chance. Sprache muss glasklar sein, vor allem sie darf nicht »entglast« werden.
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negative Emissionen, die

Auch wenn sich manche »Klimaziele«, so das deutsche bis 2020, im Rauch der vielen Emittenten aus Industrie, Verkehr, Handwerk und Haushalten auflösen, es gibt Möglichkeiten, bis zum Ende des Jahrhunderts trotzdem das große 1,5-Grad-Ziel zu erreichen. Zum Beispiel, wenn die Natur mitspielt oder Emissionen nachträglich gemindert werden.

Auf der UN-Klimakonferenz 2015 in Paris wurden Ziele beschlossen, deren Erfüllung man nur als utopisch bezeichnen kann. Qualitätsmedien sagen dazu »ambitioniert«. Um das sogenannte 1,5-Grad-Ziel bis zum Ende des Jahrhunderts zu erfüllen, dürften nach Berechnungen des Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung (PIK) vom Menschen nur noch etwa 200 Milliarden Tonnen CO2
 emittiert werden. Von der jetzigen Emissionsrate ausgehend, ist dies in etwa fünf Jahren erledigt. Dann ist bis zum Ende des Jahrhunderts noch viel Zeit übrig. Allerdings fanden Klimaforscher 2018 ein »fast doppelt so großes« CO2
-Budget. »Unsere früheren Modelle sind an entscheidender Stelle zu empfindlich«, so der Physiker Jochen Marotzke im Spiegel
-Interview
2
). Sind sie jetzt wenigstens genauer? Ich halte es für die Begründung einer taktischen Fristverlängerung, um die Alarmstimmung hoch und die Lösungsillusion am Leben halten zu können. Das Signal »es ist zu spät« würde die Vorbereitung auf den Klimawandel fördern und den Erneuerbaren Subventionen entziehen.

Die jetzigen jährlichen menschengemachten CO2
-Emissionen betragen circa 35 Milliarden Tonnen und steigen mit annähernd linearem Gradienten von etwa 800 Millionen Tonnen jährlich – also in der Größenordnung der Emissionsmenge Deutschlands. Das derzeit vielbejubelte Klimaziel Chinas besteht darin, die Emissionen ab 2030 nicht mehr zu steigern. Bis dahin bläst das Riesenreich pro Jahr etwa 10 Milliarden Tonnen raus.

Das deutsche »Klimaziel« – bis 2020 weitere 150 Millionen Tonnen Reduzierung – schafft die Kompensation natürlich nicht, diese Menge wird eher im Bereich chinesischer Messungenauigkeit versenkt. Der gefeierte Zubau an Erneuerbaren in China trifft offenbar selbst im dortigen riesigen Netz auf Probleme, was zunächst zum Stopp
3
 des weiteren Windkraftausbaus führte.

Um der großen Resignation nach dem zu erwartenden Verfehlen der Pariser Klimaziele zu begegnen und bei einem möglichen nachlassenden Ehrgeiz der Menschen dennoch hohe Investitionen in die Ökoindustrie zu rechtfertigen sowie den Klimawissenschaftlern auch dann Tantiemen zu sichern, wird die Wundertüte der »negativen Emissionen« hervorgezaubert.

Im Klartext: CO2
 muss der Atmosphäre entzogen und gelagert werden. Allerdings gibt es für ein Spurengas mit einem Anteil von 0,04 Prozent keine sinnvolle und bezahlbare Technologie für ein Herausfiltern. Also muss man dort ansetzen, wo die Konzentration höher ist, nämlich im Abgas von Verbrennungsprozessen.

Es sei daran erinnert, welche Maßnahmen das IPCC gegen weitere Erwärmung vorschlägt: Die Erhöhung der Energieeffizienz, den Einsatz regenerativer Energien, die Abtrennung und Speicherung von CO2
 aus Verbrennungsprozessen (CCS – Carbon Capture and Storage) und die Anwendung der Kernenergie.

Deutschland folgt der reinen Wind- und Sonnenlehre und lehnt die Punkte drei und vier ab. Der Versuch Vattenfalls, CCS großtechnisch einzuführen, wurde politisch erdrosselt. Noch bevor eine Pilotanlage den Nachweis der CO2
-Abscheidung in hoher Qualität erbracht hatte und auch das Projekt der Speicherung durch das Geoforschungszentrum Potsdam im brandenburgischen Ketzin erfolgreich ablief
4
, organisierten Politiker und NGOs den Widerstand, besonders unter der Bevölkerung in potenziellen Speichergebieten. Die Kampfbegriffe »CO2
-Klo« und »CO2
-Bombe« machten die Runde, vor allem auf den Plakaten von Grünen, Greenpeace und Berufsdemonstranten. Dass CO2
 eines der reaktionsträgsten Gase ist und eben deshalb als Löschmittel eingesetzt wird, stört die Wortschöpfer der »Bombe« nicht, sie hatten offenbar gymnasiale Chemie abgewählt.

Helfen soll im Widerstand eine analoge Methode zur Kernenergie. Der Entsorgungsweg wird blockiert und so kann die Technologie an sich be- und verhindert werden. Der Kohle keine Zukunft!

Fast 200 Millionen Euro versenkte Vattenfall für die Pilotanlage zur CO2
-Abscheidung und die Planungen für ein Demonstrationskraftwerk in Jänschwalde. Es ist nicht zu erwarten, dass ausländische Unternehmen in Deutschland nochmals ein Risiko mit Investitionen dieser Art eingehen werden, selbst wenn sie damit einem Vorschlag des IPCC folgen wollen.

Inzwischen gibt es weitere Untersuchungen, die die Sicherheit einer CO2
-Speicherung bestätigen. Will man nun negative CO2
-Emissionen erreichen, führt aber kein Weg am CCS vorbei, genauer gesagt, am Biomasse-CCS (BECCS). Hier wird die Biomasseverbrennung ausgenutzt, um das durch Pflanzen eingesammelte atmosphärische CO2
 abzuspalten und wegzuspeichern. Es ist ein Treppenwitz, dass nicht mehr Wind- und Sonnenkraft, sondern schnöde Verbrennungsprozesse das Klima »retten« sollen. Das passt auch nicht zur deutschen Energiewende, denn dann würden Energiepflanzenplantagen und Biokraftwerke im Mittelpunkt stehen. Ob eine relevante Menge an Biomasse erzeugt werden kann vor dem Hintergrund einer sich dann mit Sicherheit zuspitzenden Tank-oder-Teller-Diskussion, ist eine andere Frage.

Natürlich gibt es auch hier viel Wasser im Wein. Zum einen erfordert die CO2
-Abspaltung aus dem Rauchgas viel Energie. Der Wirkungsgrad eines solchen Kraftwerks würde um etwa 30 Prozent sinken, die entsprechenden Strom- und Wärmegestehungskosten wären nicht konkurrenzfähig. Hier entstünde eine neue Subventionsmaschinerie, denn über den CO2
-Handel wäre die Wirtschaftlichkeit nicht zu sichern.

Schwieriger noch wird es für Grüne und NGOs, die Plakate einzurollen und den Bürgern zu erklären, dass das aus Biomasse gewonnene CO2
 im Speicher ungefährlich ist und zur Weltrettung zwingend unter die Erde muss – im Unterschied zum CO2
 aus der Kohleverbrennung. Vielleicht hilft eine Einteilung und Umdeutung in »veganes« und »fossiles« CO2
? Die Wahrscheinlichkeit, dass ein bedeutender Teil der Bevölkerung sich das unterjubeln lässt, ist gegeben. Wer Biowildlachs und veganes Mandelmus kauft, glaubt vermutlich auch an veganes CO2
.

Wenn aus naheliegenden Gründen Emissionsminderungsziele nicht zu erreichen sind, gäbe es mit Hilfe »negativer Emissionen« nach der bewährten Methode »überholen, ohne einzuholen« die Möglichkeit, künftige »Klimaziele« auf minus 2, 5 oder 7 Prozent bestimmter Emissionsmengen festzulegen. Es wäre aber auch das Eingeständnis, dass die Verspargelung und Verspiegelung Deutschlands und der Welt wirkungslos sind.

Die »Klimaziele« bleiben gewaltig. Die Staaten werden entsprechend ihrer nationalen Möglichkeiten mit einer Erderwärmung umgehen. Kanada nutzt das CCS, China, Großbritannien und andere bauen die Kernenergie aus, Holland verstärkt die Deiche und Deutschland senkt den Meeresspiegel. So wird die Welt doch noch gerettet.
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Klimastadtwerk Berlin

Im Jahr 2016 wurde die rot-rot-grüne Koalitionsvereinbarung für die Hauptstadt vorgelegt. Es bestand kein Anlass zur Besorgnis, denn Koalitionsvereinbarungen, egal welcher Parteienkonstellationen, sind nun einmal die großen Wunschzettel des kleinsten gemeinsamen Nenners und in den seltensten Fällen tritt die Mehrheit der Wünsche der Koalitionäre wie auch die ihrer Wähler später ein. Also den Ball und das Mitleid für die Berliner, die so gewählt haben, flach halten und den weiteren Entwicklungen interessiert entgegensehen.

Auffällig ist – und bei dieser Farbkombination nicht anders zu erwarten –, dass jede Menge Geld verteilt werden soll. Das Füllhorn wird in alle Richtungen ausgeschüttet, Geld hat in diesen Kreisen eher virtuellen Charakter. In der Tradition linksgrüner Weltsicht geht es um eine andere Verteilung des Kuchens, nicht um dessen Vergrößerung.

Als zusätzliche Einnahmepositionen finden sich die Erhöhung der Zweitwohnungssteuer, ein »Naturcent« auf die Grundsteuer und ein Pfandsystem auf To-go-Becher (das reduziert die Müllmenge).

Geld wird es auch kosten, bei Migranten die »aufenthaltsrechtlichen Möglichkeiten auszuschöpfen«, was nichts anderes bedeutet, als dass kaum oder gar nicht mehr abgeschoben werden soll. Dies entspricht der Überschrift über dem Werk »solidarisch und weltoffen«. Wozu dann noch die Einführung eines europaweiten Sicherheitssystems für visafrei Einreiseberechtigte, wenn auch die Unberechtigten ohne Visum einreisen und in manchen Städten bleiben dürfen?

Wenig Erwähnenswertes liest man zur inneren Sicherheit. Die Autonomen in der Rigaer Straße haben sicherlich ein paar Tetra Packs Rotwein zusätzlich geöffnet beim Anblick dieser Vereinbarung. Mehr Polizei – na gut, dann kann man schwarz vermummt mehr verhauen, wenn die Beamten mit Namensschildern versehen und ohne Taser zu deeskalieren versuchen.

Schwerpunkt soll die Kriminalitätsprävention sein, das klingt gut und wird in etwa so erfolgreich sein wie die Bekämpfung von Fluchtursachen im Nahen Osten. Geld für mehr Streetworker soll auch da sein, vor allem sind »städtebauliche Maßnahmen gegen Angsträume« geplant, ohne dass Einzelheiten genannt sind.

Ich könnte mir vorstellen, dass ein paar von Landschaftsarchitekten gekonnt in den Görlitzer Park platzierte Rhododendren und eine andere Wegführung die Drogendealer von ihrem kriminellen Tun abhalten werden – falls der Drogenhandel nicht ohnehin teilweise legalisiert wird und der Stadt sogar Einnahmen bringen könnte. Zwischenzeitlich nun die Idee, Imbisswagen so an den Parkeingängen zu platzieren, dass potenzielle Kunden zum Ausweichen auf Döner oder Falafel angeregt werden, anstatt Cannabis oder härtere Sachen zu naschen. Die Beschaffungskriminalität bleibt in jedem Fall. Und wer geschnappt und dann sogar noch verurteilt werden sollte – Strafgefangenen soll der Zugang zu modernen digitalen Kommunikationsmitteln erlaubt werden.

Den größten Brocken bei der Geldausgabe stellt die Energiewende dar. Diese soll – und damit zum eigentlichen Begriff – durch ein eigenes Stadtwerk gesichert werden. Die Idee entstammt einem von den Grünen 2013 gefassten Beschluss zur Gründung eines »Klimastadtwerks«. Auch hier gibt der Begriff selbst keinen Sinn. Ein Stadtwerk soll versorgen – sicher, kostengünstig, umweltfreundlich, das berlinische kommt natürlich »klimaneutral« daher.

Traditionell leistete die BEWAG (Berliner Städtische Elektrizitätswerke AG) seit 1884 der Stadt treue Dienste, vor allem in teilungsbedingter Inselexistenz bei der Versorgung im Westen der Stadt. 2003 verscherbelte der Senat aus Finanznot den Mehrheitsanteil an der BEWAG an ein Konsortium aus Veba, Viag und Southern Energy, welches später an Mirant überging und dann von Vattenfall gekauft wurde. Seitdem wird Berlin von ehemaligen BEWAG-Mitarbeitern unter schwedischem Kommando gut und sicher versorgt. Natürlich erfolgt dies aus dem bestehenden und modernisierten Kraftwerkspark, was insofern problematisch für die Großstädter ist, als dies mit CO2
-Emissionen verbunden ist.

Wie bei allen hippen, urbanen und vergeistigten Metropolenbewohnern üblich, herrscht der Wunsch nach Versorgung allein aus Wind, Sonne und Umweltwärme vor. Bis 2050, so das Ziel, will man die Fossilen in die Tonne treten. Zunächst soll der Platzhirsch Vattenfall vom Hof gejagt werden, was sich als schwierig erweist. Die Konzessionsverträge müssen diskriminierungsfrei ausgeschrieben werden, was direkte Einflussnahme der potenziellen Planwirtschaftspolitiker verhindert.

Mit den Berliner Stadtwerken existiert seit 2013 eine GmbH als 100-prozentige Tochter der berlineigenen Wasserwerke, die die Erwartungen nun erfüllen soll. Bisher stand die CDU mit kleinlichen Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen im Weg, das hat jetzt ein Ende. Nach dem zaghaften Beginn mit einer bescheidenen Kapitalausstattung von 5,5 Millionen Euro wird jetzt richtig Kohle – pardon, Geld – fließen. 100 bis 150 Millionen Euro gehen zunächst ans Stadtwerk.

Eine ebenfalls stadteigene »Berlinenergie« beschäftigte sich bisher mit der Vorbereitung der Angebote für die Ausschreibungen der Gas- und Stromnetze. Sieben Mitarbeiter gaben anfangs ihr Bestes. Der Chef wurde zunächst mit Wolfgang Neldner prominent eingekauft, einem alten Fahrensmann der Energiewirtschaft und anerkannten Spezi aus dem Netzbereich. Für 230.000 Euro pro Jahr leitete er die überschaubare Mitarbeiterschar an, neben seiner Unternehmertätigkeit. Für ihn ein wirtschaftliches Optimum. Inzwischen ist die Firma deutlich gewachsen.

Die 100-Prozent-Regenerativversorgung soll beim Strom schon 2030, bei der Wärme 2050 erreicht werden. Wie zu erwarten, werden Energie aus Solar- und Windenergie, Biomasse und Geothermie und begleitende Aktivitäten wie Gebäudedämmung und Smart Grid favorisiert. Gaskraftwerke mit Kraft-Wärme-Kopplung sind (zunächst) noch zugelassen. Für die Windenergie würden »die Bedingungen verbessert«, was Fragen offen lässt. Ein gutes halbes Dutzend bestehender Anlagen auf Stadtgütern oder im Brandenburgischen lassen nicht wirklich viel weiteres Potenzial erkennen, es sei denn, man belebt die Idee der »Reichskrafttürme« neu.

Im Jahr 1932 berichtete der Völkische Beobachter
 über eine Idee Herrmann Honnefs, bis zu 400 Meter hohe Windtürme (»mit Restaurationsbetrieb«) in die Stadt zu stellen, um mit den Kräften der oberen Luftschichten Energie zu erhalten. Selbst über die dringend erforderliche Verbindung über ein »Windkraftnetz« machte er sich Gedanken wie auch über die Überproduktion zu Nachtzeiten. Dieser Strom solle in »Wasserkraftspeichern« oder »zur Erzeugung billigen Wasserstoffs« genutzt werden, wie das Linzer Volksblatt
 am 2. März 1932 schrieb. Der Beginn des Wasserstoffzeitalters wurde angekündigt.

»Auch bei der Windkraftausnützung ist der Ausgleich von überragender Wichtigkeit, denn nicht jedem Windkraftwerk würde zu jeder Zeit die erforderliche Windstärke zur Verfügung stehen.« Man sieht, heutige Erkenntnisse sind wirklich nicht neu. Auch ein konkretes Vorhaben gab es: ein 400 Meter hoher Turm am Messegelände mit bis zu 20.000 PS (circa 14,7 Megawatt) Leistung. Es spricht für den Sachverstand der damaligen Ingenieure und Kaufleute, das Projekt nicht weiter verfolgt zu haben. Klimahysterie behinderte noch nicht klares Denken.

Hitler soll sich interessiert gezeigt haben. Schade, eine Reichsenergiewende hätte das Geld gebunden, das dann in die Aufrüstung ging …

Man darf also gespannt sein, welche Rolle die Windenergie bei den Berliner Stadtwerken spielen wird. Bei der Preisentwicklung ist man sich wohl nicht so sicher, deshalb sind Sozialtarife vorgesehen. Eine dauerhafte Subventionierung fürs Stadtwerk könnte das möglich machen, ob es wettbewerbsrechtlich zulässig ist, steht auf einem anderen Blatt. Es läuft wohl auf Sozialgeld an bedürftige Bürger hinaus, das die Stadt zahlt.

Damit die Umweltwirkung Berliner Energievorgaben auch ins Land hinausreicht, soll künftig kein aufbereiteter Müll mehr in Lausitzer Kohlekraftwerken mit verbrannt werden. Bisher schoben die Hauptstädter etwa 250 Kilotonnen pro Jahr und damit etwa ein Drittel der Gesamtmenge dahin ab. Derzeit steigen die Entsorgungspreise deutlich, weil die Kapazitäten zur thermischen Entsorgung nicht ausreichen. Wo dann der Berliner Dreck landet, ist eine offene Frage, denn Deponieren ist nicht zulässig. Die Brandenburger bauen schon mal vor und erweitern das Zwischenlager in Niederlehme, um mehr Menge puffern zu können. Das riecht, nein, es stinkt sogar, nach höheren Müllgebühren.

Auch die Verkehrspolitik nimmt in den rot-grünen Visionen konkrete Formen an. Unter der Überschrift »Fußverkehr sicherer und komfortabler gestalten« finden sich neben neuen Fußgängerzonen auch »fußgängerInnenfreundliche Ampelschaltungen«, was zur Folge haben dürfte, dass täglich zigtausende Autos im Standgas länger als heute an der roten Ampel stehen. Besonderer Zuneigung erfreuen sich die Radfahrer, deren Wegenetz, Parkraum, Parkhäuser, Fahrradmitnahme im ÖPNV und der Anreiz zu Fahrrad- und Carsharing-Kombination jetzt besonders bedacht werden. Auch ein Citylogistikkonzept ist erwähnt, bei dem die Letztverteilung von Waren über Lastenfahrräder erfolgen soll.

Ein wesentlicher Punkt ist vollkommen zu Recht die Wohnungsfrage. Hier werden Zahlen zum Neubau genannt und den städtischen Wohnungsunternehmen Einschränkungen der Miethöhen angekündigt, die große öffentliche Zahlungen erfordern würden. Inwieweit es gelingt, Angebot und Nachfrage dem marktgerechten Handeln zu entziehen und Berlin zur Insel glückseliger Mieter werden zu lassen, schauen wir uns am Ende der Legislaturperiode einfach mal an. Der Senat ist inzwischen schon ein gutes Stück vorangekommen und hat mit seinen Enteignungsfantasien deutliche Zurückhaltung bei privaten Investoren erzielt. Viele waren schon vorher von Bauvorhaben zurückgetreten angesichts einer äußerst behäbigen Praxis des Umgangs mit Bauanträgen unter einer Ex-SED-Bausenatorin.

Es finden sich noch einige Selbstverständlichkeiten und viel Kleinteiliges in der Vereinbarung, zum Beispiel:


	
»Der Einstieg beim Bus soll in der Hauptverkehrszeit grundsätzlich an allen Türen erlaubt werden.«



	
»Die weitere Nutzung des Müggelsees für den muskelbetriebenen Wassersport wird gesichert.«





Sowie schwer Verdauliches:


	
»Die Koalition unterstützt die Erweiterung bestehender Welterbe-Ensembles, deren Arrondierung sowie die Sondierung von Möglichkeiten internationaler serieller Nominierungen.«





Und ganz wichtig als Vorhaben ist:


	
»Die Koalition will den Flughafen BER schnellstmöglich fertigstellen und in Betrieb nehmen.«





Wer hätte das gedacht?


	
»Berliner Taxis müssen am BER Fahrgäste laden können.«





Damit ist der Konflikt beschrieben, bei dem Berliner Taxis nicht leer zum Flughafen Schönefeld fahren und Brandenburger Taxis nicht einfach so in Tegel laden dürfen.

Festzustellen bleibt, dass die BerlinerInnen im Licht mit Ökostrom betriebener LED einer weltoffensolidarischnachhaltigen Zukunft entgegengehen. Inwiefern eine Blaupause für gleichfarbige Bundespolitik nach der Wahl 2021 besteht, bleibt dem unberechenbaren Schwarmverhalten der Wähler überlassen. Nehmen wir die optimistische Formulierung: Es wird spannend.

Hier findet sich das Original: www.berlin.de/rbmskzl/regierender-buergermeister/senat/koalitionsvereinbarung/




M WIE



Mondlichtkugel, die

Immer wieder platzieren unsere Medien Neuigkeiten, die von revolutionären Fortschritten bei der Entwicklung regenerativer Energieanlagen künden. 2012 trat eine weitere geniale Erfindung ihren vermeintlichen Siegeszug an. Es handelte sich dabei um eine wassergefüllte Glaskugel, die mit entsprechend angebrachter und nachgeführter Fotozelle durch die spezielle Brechung und Konzentration des Lichts einen deutlich höheren Wirkungsgrad erzielen soll als die herkömmliche Fotovoltaik.

Das Produkt heißt »Beta.ray«, aber aufgrund der ihm zugeschriebenen Fähigkeiten möchte ich es poetischer als »Mondlichtkugel« bezeichnen, denn: »Das System produziert grünen Strom, und zwar Tag und Nacht« und: »Die Kollektoren (funktionieren) auch bei diffusem Licht und sogar bei Mondschein. Nachts wird aus Solarenergie dann Lunarenergie. Durch Lichtenergie gewonnener Strom könnte damit auch nachts und somit wesentlich konstanter produziert werden«, schwärmt der Spiegel
. Die Lademöglichkeit im automobilen Bereich sei von enormer Bedeutung.

Andere Quellen wie www.erneuerbareenergien.de
 informieren über den »optischen Tracker« mit mühsam verhaltener Begeisterung. Die angegrünte WiWo
 stellt heraus, dass das Gerät »schick aussieht« und man sein Handy damit auch am See laden kann. Auch die Welt
 bewundert das Aussehen des Geräts, es sei ein echter »Hingucker«.

Dabei ist das Prinzip der Kugellinse nicht neu. Es gab bereits im 19. Jahrhundert die sogenannte »Schusterkugel«. Vor Erfindung des elektrischen Lichts nutzten Handwerker wie eben die Schuster eine Glaskugel zur Konzentration des diffusen Umgebungslichts, um ihren Arbeitsplatz mangels elektrischem Licht besser auszuleuchten.

Der Erfinder der Mondlichtkugel, ein in Barcelona lebender deutscher Architekt, gab an, von der Idee beim Frühstück erleuchtet worden zu sein. Seine Tochter legte ihm eine Murmel in den Eierbecher und das Sonnenlicht konzentrierte sich auf einen Punkt. Das sind sie, die Heureka-Momente, von denen jeder Energiewendebewegte in seinen ökologisch reinen Nächten nachhaltig träumt.

In einem schicken Videoclip
5
 erfährt man mehr über den »Sunshine recorder« als »a smile to the sun«. Auch der Einbau in Gebäudefassaden sei möglich. Neben einem Modell in Wahrsagerkugelgröße gibt es zwei Bauformen mit 1 beziehungsweise 1,80 Meter Durchmesser. Die größere Variante sei schon für schlappe 4.200 Euro zu haben.

Wir halten kurz inne und denken mal nach.

Selbst bei Berücksichtigung des »Einsammelns« diffusen Lichts wird die Kugel kaum mehr Licht fangen, als auf ihrer beschienenen Seite anfällt. Das sind bei den angebotenen Modellen etwa 0,8 beziehungsweise 2,5 Quadratmeter. Im Juni gibt es pro Tag etwa 5 Kilowattstunden Sonneneinstrahlung in Deutschland. Ob das Licht dann gebündelt wird oder nicht, ist für die Menge der eingestrahlten Energie ohne Bedeutung. Dass die Solarzelle am unteren Teil der Kugel nachgeführt werden muss, ist eher als Nachteil zu sehen. Zudem erhitzt das konzentrierte Licht die Solarzelle mehr als bei einer Flächenkonstruktion, sodass der Wirkungsgrad sinkt.

Selbst bei Vollmond und klarem Himmel beträgt die Lichteinstrahlung nachts unter einem Promille der Sonnenstrahlung zur Mittagszeit. Wie viele Tage im Jahr scheint der Mond am wolkenfreien Himmel, an wie vielen Tage ist Neumond, hat er eine kleine Sichel oder geht er nur tagsüber auf? Zudem reflektiert der Mond entsprechend seiner Oberflächentemperatur nur Strahlung im langwelligen Bereich, mit denen Fotovoltaik-Module kaum etwas anfangen können.

Die Kugel ist mit destilliertem Wasser gefüllt, allein diese Füllung bringt 2 beziehungsweise 3,8 Tonnen auf die Waage zuzüglich des Glasgewichts, das aufgrund der nötigen Wandstärke erheblich sein dürfte. Die infrage kommenden Aufstellungsorte werden dadurch stark eingeschränkt, vor allem, was Dächer und Fassaden betrifft.

Kühlt die Kugel nachts aus, dürfte sie je nach Wetterlage morgens des Öfteren beschlagen sein, also das Licht dämpfen. Im Winter kommt die Frostgefahr hinzu, die Kugel müsste beheizt oder entleert werden und Schnee gibt es auch manchmal. Elektrischer Eigenbedarf fällt für die Nachführung der Solarzelle an.

Mitdenkende Leser des Artikels bei Spiegel Online
 äußern sich teils drastisch über »Pseudoinnovation« und »Technikesoterik«, bestätigen aber das ansprechende Design, verbunden mit dem Vorschlag, auch einen Goldfisch einsetzen zu können. Es gibt die Frage, ob der Erfinder auch bald neben Sonnenkönig Asbeck im Schloss wohnt. Oder es sei der Versuch, Prokon-Anlegern neue Anlagemöglichkeiten zu verschaffen. Auch treu-naives Grundvertrauen kommt zum Vorschein, wie »Wunder gibt es immer wieder«, »Der Mann als Architekt hat einen Ruf zu verlieren«. Oder einfach Bewunderung für den Mut des Erfinders.

Auf globalmagazin.com beschwert sich allerdings ein Forist, dass er sich das Prinzip schon 2008 hat patentieren lassen. Es erscheint auch ein Eintrag ungezügelter Begeisterung:

»So gibt es mit dieser Erfindung endlich die Möglichkeit, den stark schmutzigen Strom aus Kohle- und Atomkraftwerken durch sauberen Solar- und Lunarstrom zu ersetzen. Und sage mir einer, aus Deutschland kommen keine Innovationen mehr. Hier zeigt sich, dass unser Bildungssystem doch gar nicht so schlecht sein kann, wie manche Ignoranten behaupten.«

Speziell der letzte Satz lässt vermuten, dass hier ein vom Bildungssystem eher Vernachlässigter spricht.

Man sollte aufmerken, wenn bei neuartigem technischem Gerät primär auch vom schönen Design gesprochen wird. Das erinnert sehr an den schon legendären Atomstromfilter (789 Euro), der noch einige Folgeerfindungen wie den ASTROSEP (Atomstromseparator) oder den Spektralrichter hervorbrachte. Na gut, auf eBay wurden auch schon WLAN-Kabel verkauft. Kolbenrückholfedern oder solare Böschungswinkel sind bei entsprechend ökologisch getrimmter Ansprache vermutlich auch an den grün orientierten und durch unser Bildungssystem geprägten Verbraucher verkäuflich.

Natürlich braucht die Mondlichtkugel Startkapital. Jede Bank würde den Erfinder und seinen Kreditwunsch freundlich wieder zur Tür komplimentieren. Schwer vorstellbar aber, dass er das überhaupt versucht hat. Heutzutage läuft so was eher postfaktisch über das Crowdfunding.

Nachdem 2014 die Meldungen zur Mondlichtkugel nach und nach gegen null tendierten, mehren sich auf der entsprechenden Crowdfunding-Homepage die Kommentare der Ökozielgruppe mit der energischen Forderung im Sinne Maggie Thatchers: »I want my money back!«

Bisher gingen über 233.000 Dollar für Bestellungen der »Beta.ray« ein. Wir legen schon mal eine Tüte Mitleid für die Investoren bereit. Der Erfinder hat Ausgaben gehabt und leben will er auch. Wir können davon ausgehen, dass trotz tollen Designs aus rein physikalischen, also ewiggestrigen Gründen die Mondlichtkugel nicht kommen wird. Die Produkthomepage befindet sich derzeit im Umbau.

Warten wir auf die Verschwörungstheorien, warum sie sich nicht durchsetzt. Mein Tipp: Die Atomkonzerne sind schuld.

Wenn Atom- und Kohlehass mit Unwissenheit und festem grünen Glauben fusionieren, können wir auf weitere solche als Erfindung getarnte Fake-News hoffen. Der Blick in die Zukunft der »Erneuerbaren« ist wie ein Blick in die Glaskugel – man kann nie wissen, was kommt, aber sehr oft ist es eine optische Täuschung.
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Klimazeugen, die

Dieser Begriff taucht oft dann auf, wenn Demonstrationen oder PR-Aktionen zwecks Weltrettung von NGOs oder Grünen veranstaltet werden. Wortgetreu betrachtet sind wir alle, jedenfalls die Generation Ü30, Klimazeugen, denn wir erlebten unser Klima hautnah täglich mit. Alle Jüngeren haben bisher nur Wetter erlebt.

Wie wird nun die Bezeichnung der »Klimazeugen« verwendet? Mit dem Ziel, die Aufmerksamkeit zu pushen, laden sich einschlägig bekannte Organisationen Menschen aus möglichst fernen Ländern ein. Diese berichten dann vor deutschem Wohlstandspublikum über ihre Existenzängste infolge des Klimawandels. Gern genommen werden Inselbewohner aus Kiribati oder ähnlich exotischen Weltgegenden. Leider sind diese nicht zahlreich und die von den einladenden Organisationen zu tragenden Reisespesen sind erheblich.

Wichtig ist, dass diese Menschen bei uns ein Betroffenheits- und Schuldgefühl erzeugen, auch wenn eine Ursache-Wirkungs-Beziehung nur unter größter grüner Simplifizierungsbrille zu erkennen ist. Erklärtes Ziel der Organisatoren ist, Druck auszuüben für die Abschaltung deutscher Kohlekraftwerke und gemäß linksintellektueller Weltsicht für eine Dekarbonisierung, postindustrielle Gesellschaft und die Realisierung der Degrowth-Theorie zu sorgen.

Eine kürzlich verhandelte Klage eines peruanischen Bauern gegen RWE, organisiert und finanziert von Germanwatch, war erwartungsgemäß abgewiesen worden. Nun geht es in die nächste Instanz. Der Andengletscher in der Nähe seines Hauses schmilzt zunehmend, sodass er eine Überschwemmung seines Hauses befürchten muss. Der Bauer, der zeit seines Lebens mit dem Begriff »RWE« vermutlich nie etwas hätte anfangen können, wurde fürsorglich von Germanwatch ins Klageverfahren eskortiert. Dass die Klage überhaupt angenommen und nicht als offensichtlich unbegründet abgewiesen wurde, ist eines der besonderen Merkmale westlicher Justiz, sich auch mit völlig abwegigen Sachverhalten zu befassen.

Sehen wir uns kurz die Problematik unter Verwendung von Zahlen an und unter der Annahme, dass der Anteil des doppelt oxidierten Kohlenstoffs tatsächlich die Welttemperatur erhöht und deshalb gesenkt werden muss: Der CO2
-Gehalt der Luft beträgt rund 0,04 Prozent, der anthropogene Anteil daran schlägt mit etwa 4 Prozent zu Buche. Der RWE-Anteil an globaler industriell verursachter Emission beträgt etwa 0,3 Prozent. Die Multiplikation dieser Anteile führt zu einem RWE-Beitrag am CO2
-Gehalt der Atmosphäre von 0,000048 Prozent. Mathematiker und Praktiker würden jetzt einfach auf null abrunden, nicht so die grünen Ideologen. Sie stellen eine abenteuerliche Verursacher-Beziehung auf, aber es geht ihnen natürlich nicht um den Sachverhalt oder den Schadenersatz für den Bauern oder die Umwelt. Es geht, wie in deutscher Politik und der Medienlandschaft üblich, darum, »Zeichen zu setzen«. Diese um sich greifende Methode hat in keiner Weise mit praktischem, sinnvollem und zukunftsweisendem politischen Handeln zu tun, sondern dient ausschließlich der Erregung von Aufmerksamkeit zwecks Beeinflussung des Wahlvolks.

Handlungen, die unsere Gesellschaft in irgendeiner Form voranbringen könnten, fallen Germanwatch und anderen nicht ein. Auf dem weiten Forschungsfeld zu konstanter und regelfähiger emissionsfreier Stromerzeugung oder zu großen Stromspeichern wären deren Gelder gut eingebracht.

Unterdessen steigen die weltweiten Emissionen weiter an, wenn auch verlangsamt durch technischen Fortschritt und eine chinesische Wirtschaftskrise. Und das alles fast völlig unabhängig von den Absichtserklärungen einer größeren Menge von Elitemenschen in Marrakesch.

Übrigens schlägt sich die deutsche CO2
-Minderung durch die Deindustrialisierung Ostdeutschlands, die Modernisierung und den Ersatz von Kraftwerken, die »Energiewende« und das EEG seit 1990 mit etwa 220 Millionen Tonnen jährlich nieder. Dies sind etwa 0,65 Prozent der globalen jährlichen Emissionen. Das hat seit 2000 bisher 150 Milliarden Euro gekostet und wird sich bis 2025 auf sagenhafte 520 Milliarden Euro erhöhen, wie das Institut für Wettbewerbsökonomik der Uni Düsseldorf errechnete.

Dennoch bleiben Glaube, Vision und Hoffnung bestehen, dass diese 0,65 Prozent um einige Zehntel gesteigert werden müssen, wonach sich die Klimakatastrophe eingeschüchtert abwenden wird.

Andere Einflüsse auf Emissionen, Wetter und Klima lassen die NGOs medial im toten Winkel links liegen. Die Rodung südamerikanischer Regenwälder und die katastrophale Vernichtung indonesischen Urwaldes zugunsten von Palmölplantagen für europäische Biokraftstoffeuphorie beeinflussen das regionale Wetter auf der Südhalbkugel mehr als rheinische Kohlekraftwerke. Aber differenzierte und abgewogene Betrachtungen waren noch nie das Ziel ideologisierter NGOs.
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Im November 2011 flog Greenpeace drei Frauen aus Südafrika ein, um sie medienwirksam vor die Kühltürme eines großen Kohlekraftwerks in der Lausitz zu stellen. Sie hielten mit traurigem Blick ein anklagendes Schild hoch – in Vorbereitung des Weltklimagipfels in Durban (Südafrika). Black Beauty vor weißen Kühltürmen kommt auch fototechnisch gut rüber.

Dabei hätten die Damen allen Grund gehabt, in ihrer Heimat solche Schilder hochzuhalten. Südafrika kämpft seit 2008 mit permanenten Stromausfällen, die Industrialisierung und Wohlstand verhindern, und baut deshalb seinen Kohlekraftwerkspark zügig aus. Die Steinkohlekraftwerke Medupi (Inbetriebnahme 2015 bis 2019) und Kusile (ging 2017 in Betrieb) sollen dabei helfen. Sie haben jeweils 4.800 Megawatt (MW) installierte Leistung, jedes also größer als das größte deutsche Kraftwerk in Neurath (4.400 MW). Kendal (4.100 MW) und Matimba (4.000 MW) laufen bereits seit den 1980er-Jahren. Selbst die Neubauten sind aufgrund der Gesetzeslage nur sparsam mit Umweltschutztechnik ausgestattet, was auch in deren Umgebung zu Protesten führt wegen Staubbelastung und Wassermangel. Nur finden die Proteste in Südafrika wenig Erwähnung und es gibt dort keine durch Klimahysterie verängstigte Wohlstandsbevölkerung, die man beeindrucken könnte. Alle wollen sicheren Strom.

Und deshalb bezahlte Greenpeace diesen Frauen einen Flug um die halbe Welt (inklusive eines großen CO2
-»Fußabdrucks«), um sie bei uns vor die Kühltürme eines alle Emissionsgrenzwerte einhaltenden und somit umweltverträglichen Kraftwerks zu stellen.

Wir alle sind Klima- oder Wetterzeugen. Deutschlands bekanntester Klimaforscher Professor Dr. Mojib Latif äußerte im Jahr 2000 im Spiegel
:

»Winter mit starkem Frost und viel Schnee wie vor 20 Jahren wird es in unseren Breiten nicht mehr geben.«

Ich stelle mich hiermit als Wetterzeuge zur Verfügung und teile an Eides statt mit, dass diese Vorhersage falsch war – oder neudeutsch ein Fake.
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Referenzertragsmodell, das

Dieses wunderschöne kombinierte Substantiv ist im Paragrafen 29 Absatz 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes erwähnt und schafft die Voraussetzung für die Windbranche, unser Land fast flächendeckend mit Windkraftanlagen zuzustellen. Es sorgt dafür, dass an windschwachen Standorten eine erhöhte Vergütung ausgeschüttet wird, um den Investoren auch dort eine Rendite zu garantieren.

Der Paragraf 29 bestimmt eine erhöhte Anfangsvergütung im Vergleich zu einer definierten Referenzanlage an einem Referenzstandort. Diese maßgebende Anlage wird am Schreibtisch aus Herstellerangaben, Kennlinien und meteorologischen Angaben zur Windgeschwindigkeit ermittelt. In der Folge gibt es in Anlage 3 zu diesem Gesetz die Berechnungsmodalitäten, die dazu führen, dass in den ersten fünf Jahren eine erhöhte Vergütung gewährt werden kann und die durchschnittlichen Subventionen über den Zeitraum von 20 Jahren pro erzeugter Kilowattstunde steigen – auf etwa 9,5 Cent anstelle 7 Cent an windreichen Standorten. Das ist zugegeben eine sehr verkürzte Darstellung eines schwer verständlichen Gesetzestextes, der wortreich verbirgt, worin das Ziel besteht: Sicherung der Renditen der Windinvestoren auch in windarmen Gegenden durch entsprechend hohe Subventionen. Selbst das südliche Sachsen-Anhalt und Brandenburg, das mehrfach den »Leitstern« für erfolgreichen Ausbau der »Erneuerbaren« erhielt, liegen im Bereich nur bedingter Windenergieeignung.

Gern wird mit dem Begriff des »Bürgerwindparks« der vermeintliche Vorteil der Windenergie für viele Menschen wie du und ich, den Nachbarn, den Kollegen oder den Rentner ins Spiel gebracht. Bürgerwindparks und Kleininvestoren sollen auch im windarmen Süddeutschland an diesem Geschäftsmodell teilhaben können. Das klingt nach hehrem Streben nach Gerechtigkeit und bleibt trotzdem ein Risiko. Eine Auswertung von 1.150 Jahresabschlüssen der Jahre 2002 bis 2011 durch den Kasseler Steuerberater Werner Daldorf brachte Ernüchterndes zutage. »Rund die Hälfte aller kommerziellen Onshore-Windparks laufen so schlecht, dass deren Anleger froh sein können, wenn sie nach 20 Jahren ihr Kommanditkapital zurückbekommen haben.« Bei 37 Prozent der Jahresabschlüsse gäbe es sogar negativen Cashflow, das heißt, die Tilgungsbeiträge für die Darlehen überstiegen die Einnahmen.

Ursache sind durch Projektanten und Bauträger unzutreffend vorhergesagte, weil geschönte, Erträge, die durch die realen Windverhältnisse nicht erreicht werden. Genossenschaftsmitglieder und Anteilskäufer können das Windaufkommen natürlich schlecht selbst prognostizieren. Zumindest aber werden erwartete Traumrenditen vom lauen Winde verweht.

Wären die »Erneuerbaren« im Markt, gäbe es Gerechtigkeit ohnehin nicht. Die mecklenburgischen Winzer, Berliner Schäfer und die Fischer aus Kaiserslautern kämen vermutlich nicht auf die Idee, für ihre mangelnde Standortgüte Subventionen wegen Nichterreichen eines Referenzertrags einzufordern, damit sie die Renditen besser geeigneter Gebiete erreichen. Selbst wenn sich die Winzer-, Schäfer- und Fischereilobby zusammenschlössen, hätte sie bei Weitem nicht die Macht der Windlobby, die unser Land in diesem Politikfeld inzwischen maßgeblich regiert.

Generell vorgeschoben ist der Ansatz, der Windausbau im Süden müsse beschleunigt werden, um den Kernenergieausstieg zu kompensieren. Grünes Fußvolk glaubt so etwas. Die Pfiffigen wissen, dass die Windrendite über die Bundesländer breiter verteilt werden soll, um einer Neiddebatte vorzubauen und den vielen Gegenwind-Initiativen auszuweichen, die sich vor allem im Norden großen Zulaufs erfreuen.

Wettbewerb gab es bei den regenerativen Erzeugern noch nie, außer bei der Jagd nach den besten Standorten. Wettbewerb im EEG ist wie Sonne in der Nacht, die Subventionen sind technologiespezifisch politisch vorgegeben. Wenn ab 2017 der Zubau über Ausschreibungsverfahren erfolgt, dürfte man über sorgsam abgestimmte Angebote immer noch sein Heu in den Schuppen bringen.

Für Anlagen, die vor 2015 in Betrieb gingen, gibt es noch ein kleines Sahnehäubchen in Form des sogenannten »Systemdienstleistungsbonus« von 0,48 Cent pro Kilowattstunde. Dieses schöne Wort ist ein markantes Beispiel, wie mit Euphemismus Tatsachen vernebelt werden, denn Windkraftanlagen erbringen keine Systemdienstleistungen für das Netz. Sie tragen weder über ihre schwankende Wirkleistung noch über Systemdienstleistungen zur Versorgung bei. »Versorgung« impliziert bedarfsgerechte Produktion, diese ist aber zu 100 Prozent windabhängig und in keiner Weise versorgungsgerecht.

Die Jubelmeldungen, wenn ein neuer Windpark in Betrieb geht und übers Jahr (vermutlich) x-tausend Megawattstunden Elektroenergie produzieren wird und damit x-tausend Haushalte versorgen könne, mag rechnerisch korrekt sein, hat aber mit »Versorgung« wirklich nichts zu tun. Auch die gefeierten »energieautarken« Gemeinden sind nur über eine elektrische Jahresarbeit berechnet autark oder sogar als Nettoproduzent zu sehen. Alle sind noch mit dem externen Netz verbunden und lassen sich die Systemdienstleistungen und Residuallast liefern, um mit der eigenen, teils zufälligen Produktion zu prahlen und die Gazetten zu füllen. Autarkie bedeutet, unabhängig vom Außen zu sein. Energieautarke Gemeinden gibt es in Deutschland nicht, aber wer nimmt es mit der Wahrheit so genau, wenn die Schlagzeile dem guten Zweck dient?

Technisch schwierig, weil in der Leistung diskontinuierlich oder sogar im Flautenstillstand, wären Netzdienstleistungen mit Hilfe der Wind- oder Sonnenkraft wie die Blindleistungskompensation nur schwankend oder mit hohem Aufwand zu erbringen, zum Beispiel über zusätzliche Spulen. Das würde die Rendite schmälern. Der »Bonus« besteht nur darin, dass der Netzbetreiber bei drohenden instabilen Situationen die Windkraftanlage über Fernsteuerung vom Netz nehmen kann.

Der gesamte finanzielle, technische und gesetzgeberische Aufwand dient wohlgemerkt einer Form der Energiebereitstellung, die permanent und zu 100 Prozent durch ein zweites System ausgeregelt und teilweise komplett ersetzt werden muss. Und dieses zweite System, das eigentlich das erste ist, erhält keine Boni, Einspeisegarantien oder 20 Jahre Planungssicherheit. Das Geschäftsmodell von konventionellen Kraftwerksbetreibern und Stadtwerken wird systematisch ausgehöhlt und destabilisiert.

Da gibt es keine Gnade, erst recht kein Referenzertragsmodell.
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Ausstieg, der

Der Ausstieg ist in aller Munde. Gemeint ist im Energiewendegrünsprech nicht die betreffende Tür im Linienbus, sondern die Abkehr, sprich Stilllegung von Kraftwerken »von gestern«, wobei pauschal alle Kohle- und Kernkraftwerke unabhängig ihres Alters gemeint sind.
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Hinter uns liegt ein üblicher, wenn auch durchschnittlich etwas kälterer Wintermonat Januar 2017. Die Statistik und Bewertung des Strommixes, legt schonungslos offen, dass der anhaltende Ausbau der »Erneuerbaren« nicht die jahreszeitlich und meteorologisch bedingte höhere Nachfrage durch höhere (Zufalls-)Produktion auszugleichen in der Lage ist. Zur Erinnerung sei nochmals der Strommix Mitte Januar 2017 des Agorameters gezeigt:

Ein verlässlicher Sockel regenerativer Stromeinspeisung durch Wind und Sonne ist auch mit viel gutem Willen nicht zu entdecken. Obwohl die installierten Kapazitäten im Januar 2017 bei Wind (49,494 Gigawatt) und Sonne (40,809 Gigawatt) Rekordhöhen erreicht haben, produzierten beide Technologien zusammen zeitweise weniger als 1 Gigawatt und unter 2 Prozent des benötigten Stroms (Beispiel: 24. Januar 6 Uhr: Bedarf ohne Export 66.849 Megawatt, Solar+Wind Onshore/Offshore 861 Megawatt, entspricht einem Anteil von 1,3 Prozent). Und der Verbrauch wird über die Sektorkopplung noch steigen, wenn nach grünen Planungen elektrisch geheizt und Auto gefahren werden soll.

Wie gut, dass wir Energietechnologie »von gestern« haben. Das stets angeführte Argument, dass der ach so hohe Exportanteil so viel Kohlestrom erfordere, erübrigt sich angesichts der abgebildeten Anteile. Wie weiter hinten noch erläutert werden wird, richtet sich die Höhe des Exports vor allem nach den Regelungen des europäisch liberalisierten Strommarktes, also nach Angebot und Nachfrage. In diesem Winter 2017 führte neben dem temperaturbedingt höheren Bedarf auch die geringere Verfügbarkeit französischer Kernkraftwerke aufgrund von Sicherheitsüberprüfungen zu höherem Bedarf und höherem Import in Frankreich. Das belebt den europäischen Strommarkt und ist ein Zeichen für die Sinnhaftigkeit eines europäischen Netzbetriebes. Die Tatsache, dass Versorgung grenzüberschreitend gesichert wird, sollten alle wahren Europäer auch als Beweis eines an dieser Stelle funktionierenden Europa preisen.

Die Häme, mit der in zahlreichen Kommentaren derzeit darauf verwiesen wird, dass Deutschland »mit Windenergie« den französischen Kernkraftwerken helfen müsse, zerplatzt angesichts der obigen Darstellung. In nicht allzu langer Zeit gehen die deutschen Kernkraftwerke und Fessenheim im Elsass politisch gewollt außer Betrieb. Dann wird es künftig schwieriger, dem Nachbarn im vergleichbaren Fall zu helfen. Fakt bleibt: Deutscher Zufallsstrom nutzt dem Ausland – wie uns – kaum. Und überhaupt – warum lobt niemand die Franzosen ob ihres geringen CO2
-Pro-Kopf-Ausstoßes, während wir den unseren gerade erhöhen?

Da die Erkenntnis obigen Diagramms nicht ignoriert werden kann, betreibt die »Denkfabrik« Agora eigenwillige Interpretation. Zur Erinnerung: »Agora Energiewende« wurde vom ehemaligen Staatssekretär Baake (Grüne) gegründet und liefert wissenschaftlich verbrämte ideologische Munition für Ausstiege und Große Transformation samt Dekarbonisierung, insbesondere aber für die Durchsetzung weiterer möglichst hoher Subventionen für die Ökoindustrie. Nun folgte mit Dr. Graichen ein ehemaliger Energiepolitiker aus dem Umweltministerium als Direktor nach und im sogenannten »Rat« der Denkfabrik finden sich unter anderen mit Klaus Töpfer, dem grünen Landesumweltminister Untersteller, dem stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden der Grünen im Bundestag, Oliver Krischer, Ottmar Edenhofer von der Klimafront und Jochen Flasbarth aus dem Umweltministerium vor allem Interessen- und Ideologiegeleitete. So geht »Agora« fleißig ans Werk und färbt die Wirklichkeit anders ein. Damit Grafiken wie oben die Realität nicht ganz so brutal offenlegen, entscheidet man sich, hier für den April 2016, für eine andere Abbildung:
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Das sieht doch schon günstiger aus. Ganz »wissenschaftlich« wurden hier die gewählten Zeitabschnitte so verlängert, dass sich eine geglättete Einspeisung der Regenerativen ergibt. Beachten Sie: Bei Agora scheint die Sonne auch nachts! Und die Achillessehne von Wind und Sonne – ihr stark schwankendes Aufkommen – hat ihren Schrecken wenigstens teilweise eingebüßt.

Hätte dies ein Student so gehandhabt, wäre ihm der Rüffel des Profs gewiss. Nicht so bei Agora, hinter der ein politischer Auftrag steht. Früher nannte man es Manipulation, suggestive Datenaufbereitung oder kreative Statistik, heute ist es ein Fake oder eine alternative Wahrheit.

Trotz des zuerst gezeigten Diagramms arbeiten unsere politischen Eliten weiter am Ausstieg, also an der Demontage unseres sichtbar funktionierenden konventionellen Energieversorgungssystems. Dazu werden Nägel mit Köpfen gemacht in Form gesetzlich terminierter Ausstiegsbeschlüsse zu den Abschaltungen der Kernkraftwerke und zu Zwangsstilllegungen von Kohlekraftwerken, zunächst in eine »Sicherheitsbereitschaft«. Diese kostet pro Jahr etwa 230 Millionen Euro und ist von den Verbrauchern zu zahlen. Der handwerklich gestümperte Atomausstieg führte zum vom Verfassungsgericht anerkannten Recht auf Entschädigung für die Kernkraftbetreiber und Kostenübernahme für den Steuerzahler für alle Folgekosten zum Verbleib der hochradioaktiven verbrauchten Brennelemente.

Am Ende dieses Kapitels finden sich zwei Tabellen zu den Kapazitäten der Aus- und Einstiege, deren Daten ich aus verschiedenen Quellen zusammengetragen habe. Sie sind ohne Gewähr, einige Hundert oder sogar Tausend Megawatt Differenz sind möglich. Das ändert jedoch nichts am fatalen Trend. So viel vorab – wäre Deutschland ein Schiff wie die Andrea Doria
, müsste man beginnen, sich um seine Seetauglichkeit Sorgen zu machen.

Bis 2022 werden in Summe 12.210 Megawatt grund- und regellastfähige Kapazität vom Netz genommen durch Atomausstiegsbeschluss und Zwangsreservestellung mit anschließender Stilllegung von Braunkohlekraftwerken. Dazu gesellen sich etwa 3.500 Megawatt ohnehin zur Stilllegung angemeldete Leistung von Altkraftwerken. Weiterhin sind zurzeit vor allem in Süddeutschland 9.160 Megawatt konventionelle Kraftwerksleistung von der Bundesnetzagentur als »systemrelevant« eingestuft und müssen damit trotz teils unwirtschaftlichen Betriebs weiterlaufen oder verfügbar bleiben. Das zahlen dann die Netzkunden.

In ihren lichteren Tagen sprach die Kanzlerin: »Wer aussteigt, muss auch sagen, wo er einsteigt.« Aber hier stehen nun im Gegensatz zu den Ausstiegen überwiegend Prognosen und Annahmen. Im Saldo verlieren wir bis 2022 über 10.000 Megawatt gesicherte Einspeisung sowie die damit verbundene Regelfähigkeit und die entsprechenden Netzdienstleistungen. Draufgepackt werden bis dahin bis zu 21.400 Megawatt Zufallseinspeisung durch Wind und Sonne, sollten die »Ausbaukorridore« im EEG voll ausgeschöpft werden.

Vollkommen im Nebel liegt die Speicherfrage. Es fehlt jegliche konkrete Vorstellung, welche Stromgroßspeicher an welchem Ort mit welcher Technologie zu welchen Preisen in wessen Verantwortung und durch wen finanziert in Betrieb gehen könnten. Hier gibt es nichts als die theoretische Diskussion über Hunderttausende E-Mobile, Power-to-Gas und Ähnliches. Auch nur im Ansatz konkrete Fakten sucht man vergebens. Die Ursache liegt darin, dass jeglicher Anreiz zum Bau von Speichern fehlt. Existierende Pumpspeicherwerke schreiben fast durchgängig rote Zahlen, bedingt durch geringe Preisdifferenzen zwischen Hoch- und Schwachlastzeiten und ihre Belastung durch Netzentgelte analog zu normalen Verbrauchern.

Zeit ist relativ bei den langen Planungs-, Genehmigungsund Bauzeiten. In der Energiebranche ist 2022 quasi schon übermorgen. Hier bestätigt sich, dass die richtunggebende Politik weiter dem im Beitrag »Energiewende« beschriebenen Grundirrtum anhängt, wonach es möglich sei, grundund regellastfähige Einspeisung durch Zufallsproduktion zu ersetzen.

Nein, auch nach 2022 gehen die Lichter nicht aus. Irgendwie wird sich das ausregeln lassen. Der Druck aber, weitere fossile Kapazitäten für »systemrelevant« zu erklären und damit aus dem Markt zu nehmen, wird steigen. Am Ende würde ein vollständig reguliertes staatliches zentrales System mit festgelegten Vergütungen, Preisen und Erlösen stehen. Es ist eben nicht möglich, auf der Basis eines stets erweiterten EEG Marktwirtschaft zu betreiben. Hier treffen nun Realität und Ideologie aufeinander. Um Schellnhubers »Große Transformation« umzusetzen, bedarf es eines allmächtigen Staates ohne störenden Markt.

Die Frage ist – wollen wir das? Ich bin in einem zentral gelenkten Staat aufgewachsen und habe unfreiwillig an einem systempolitischen Großexperiment mit Namen »real existierender Sozialismus« teilgenommen. Der Staat gab vor, was die Menschen wollen und brauchen, und regelte alles umfassend. (Das hatte in seiner Einheitlichkeit durchaus Vorteile, wenn man heutige Absurditäten betrachtet, die der Föderalismus im Land hervorbringt, auch über das Bildungssystem und die Terroristenjagd hinaus.)

Alle bisherigen Sozialismus-Versuche jedoch, auch einige »Dritte Wege«, sind gescheitert, sehen wir vom KP-gelenkten kapitalistischen China und der letzten Wagenburg Nordkorea ab. So wenig es im »real Existierenden« gelang, die Menschen nach einem sozialistischen Menschenbild zu formen, so wenig wird es gelingen, sie zu CO2
-ideologisierten Transformationsgehilfen zu machen. Nicht weniger als das wäre aber nötig, dieses CO2
-zentrierte Gesellschaftsmodell umzusetzen. Obgleich – es würde nicht verwundern, wenn Deutschland auch hier den Vorreiter geben wollte.

Deutschland ähnelt der Andrea Doria
. In diesen Wintertagen sind die Wind- und Sonnenanbeter samt Klimapopulisten unter den schon rostigen Planken verschwunden und kaum zu hören. Spätestens zur Pfingstzeit, wenn Sonnen- und Windstrom auf geringen Bedarf treffen, kommen sie wieder hervor, preisen den hohen Ökostromanteil und nehmen dies als Beweis, konventionelle Erzeuger aus dem Verkehr ziehen zu können. Dann feiern sie in der angenehmen Sonne des Wonnemonats »Klimacamps« und halten Transparente hoch oder versuchen schon mal, ein Kohlekraftwerk zu stürmen.

»Auf jedem Schiff, das dampft und segelt, gibt’s einen, der die Sache regelt«, sagte einst Guido Westerwelle. Bei der Energiewende gibt es den offenbar nicht. Um der ganzen Entwicklung noch mehr Drive zu geben, gab Anfang 2019 eine »Kohleausstiegskommission« ihre Empfehlungen ab. Nun soll noch mehr abgeschaltet werden. Die Gründung einer »Einstiegskommission« ist nicht vorgesehen.

Ahoi, Andrea Doria
.
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560
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600


	
2018


	
bis 2022 Reserve





	
Jänschwalde C


	
Braunkohle


	
1.000


	
2018/19


	
bis 2022/23 Reserve





	
Neurath C


	
Braunkohle


	
290


	
2019


	
bis 2023 Reserve





	
Philippsburg 2


	
Atom


	
1.450


	
2019


	



	
Grohnde


	
Atom


	
1.430


	
2021


	



	
Grundremmingen C


	
Atom


	
1.300


	
2021


	



	
Brokdorf


	
Atom
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Tabelle 1: Festgeschriebene Ausstiege (Stand 2017)




	
Erzeuger Ort
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onshore, bundesweit


	
Wind


	
0–2800


	
2017–19


	
jährlich





	
offshore, Nord- und Ostsee


	
Wind


	
0–500/700


	
ab 2021


	
jährlich





	
bundesweit


	
Solar


	
0–600


	
ab 2017
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2018?


	



	
bundesweit


	
Gas/div.


	
3.300
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Zubau gesicherte Leistung


	
	
4.550


	
bis 2019


	



	
Zubau abzusichernde Leistung


	
Wind/Solar


	
3.900–4.100


	

jährlich
 bis 2021


	
Backup erforderlich




	



	
Beispiel Zuwachs bis 2022 (6 Jahre)


	
	
	
	



	
Zubau gesicherte Leistung


	
	
5.450


	
	



	
Abbau gesicherte Leistung (terminiert)


	
	
15.700


	
	



	
Saldo Abbau ges. Leistung bis 2022


	
	
10.250


	
	



	
Zubau abzusichernde Leistung


	
Wind/Solar


	
21.400


	
	
Backup erforderlich




	



	
Großspeicher (Strom)


	
	
	
	



	
bundesweit


	
?


	
?


	
?


	
offen





	
Pumpspeicherwerke


	
Wasser


	
?


	
?


	
offen





	
kommerzielle Großanlagen


	
Power-to-Gas


	
?


	
?


	
offen







Tabelle 2: Einstiege (Stand 2017)



E WIE



Einspeisevergütung, die

Sicher können Sie sich an den Sommer 2018 noch gut erinnern. Hoch Harald liegt über Mitteleuropa, kein Lüftchen weht. Am Horizont ragen die Rotoren eines Windparks reglos wie riesige Kreuze eines hünenhaften Friedhofs in die Höhe. Das letzte Sonnenlicht spiegelt sich in den Solarpaneelen auf Nachbars Dach und während dieser noch etwas an seinen Sträuchern herumschneidet und dann den neuen SUV in die Doppelgarage zirkelt, stellt seine Fotovoltaik die Stromproduktion sanft ein. In den Häusern ringsum gehen die ersten Lichter an.

Sicher haben Sie sich bei einer solchen oder ähnlichen Szenerie schon gefragt, wie viel Geld Ihr Nachbar wohl mit seinem Solardach jährlich verdient, das heißt, in welcher Höhe er die Einspeisevergütung kassiert.

Diese wurde bereits mit dem Stromeinspeisegesetz 1990 eingeführt und später im Erneuerbare-Energien-Gesetz festgeschrieben. Die Besonderheit besteht in der technologiebezogenen 20-jährigen Festschreibung des Vergütungssatzes, ein Privileg, das kein anderer Investor für ein Produkt im Wirtschaftsleben für sich in Anspruch nehmen kann. Die degressive Gestaltung hat inzwischen zu einem deutlichen Abfall der Vergütung der eingespeisten elektrischen Energiemenge abhängig vom Jahr der Inbetriebnahme geführt. Für Dachanlagen kleiner 10 Kilowattpeak gibt es statt ehemals 51,8 Cent pro Kilowattstunde (2006) für 2016 nur noch 12,31 Cent pro Kilowattstunde. Die eigene Dachanlage lohnt sich heute im Grunde nur noch, wenn man über Zwischenpuffer und Eigenverbrauch die eigene Stromrechnung reduzieren kann.

Für alle alternativlos zur Kasse gebetenen Stromkunden bedeutet dieser Rucksack an langfristigen Vergütungszusagen eine andauernde Belastung. Prognosen der Energiewender gehen davon aus, dass die EEG-Umlage ab 2023 wieder fallen könnte.

Zurück zum Nachbarn. Sein Dach hat reine Südausrichtung, die Anlage leistet nach seiner Angabe 9,2 Kilowattpeak und ging 2006 in Betrieb. Nehmen wir an, wir befinden uns am Stadtrand von Potsdam und der zuständige Verteilnetzbetreiber ist die Netzgesellschaft Potsdam. Also schauen wir mal nach: www.50hertz.com/de/EEG/Veroeffentlichung-EEG-Daten/EEG-Jahresabrechnung


Wir scrollen etwas runter und werden für die Jahre 2014 und 2015 fündig. Als Netzbetreiber wählen wir die Netzgesellschaft Potsdam GmbH aus, entfernen alle Häkchen außer »Solar«, wählen das Jahr aus und als Spannungsebene »Niederspannung« (NS). Weiterhin das Bundesland Brandenburg und das Inbetriebnahmejahr 2006 eintragen.

Unter »Details ansehen« erhalten wir jetzt eine Zusammenfassung aller infrage kommenden Anlagen und können eine Excel-Tabelle herunterladen, die uns weiterführt. In diesem Fall sehen wir elf infrage kommende Anlagen, von denen nur eine in der Größe 9,2 Kilowattpeak verzeichnet ist. Wir brauchen also nicht mehr über die Postleitzahl einzugrenzen (nur die ersten drei Ziffern sind angegeben) oder mehrere Anlagen zu vergleichen, um wenigstens die Größenordnung des Geldbetrages zu erfahren.

4.824,65 Euro für 2015 erfüllen nun nicht die Erwartungen der oben aufgemachten und mit Neidpotenzial angereicherten Szenerie. Knapp 5.000 Euro im Jahr sind zu wenig für echte Bereicherung, aber über die vergangenen zehn Jahre dürften um die 48.000 Euro geflossen sein und für die kommenden zehn Jahre ist ein ähnlicher Betrag garantiert, sonnenarme Jahre und Kapazitätsverlust durch Alterung der Anlage mal vernachlässigt. Bei Immobilienbesitzern im Berliner Speckgürtel mit 9-kWp-Fotovoltaik auf dem Dach kann man ohnehin eine ausreichende finanzielle Grundausstattung vermuten und den SUV hätte sich der Nebenmann auch ohne das Glitzerdach leisten können. Reiche werden reicher.

Wir wissen jetzt auch, dass sein Dach im Durchschnitt übers Jahr 1,06 Kilowatt liefert, was einer Arbeitsverfügbarkeit von 11,5 Prozent entspricht, und vergessen in diesem Zusammenhang alle Begriffe, die das Wort »Versorgung« betreffen – die eventuelle Nachrüstung mit einer Pufferbatterie für die vergleichmäßigende Einspeisung in den eigenen Haushalt nicht berücksichtigt.

Immerhin können Sie jetzt in Kenntnis seines allen Bürgern abgezapften Betrags das nächste Gespräch über den Gartenzaun anders gestalten, sollte der Nachbar Unzufriedenheit mit seiner diesbezüglichen Lebenssituation äußern.

Damit sein Zusatzeinkommen auch dann nicht abbricht, wenn die 20-jährige Förderperiode endet, lässt das SPD-geführte Bundeswirtschaftsministerium zurzeit untersuchen
6
, wie man die Unterstützung verlängern und vorhandenen Reichtum weiter mehren kann. Denkbar wären feste Gebühren analog der GEZ, die natürlich Geringverbraucher deutlich benachteiligen würden, oder auch die Verbreiterung der Geldquelle, das heißt die zusätzliche Belastung der Energieträger Kohle, Öl, Benzin und Gas. Ziel ist, die Profite der Hersteller und Betreiber von Ökoenergieanlagen um jeden Preis (im wahrsten Sinne des Wortes) zu sichern.

Frank Drieschner schrieb dazu in der Zeit
:

»Rund um die Erneuerbare-Energien-Branche ist ein regelrechter politisch-ökonomischer Komplex herangewachsen. Alle Akteure in diesem Komplex verbindet ein Interesse: Probleme der Energiewende müssen lösbar erscheinen, damit die Wind- und die Sonnenbranche weiter subventioniert werden.«

Dem ist nichts hinzuzufügen.

Natürlich schickt die Sonne keine Rechnung. Das Kohleflöz unter der Erde auch nicht, beide sind Geschenke der Natur. Entscheidend sind die Wandlungskosten und der Zeitpunkt der Stromentstehung. Zur realen Solarstromkalkulation gehören zwingend Speicher- und Regelkosten dazu (bei »100 Prozent erneuerbar« fallen sie auch an), während die Kohleverstromung die Speicherung in den vorgelagerten Prozessen (Flöz, Halde, Bunker) bereits beinhaltet. Verstromt wird dann zeitgerecht.

Nebel liegt über dem Land. Die stehenden Rotoren der Windkraftanlagen am Horizont sind nicht zu sehen. Neuschnee bedeckt Straßen und Dächer. Der Nachbar tritt aus dem Haus und greift zum Schneeschieber. Seinen Strom bekommt er zuverlässig vom nächstgelegenen Kraftwerk, völlig ungeachtet seines Ökostromtarifs. Er wird auch für dieses Jahr über den festgeschriebenen Vergütungssatz knappe 5.000 Euro überwiesen bekommen, unabhängig von der Höhe des den Rest an Markt abbildenden Großhandelspreises. Beruhigt stellt er nach ein paar Minuten den Schneeschieber wieder weg.

[image: ]
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Bepreisung, die

Fester Glaube, mit deutschen Emissionssenkungen die Welt retten zu können, und ein gewisser Geldbedarf des Staates führen zu der Forderung, dass das CO2
 einen Preis bekommen müsse. Der Staat, der in den vergangenen Jahren in alle Richtungen die Zahlungszusagen erhöhte, will finanziert werden. Früher witzelte man, dass der Kaiser wohl demnächst die Atemluft besteuern werde, wenn er Geld braucht. Heute will man gewissermaßen bei der Ausatemluft kassieren, auch wenn es (noch) nicht die aus dem menschlichen Stoffwechsel ist. Der feste Glaube soll zudem ins Grundgesetz, die Überzeugung einer Weltrettung von deutschem Boden aus gehöre im Wertesystem verankert.

Der Begriff der »Bepreisung« ist ein gutmütiger. Wenn ein Produkt hergestellt und bepreist wird, so ist das ein insofern gerechter Vorgang, dass für dieses ein angemessener Gegenwert benannt wird. Im Zusammenhang mit den CO2
-Emissionen ist dieser Begriff allerdings ein unzutreffender Euphemismus, eine verniedlichende Nebelkerze, mit der Reizworte wie »Steuer« oder »Abgabe« vermieden werden sollen.

Regierung und Medien sind in Haltungsfragen heute weitgehend kompatibel. Die »Bepreisung« könnte dem ARD-Ratgeber zum Framing entsprungen sein (»Framing-Manual«
7
), wo alles getan wird, die öffentlich-rechtliche Einrichtung als Teil von »uns« darzustellen und jeden Gedanken an die Quasi-Steuer GEZ-Gebühr, hohe Kosten bei sinkender Qualität, ausufernde Pensionslasten und Tendenzberichterstattung zu zerstreuen.

Dafür gibt es im Manual interessante Vorschläge für Slogans wie: »Kontrollierte Demokratie, statt jeder wie er will«. Das erinnert an Ulbrichts Ausspruch: »Es muss demokratisch aussehen, aber wir müssen alles
 in der Hand haben.«
 Wo sollte das auch hinführen, wenn die Leute eine eigene Meinung entwickeln und auch entscheiden wollen?

Unter diesem Gedanken entstehen wohl auch die Umfragen, wonach es eine große Zustimmung in der Bevölkerung zur CO2
-Besteuerung gäbe. Ich weiß nicht, wer da gefragt wurde und wie die Frage formuliert war, aber dass Bürger in einem Land hoher Steuern und Abgaben sich eine weitere Belastung wünschen, ist schwer vorstellbar. Unterfüttert wird das Ganze mit grenzdebilen Kommentaren
8
 wie zum Beispiel in den ARD-Tagesthemen, wo Kristin Joachim behauptete, der Mensch funktioniere eben nicht über Freiwilligkeit, er wolle gezwungen werden. Als ehemaliger DDR-Bürger kann ich dem Gedanken wirklich nicht folgen.

Es dürfte jedem klar sein, dass die CO2
-Steuer nicht nur an der Zapfsäule, beim Kauf von Flugtickets oder am Heizöltankwagen zuschlägt. Sie ist im Grunde eine verdeckte zweite Mehrwertsteuer, denn sie verteuert alle Produkte, deren Produktion irgendwie mit CO2
-Emission verbunden war. Und das sind fast alle Produkte, auch fast alle Dienstleistungen und der ÖPNV.

Zurück zum Framing. Die GEZ-Gebühr wird als »Beitrag« bezeichnet, ein kleines Nudging, eine neuronale Stimmungsmache, die finanzielle Schmerzen lindern soll. Eine geschickte Begriffsauswahl kann das Denken beeinflussen. Manche nennen das Gutachten eine Anleitung zum Schönreden, die zwar nur als Grundlage für interne Diskussionen gedacht sein soll, aber einen guten Einblick in die Gedankenwelt der überversorgten ARD-Führungsspitze gibt.

Nun ist die Senkung der Emissionen eine zuvorderst globale Aufgabe. Solange nur einzelne Länder diese ernst nehmen, kann es keinen stabilen Trend abwärts geben.

Die Konrad-Adenauer-Stiftung schrieb schon 2013
9
:

»Aktuelle Energietrends lassen einen weiteren Anstieg klimaschädlicher Treibhausgase erwarten. Für die internationale Gemeinschaft steigt damit das Erfordernis, einen Klimaschutz mit globaler Verbindlichkeit herbeizuführen.«

Dies gelingt allerdings nicht. Die Zertifikate-Börse in Chicago wurde wieder geschlossen und auch Australien hat seinen »ambitionierten« Anti-Kohle-Kurs aufgegeben, nachdem mehrere Blackouts als Folge des verfrühten Kohleausstiegs auftraten. Die EU ist weltweit vorbildlich, aber fast allein auf diesem Feld.

Die deutsche maßgebende Politik meint in ihrem moralischen Höhenflug wieder den Vorreiter geben zu müssen. Anstatt wenigstens innerhalb des bestehenden EU-Handelssystems aktiv zu werden und abgestimmte Lösungen zu suchen, preschen die Weltretter vor. Auf vielen Politikfeldern rufen Kanzlerin und Getreue permanent nach EU-weiten Regelungen, vergleichsweise erfolglos.

Einigkeit gibt es bei hochbürokratischen Verordnungen, wie zum Beispiel den Ökodesign-Richtlinien, wo elektrische Haushaltsgeräte wie Waschmaschinen, Kühlschränke, Staubsauger und selbst Dunstabzugshauben reguliert werden. In Fragen von Waffenexporten, Migration, Grenzschutz und Außenpolitik hingegen ist ein abgestimmtes Vorgehen nicht erkennbar.

Zur Emissionsminderung gibt es dieses auch nicht, abgesehen von den Zielzahlen. Jedes Land kann frei über seinen Energiemix entscheiden. In Deutschland dominiert der Klimanationalismus. Isoliertes Handeln zum Schaden der eigenen Wirtschaft und Bevölkerung ist angesagt. Ziel ist, die deutschen Emissionen möglichst stark zu verringern, was im globalen Maßstab eine Reaktion des Wetters und langfristig des Klimas allerdings nicht auslösen wird. Mittels deutscher Technologie weltweit die Emissionen senken zu helfen, ist kaum möglich, nachdem die Kompetenzen in Sachen Anlagenbau zerschlagen wurden und Solar- wie Windenergietechnik weitgehend ausentwickelt sind und weltweit billiger produziert werden können.

Die CO2
-Steuer wird wohl kommen, unter welcher Bezeichnung auch immer. Es ist keine »Bepreisung«, denn CO2
 an sich hat als Spurengas keinen Wert. Seine Minderung kann sinnvoll sein, da der Verbrauch des fossilen Ausgangsstoffs reduziert wird. Eine nationale Steuer ist dagegen im globalen Maßstab sinnlos. Sie kann sparsames Verhalten anreizen, aber sparen bis zur Nulllinie geht nicht. Sie ist ein teures Placebo, klimaideologisches Ablassgeld oder Strafgebühr für unseren (zu?) hohen Wohlstand. Aber sie bringt dem Staat Geld, das er dann als Almosen verteilen kann.
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Windhamster, der

Anfang der 90er-Jahre des letzten Jahrhunderts stieg die Euphorie um neue Möglichkeiten der regenerativen Energieerzeugung rasant an. Gerade in den neuen Bundesländern schienen die Perspektiven, ohne staatliche Vorgaben forschen und ohne Materialengpässe erfinden und basteln zu können, besonders verlockend. Hoffnung auf und Glaube an neue Erfindungen bei den »Erneuerbaren« waren groß.

1993 gingen zwei Berliner Ingenieure mit einer Idee an die Öffentlichkeit, die zwar nicht neu, aber neu belebt und mit anderem Etikett versehen wurde. Sie bestand darin, einen vertikalen Rotor in ein Gehäuse zu packen und durch eine besondere Form der Verwirbelung in einem Wirbelspule genannten Aufsatz die Kraft des Windes besonders effektiv zu nutzen. Große Hoffnungen keimten auf, unter Experten der Windenergiebranche wurde der technische Ansatz als Geheimtipp gehandelt.

Einer der Erfinder wurde als »begnadeter Rhetor« beschrieben. Es war kein Problem für ihn, Konferenzteilnehmer der Deutschen Umweltstiftung so für sich und seine Erfindung einzunehmen, dass sich die Tür zu den Fördertöpfen öffnete. So regnete es für den Windhamster viele Vorschusslorbeeren, und Fördermittel gesellten sich hinzu. Vom »Orkan in der Dose« sprach 1995 die Berliner Zeitung
. Tatsächlich vereinigte das neue Gerät etliche Vorteile auf sich: Es hatte einen kompakten, einfachen Aufbau, musste nicht nach dem Wind ausgerichtet und bei Sturm abgeschaltet werden, hatte weniger Einfluss auf das Landschaftsbild und lief sehr leise, was auch der Aufstellung im bewohnten Gebiet entgegengekommen wäre.

Aber wo Licht ist, gibt es Schatten, oder treffender gesagt, nach Wind gibt es auch mal Flaute. Die Erfinder hingen der Theorie an, durch die Verwirbelung der Strömung verstetige sich die Rotation und die Maschine könne bereits ab 1,5 Meter pro Sekunde Windgeschwindigkeit anlaufen.

In einer Vermischung von Gesetzen der Strömungslehre mit der Theorie der magnetischen Induktion entwickelten die Erfinder die Vorstellung, dass das Biot-Savart-Gesetz, das das Magnetfeld bewegter Ladungen beschreibt, auch auf Luftströmung anwendbar sei. Nun sind Elektrophysik und mechanische Strömungslehre aber wirklich zwei sehr verschiedene Paar Schuhe und der Analogieschluss kann nur abenteuerlich genannt werden. Eine erwartete »Zusatzgeschwindigkeit« im Verwirbelungsaufsatz war mehr Vermutung und Hoffnung als belastbare Theorie.

Das verhinderte aber nicht den Durchbruch an Aufmerksamkeit durch eine Goldmedaille auf der Welterfindermesse EUREKA 1994 in Brüssel. Weniger als 10 Pfennig Gestehungskosten pro Kilowattstunde wurden angekündigt. Auch das Land Brandenburg stieg in die Förderung ein, etwa zur gleichen Zeit, als seine Subventionen in die über Landesgrenzen hinaus berühmten Flops Lausitzring und »Cargolifter«-Luftschiffbau flossen. Das Millionengrab für den Solarfriedhof in Frankfurt/Oder war damals noch nicht ausgehoben. Bei Green-Energy-Heilsversprechen gehen die Schatullen auf, nicht nur in Brandenburg. Aber hier hat man ein besonderes Händchen dafür, Geld in den märkischen Sand zu setzen.

Immerhin forderten die Geldgeber nun den praktischen Nachweis der versprochenen Eigenschaften. Und der Rotor drehte sich sogar. Allerdings, wen wundert es, die typischen Nachteile der vertikalen Bauweise, wie des bereits 1931 patentierten Darrieus-Rotors und anderer ähnlicher Typen wie Savonius-Rotor oder H-Rotor, traten auch beim Windhamster zutage. So brauchte es immerhin sieben Meter pro Sekunde an Windgeschwindigkeit, ehe an Rotation zu denken war. Viel desaströser fiel der Wirkungsgrad im niedrigen einstelligen Bereich aus. Die Technischen Universitäten in Berlin und Dresden testeten und maßen nach bestem Gewissen, aber letzten Endes musste den Erfindern der Geldhahn abgedreht werden. Heutzutage wären über Crowdfunding neue Möglichkeiten gegeben, das deprimierende Ende eines Traums hinauszuzögern.

Eine weitere Neuerung in der Windbranche soll hier nur kurz beschrieben werden. Energiedrachen als Flugwindkraftanlagen der Firma »enerKite« sind die neuen Hoffnungsträger. 2013 erstmals gestartet, erhoffte man sich einen Markteintritt (in den Subventionsmarkt) im Jahr 2018. Das Prinzip besteht darin, einen Lenkdrachen an einer Winde in Höhen bis zu 600 Meter aufsteigen zu lassen und schließlich aus geringerer Höhe wieder einzuholen. Der netto erzeugte Strom soll, ähnlich optimistisch wie beim Windhamster, nur 5 Cent pro Kilowattstunde kosten.

Vorteilhaft gegenüber konventionellen Windkraftanlagen ist der entfallende erhebliche Aufwand für die Errichtung eines Turms, riesiger Rotorblätter und eines in großer Höhe montierten Generators. Zudem können die Windgeschwindigkeiten in mehreren Hundert Metern Höhe genutzt werden, die für Windkrafttürme mit vertretbarem Aufwand nicht erreichbar sind.

Der Knackpunkt dieser Technologie besteht sicherlich in dem Zwang, den Drachen immer wieder einholen zu müssen, was zwingend eine Pufferbatterie erfordert. Energie ist Kraft mal Weg, und wenn der Weg ständig unterbrochen wird und negatives Vorzeichen erhält, sinkt die Ausbeute deutlich. Auch der Neustart bei geringen Windgeschwindigkeiten in Bodennähe scheint unsicher. Selbst im viel naheliegenderen Fall, dem Einsatz von Drachen oder Segeln zur Unterstützung von Schiffsantrieben, gibt es kaum Fortschritte, obwohl hier sogar die elektrischen Umwandlungsverluste entfallen. »SkySails« aus Hamburg hat nach entsprechenden Versuchen 2016 Insolvenz anmelden müssen.

Das Bundeswirtschaftsministerium gibt Geld für das Projekt »enerKite«, das Crowdfunding erbrachte über 350.000 Euro. Seit November 2015 sind keine neuen Meldungen in den Medien zu finden. Natürlich ist das Land Brandenburg wieder mit Fördermitteln dabei. Im Oktober 2018 gab es einen positiven Beitrag auf der »Deutschen Welle« zum Flugdrachen von »enerKite«, im Februar 2019 flossen 2,3 Millionen Euro Förderung von der EU, aber zum erhofften Markteintritt findet sich kein Datum mehr.

Sollte sich »enerKite« als zukunftsfähig erweisen, es wäre in der Tat ein Fortschritt im Bereich der Windkraftnutzung. Der geringere Landschaftseingriff, weniger Gefährdung für Tiere, keine Belastung für Menschen durch Infraschall und die Möglichkeit des mobilen Einsatzes sprechen für sich. Letzten Endes müssen die Kosten trotz der geringen Energiedichte bewegter Luft niedrig genug sein, nur dann kann der Drachen zwar kein Feuer, aber immerhin Strom speien.
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Arbeitspferd, das

Seit Anfang 2019 ist die Zahl der Neuinstallationen von Windkraftanlagen (WKA) drastisch zurückgegangen. Nun wird heftig geklagt, die »Klimaziele« seien in Gefahr. Die Begründung lautet, das »Arbeitspferd« der Energiewende werde durch die Politik, böse Umweltschützer und noch bösere Bürgerinitiativen behindert.

Der Vergleich der Windkraft mit einem Arbeitspferd ist so grottenfalsch wie einige andere auch (zum Beispiel, sie sei eine »Säule« der Energieversorgung).

Stellen wir uns bildlich vor, wie ein Landwirt mit seinem Arbeitspferd umgeht: Er holt es aus dem Stall, spannt den Pflug an, sagt »hü« und los geht’s. Dann sieht man vor dem geistigen Auge einen schweren Kaltblüter, der langsam, aber gleichmäßig, den schweren Pflug den Acker hoch und runter zieht und tiefe Furchen hinterlässt. Zwischendurch sagt der Bauer manchmal »Brrr«, wenn am Vorgewende der Pflug neu angesetzt werden muss, oder er selbst vielleicht eine Pause braucht.

Sonntags haben beide Pause und sammeln Kraft, damit es montags weitergehen kann.

Würde das Pferd arbeiten wie die Windkraftanlagen, dann sähe das etwa so aus:

Manchmal steht es früh gar nicht auf. An anderen Tagen spielt es schon nachts im Stall verrückt, weil es seine Energie nicht loswerden kann. Ist der Pflug angespannt, kann der Landwirt sagen, was er will. Manchmal treckt es los und manchmal nicht. Manchmal läuft es schneller, manchmal langsamer, hin und wieder bleibt es mitten auf dem Acker stehen, um dann los zu galoppieren, wenn die Arbeit getan ist.

Die Windenergie ist ein launischer Gaul, der sich nicht kommandieren lässt. Für planvolles Arbeiten ist sie völlig ungeeignet. Die Anzahl dieses eher als Wildpferd zu bezeichnenden Tieres nimmt ständig zu, ganze Herden zertrampeln mit oder ohne Pflug das Feld. Will der Bauer planvoll arbeiten, nimmt er lieber den Ochsen oder besser noch einen Diesel-Traktor. Das sind dann im übertragenen Sinn seine »Arbeitspferde«, die seinen Hof am Laufen halten. In der Praxis der Energieversorgung sind es noch die Kernkraftwerke und die fossilen Kraftwerke. Nein, diese »verstopfen« auch nicht das Netz, sondern halten es stabil und schaffen so überhaupt erst die Voraussetzung, dass volatiler Strom eingespeist werden kann, denn maßgebend sind natürlich stabile 50 Hertz Netzfrequenz.

Mag sein, dass sich die Bezeichnung »Arbeitspferd« auf den relativ großen Anteil der Windkraft am Gesamtaufkommen regenerativ erzeugten Stroms bezieht, sie liefert übers Jahr fast 50 Prozent dessen. Aber das ist eben der Durchschnitt. Zeitkonkret, und nur dies interessiert, wenn es um sichere Versorgung geht, tragen die WKA von 1 bis zu 70 Prozent am Strommix bei. Diese Schwankungen unterliegen keinem Muster und sind hinsichtlich der Prognosen auch mit kurzfristigen Schwankungen behaftet.

Die Anzahl von Wildpferden in der Landschaft ist natürlich begrenzt durch die zur Verfügung stehenden Flächen. Für die Windkraft heißt das, dass die windgünstigsten bebaubaren Stellen schon belegt sind und ein exzessiver Ausbau immer an Flächenrestriktionen scheitern wird. Denkbar wäre, die Pferde vom Lande in die Städte zu holen und sie dort arbeiten zu lassen, gewissermaßen für die Fiaker des urbanen grünen Großbürgertums. Die Wiederbelebung der »Reichskrafttürme« als innerstädtische »CO2
-Vermeider« hätte doch wohl wenig Protest zur Folge, zumal man heute den überschüssigen Strom in vielen geplanten Power-to-Heat-Anlagen verwenden kann.

Eine Wandlung in Wasserstoff, wie es Hermann Honnef schon 1932 vorschlug, wäre nicht zwingend nötig, falls doch, könnte man sich das heute über die Generalsubventionierung dieser Technologie bezahlen lassen. Die 20 geförderten Gewinnerprojekte des Ideenwettbewerbs »Reallabore der Energiewende« 2019 werden großzügig gefördert, obwohl sie über die geplanten Elektrolyseure insgesamt 230 Megawatt aus dem Netz ziehen, hinzu kommt der Leistungsbedarf zum Beispiel für Wärmepumpen und chemische Prozesse. Wo all dieser Strom herkommt, wenn der Wind nicht weht und immer mehr Kern- und Kohlekraftwerke außer Betrieb gehen, ist ungewiss.

Nicht nur die Flächen begrenzen den ungehemmten Ausbau der Windenergie. Der Netzausbau verkraftet den Zubau an WKA-Kapazität immer noch nicht. Das Energiewende-Management hätte schon längst ein Ausbau-Moratorium verhängen sollen. Stattdessen müssen immer mehr Windkraftanlagen kostenpflichtig abgeregelt werden. Im ersten Quartal 2019 summierten sich 3,265 Terawattstunden regenerativen Stroms (65 Prozent mehr als 2018), der nicht genutzt werden konnte, aber bezahlt werden musste. Immerhin 364 Millionen Euro wurden fällig, das ist mehr als die Hälfte der Kosten des ganzen Jahres 2018. Die Eingriffe in den Netzbetrieb zur Systemsicherung, das so genannte Redispatch, stieg auf 5,032 Milliarden Euro, auch ein neuer Höchstwert. Es kostet eben, den Acker mit nicht domestizierbaren Wildpferden bestellen zu wollen.

Unterdessen legen die Grünen die immer gleiche Platte auf. Die Windkraft müsse zügig ausgebaut werden, wolle man die »Klimaziele« erreichen. Also noch mehr Produktion, die verworfen, aber bezahlt werden muss. Es ist der Beweis, dass grüne Politik nicht an das System denkt, an Kosten und sinnvolle Abwägung, sondern an den Profit der Öko-Industrie, die auch dann verdient, wenn ihre Anlagen stehen müssen.

In den nächsten Monaten und Jahren werden die wirklichen Arbeitspferde, Kern- und Kohlekraftwerke, die unverdrossen bei jeder Tages- und Nachtzeit, bei jedem Wetter und auf Kommando produzieren, eingeschläfert. Mal sehen, was die vielen Wildpferde dann mit dem System machen.
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Energiegerechtigkeit, die

Gemeint ist eine insofern gerechte Energieversorgung, als weltweit alle Menschen stets Zugang zu einer die Lebensbedürfnisse absichernden Energiemenge haben sollten. Damit ist zunächst jener Teil der Weltbevölkerung gemeint, der auch heute noch keinen oder völlig unzureichenden Zugang zu Energie hat, vor allem in Form der Modernisierungsenergie Elektrizität. Die Weltkarte des Energie-Pro-Kopf-Verbrauchs zeigt eindrucksvoll, was gemeint ist.

Unter den acht Millenniumszielen der UN ist die Energieversorgung zwar nicht als eigener Schwerpunkt aufgeführt, aber Energie ist der Schlüssel zur Erreichung sämtlicher Ziele wie der Bekämpfung von Armut, Voraussetzung für Bildung, für die Verbesserung der Gesundheitsversorgung und Ähnliches.

Die Versorgung mit elektrischem Strom ist der Schlüssel für die Tür zu Wohlfahrt und Wohlstand. In der Dritten Welt führt der Weg oftmals über Inselnetze, die derzeit meist mit stationären dieselgetriebenen Generatoren versorgt werden. Zunehmend gibt es technische Lösungen durch Fotovoltaik im Verbund mit Akkumulatoren und teilweise kleinen Windkraftanlagen. Das reicht, um die bescheidenen Haushaltsbedarfe hinsichtlich Beleuchtung, elektronischer Medien und Telekommunikation unterbrechungsfrei zu erfüllen – ein großer zivilisatorischer Fortschritt. Dies ermöglicht bescheidenen Komfort und planvolles kleinteiliges Wirtschaften ohne Zwangspausen.

Die völlig berechtigte Forderung nach Energiegerechtigkeit wird oft mit der nach Umweltgerechtigkeit verbunden bis hin zu einer konstruierten »Klimagerechtigkeit«. Dies führt dazu, dass – ideologisch verbrämt – die Elektrifizierung in der Dritten Welt nur emissionsfrei und vorzugsweise dezentral erfolgen soll. Die Entwicklung größerer wirtschaftlicher Einheiten würde damit schon im Ansatz verhindert. In einer Studie der Rosa-Luxemburg-Stiftung gibt es dazu die ganze Breitseite von Energie-, Umweltund Klimagerechtigkeit bis hin zu Energiedemokratie und -justiz. Die Verknüpfung von Energiegerechtigkeit mit der Auflage »100 Prozent erneuerbar« dürfte den Menschen in der Dritten Welt wenig helfen. Die Nutzung von Biomasse und billiger Kohle stand bisher immer am Anfang erfolgreicher Entwicklung in Schwellenländern.

Die weltweiten Ressourcen würden es ermöglichen, dass alle Menschen Zugang zu ausreichend Energie haben. Gern wird ein Verteilungskampf konstruiert und unterstellt, wir Reichen würden den Armen dieser Welt die Energie vorenthalten. Abgesehen davon, dass wir in unserer westlichen Welt viel Energie nutzen und sie leider auch verschwenden, tun wir mit der Verbindung von Energiegerechtigkeit und der Auflage ökologisch reiner Versorgung der Dritten Welt wirklich keinen Gefallen.

Natürlich wenden auch Länder der Dritten Welt regenerative Technologien an. Vorzeigeprojekt ist der solarthermische Kraftwerkskomplex im marokkanischen Ouarzazate. Allerdings liegen die Stromgestehungskosten mit 12 Cent pro Kilowattstunde höher als die konventioneller Kraftwerke, sodass der Strompreis staatlich gestützt werden muss. Der ursprüngliche Gedanke, dieser Standort würde das Zentrum einer raumgreifenden Wüstenstromentwicklung werden, ist inzwischen in harter Realität versandet. Für den Aufbau einer stabilen Infrastruktur stellen afrikanische Länder die Weichen zumeist anders. Südafrika setzt auf Steinkohle, in Ägypten stehen die größten Gaskraftwerke der Welt und der Sudan vereinbarte mit China den Bau eines Kernkraftwerks. Natürlich wird man in Afrika vermehrt die Solarenergie nutzen. Für die Wärmegewinnung oder in Inselnetzen batteriegepuffert und vernünftig in größere Netze integriert ist das sinnvoll. Aber Stromkunden in Form einer wie in Deutschland ungedämpft auf die Verbraucher durchgereichten versteuerten Umlage zu belasten wird in Afrika nicht funktionieren. Schon aus weniger bedeutenden Anlässen wurden hier Regierungen weggeputscht.

Und wie sieht die Energiegerechtigkeit bei uns aus? Schauen wir zunächst nach den Bedürftigen. Hartz-4-Empfänger erhalten Heizkosten pauschal ersetzt, nicht aber die Stromkosten. Unter der Position »Energie und Wohninstandhaltung« wird 2019 bei einem Regelsatz von 424 Euro (Einzelperson) ein Betrag von 37,60 Euro veranschlagt – mit Ausnahmen bei dezentraler Warmwasserversorgung (Elektroboiler). Diese Summe reicht nach Erhebungen verschiedener Wohlfahrtsorganisationen und Recherchen von Verbraucherorganisationen und Journalisten nicht aus. Für »Wohninstandhaltung« bleibt ohnehin nichts übrig. 39,42 Euro müssen Singlehaushalte im Durchschnitt für ihren Strom aufwenden, ermittelte ein Vergleichsportal schon 2016, Check24 kam auf 42,74 Euro. In den östlichen Bundesländern spreizt sich die Schere noch weiter, da die Stromkosten hier aufgrund der Netzentgelte höher sind, dazu später mehr. Dafür ist – wenn schon, denn schon – der Anteil an Hartz-4-Empfängern im Osten auch höher. Künftig gesellt sich die CO2
-Steuer mit der Wirkung einer zweiten Mehrwertsteuer hinzu. Wie entlastet werden soll, ist ungewiss.

Auch bei den Heizkosten kann die Gerechtigkeitsfrage kompliziert sein. Wer noch mit Kohle seinen Kachelofen oder ein gusseisernes Gerät beheizt, ist dem Ermessen des Amtes ausgeliefert. Dieses legt die günstigste Heizungsart zugrunde. Ein Bürger im Spree-Neiße-Kreis beantragte 2 Tonnen Briketts, genehmigt wurde eine. Für das Holz zum Anzünden gab es die Kontaktdaten zum Revierförster. Aber Vorsicht, das kann zur Falle werden. »Deckt jemand den Bedarf zusätzlich mit kostenlosem Heizmaterial, mindert dies den Bedarf«. Zu viel Holz sollte der Bürger also nicht sammeln, sonst werden die Briketts neu abgezählt.

Die Tendenz zu Stromsperren in unserem reichen armen Land zeigt einen stabilen Aufwärtstrend, die Arbeitsplätze der Nach- und Sperrkassierer bei den Versorgern werden sicherer. 2011 schalteten sie 312.000-mal ab, 2015 waren es schon 360.000 Fälle. Die Anzahl der unwürdigen Vorgeschichten von Mahnverfahren und Einigungsversuchen ist weitaus höher.

Linke fordern verlässlich eine Erhöhung des Hartz-4-Satzes oder extra Stromgeld für Bedürftige – alternativ auch einen Sozialtarif, zu dem die Versorger zu verpflichten wären. Ob der dann auch auf den Bäcker ausgeweitet werden soll, wurde noch nicht geäußert, denn auch bei diesem gehen die Preise aufgrund steigender Energiekosten nach oben. Aber wie der Bäcker wollen auch die Versorgungsunternehmen nicht auf einem Teil ihrer Kosten sitzen bleiben.

Von grüner Seite folgt mantramäßig der Ratschlag, den Stromanbieter zu wechseln. Das ist besonders nachhaltig und funktioniert etwa so gut wie beim Sprit, wo der ADAC seit Jahrzehnten empfiehlt, den Ölmultis ein Schnäppchen zu schlagen und zur Billigtanke um die Ecke zu fahren.

Über allem thront ein hartherziger Staat. Trotz Rekordeinnahmen und einem Staatsanteil am Strom von inzwischen 55 Prozent denkt die Regierung und am wenigsten Kassenwart Schäuble daran, den zwangsabgebenden Bürgern die Bürde zu erleichtern. Die mit Mehrwertsteuer belegte Stromsteuer mutierte schweigend zur unveränderlichen Säule staatlicher Bereicherung, auch wenn sie numerisch der Rentenkasse dient. Wie die Sektsteuer und der Soli ist sie ein Ausweis staatlicher Gier, in deren Folge die Steuerverschwendung in Form vieler nutzloser Projekte proportional ansteigt, während auf der kommunalen Ebene Schmalhans der Küchenmeister ist.

Nicht nur den Hartz-4-Empfängern, auch dem großen Teil der anderen Bürger bleibt der Energiekostendruck alternativlos erhalten. Wer es sich leisten kann, steigt in den Ökokomplex und damit in die Gewinnerseite ein, belegt sich das Dach mit Fotovoltaik oder zeichnet Anteile an einem Windpark. Der schwankende Wind bringt zwar schwankenden Ertrag und auch Investitionsrisiken, aber wenn der Rubel rollt, bleibt die Gewissheit, dass der draufzahlende Teil der Bevölkerung dies zwar widerwillig, aber völlig »alternativlos« tut.

Einen erheblichen Teil der Stromkosten, bis zu 30 Prozent, machen in Haushalten die Netzentgelte aus. Sie werden durch die Bundesnetzagentur staatlich reguliert und richten sich auch nach dem Aufwand der Netzbetreiber. Dieser ist in ländlichen, dünnbesiedelten Gegenden und solchen, in denen viel regenerativer Strom eingesammelt wird, logischerweise am höchsten. Durch geringere Auslastung der Höchstspannungsnetze, ansteigende volatile Einspeisung in untere Spannungsebenen, nötigen Netzausbau mit entsprechenden Kapital-Abschreibungen, höheren Redispatch-Aufwand der Kraftwerke und die sogenannten »vermiedenen Netzentgelte« ist dieser Preisbestandteil in den Ost-Flächenländern am höchsten. Die Differenz zu Ballungsgebieten und westdeutschen Flächenländern nimmt zu.

Ein Vierpersonenhaushalt zahlt in Bremen durchschnittlich 305 Euro für den Stromtransport, in Brandenburg macht das 614 Euro. Die sündhaft teuren Offshore-Netzanbindungen dagegen werden bundesweit umgelegt. Gerecht ist das nicht.

Brandenburg erhielt mehrfach den sogenannten »Leitstern für den Ausbau erneuerbarer Energien«, zugleich sind dort wie auch in Mecklenburg-Vorpommern, Schleswig-Holstein und Niedersachsen die höchsten Netzgebühren fällig.

Es ist einigermaßen perfide, dem Land vorn einen Papporden anzuheften und zum Dank für ausufernde Verspiegelung und Verspargelung der Landschaft den Menschen von hinten umso tiefer in die Tasche zu greifen.

Schon im Grünbuch Strommarktdesign
 des BMWi von 2014 wird auf die Schieflage hingewiesen, die mit den Zielen der Energiewende nicht kompatibel sei. Die bundeseinheitliche Wälzung der Netzkosten schien abgemacht. Auch Agora als »Denkfabrik« untermauerte die Forderung:

»Die Antwort darauf ist, dass man die Netzentgelte bundesweit vereinheitlicht. Dadurch würden die Netzentgelte auf dem Land und im Osten deutlich sinken, in der Stadt und im Westen aber nur leicht steigen. Alles andere ist nicht gerecht, denn es bedeutet, dass die Menschen dort, wo die erneuerbaren Energien zugebaut werden, die Netzausbaukosten zu tragen haben, aber diejenigen, die den Erneuerbaren-Strom anderswo bekommen, nichts zu diesen Kosten beitragen«, so der Chef Dr. Graichen.

Nach dem Drängen der Ministerpräsidenten der betroffenen Länder werden die Gesetzlichkeiten nun ab 2023 geändert und die Kosten werden bundesweit gewälzt. Dann, wenn die horrenden Kosten der Nord-Süd-Verbindungen in Westdeutschland zu Buche schlagen …

In einer Novelle des »Netzentgeltmodernisierungsgesetzes« werden ab 2023 neue KWK-Anlagen (KWK: Kraft-Wärme-Kopplung) keine »vermiedenen Netzentgelte« mehr erhalten. Von diesen profitieren zum Beispiel Stadtwerke mit Eigenerzeugung, die regional auf den unteren Spannungsebenen versorgen und damit die Höchstspannungsnetze nicht belasten. Für die dadurch vermiedene Netznutzung im Höchstspannungsbereich erhalten sie sozusagen einen Bonus. Um die Verbraucherkosten zu dämpfen, sollte damit Schluss sein. Die Erfurter Stadtwerke befürchteten dadurch bis zu 7 Millionen Euro Verlust, in Halle an der Saale schätzte man einen zweistelligen Millionenbetrag. Die bisher schon geschrumpfte Quersubventionierung von ÖPNV oder Freibädern hätte dann der Vergangenheit angehört. Der Bundesrat arbeitete dagegen an und hatte Erfolg.

In Deutschland betrat 2017 eine Lichtgestalt in Form eines Kanzlerkandidaten der SPD befristet die politische Bühne. Niemand konnte Herrn Schulz übelnehmen, dass er zu Beginn des Wahlkampfs wenig Konkretes zu seinen politischen Absichten sagte. Ein Thema stellte er aber schon deutlich heraus und trug es wie eine Monstranz vor sich her: die Gerechtigkeit.

Nun ist Gerechtigkeit kein Wert an sich und kann allein nicht existieren. Wenn viele Menschen gleich arm sind, ist das gerecht, aber nicht erstrebenswert. Der Gini-Index dürfte in Nordkorea deutlich geringer sein als in den Industriestaaten, aber Gerechtigkeit ohne Wohlstand kann nicht das Ziel sein. Gerechtigkeit in Verbindung mit den Strompreisen in unserem Land zu nennen, ist ein Wagnis. Das EEG steht wie kein anderes Gesetz für staatlich verbriefte Umverteilung von unten nach oben.

Niemand kann sich ihm und den anderen Abgaben, Umlagen und Steuern entziehen, abgesehen von der EEG-Befreiung und Netzkostenermäßigungen für die Großindustrie, die sonst im internationalen Wettbewerb chancenlos wäre. Unstrittig belasten die Energiekosten die Haushalte der Geringverdiener am meisten.

Obwohl die soziale Schieflage der Energiewende immer deutlicher zutage tritt, sind die Entscheider untätig. Dass die SPD das EEG sozial und gerecht machen wird (was de facto nur durch seine Abschaffung zu erreichen sein dürfte), ist nicht zu vermuten.

Um den Windstrom von der Nordsee nach Süddeutschland zu bringen, müssen noch viele Kabelrollen abgewickelt und die Stränge unter die Erde gelegt werden, was die Kosten treibt. Die Trassenführung, kürzlich von den Netzbetreibern vorgestellt, führt zu Länderkonflikten. Da SuedLink auch teilweise Westthüringen anstelle Hessen durchschneiden soll, fordert Ministerpräsident Ramelow »föderale Gerechtigkeit«. »Thüringen sagt Ja zur Energiewende, sagt aber Nein zu den neuen Trassenplanungen«, so seine grüne Umweltministerin. Nach diesem konsequent rot-rot-grünen »Wasch-mich-aber-mach-mich-nichtnass« entsteht der leise Verdacht, dass SuedLink vielleicht doch noch nicht 2025 zugeschaltet werden könnte.

In jedem Fall kostet diese Verbindung viel Geld. Die Kosten tragen zunächst TenneT und TransnetBW und legen sie auf die Kunden in ihren Versorgungsgebieten um. Die Folgen werden höhere Netzentgelte im Westen und Süden sein. Eine eigene, durch Engpässe bedingte teurere Südzone wird verschiedentlich auch diskutiert. Eine bundesweite Umlage könnte dann allerdings zum Bumerang für die heutigen Mehrzahler werden.

Denn dann zahlen alle mehr, was Ausdruck einer speziell deutschen Kategorie der »Energiegerechtigkeit« wäre.
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Klimabilanz, die

Auch dieser Begriff lässt sich aus den Einzelworten nur über einen Umweg erklären. Eine Bilanz ist ein Zahlenoder Datenvergleich, ein Berechnungsergebnis, ein Kostenabschluss, eine in Ziffern und Zahlen gegossene Bewertung.

Bezogen auf das Klima könnte man jetzt meinen, es gehe um den Vergleich verschiedener Klimata, den Einfluss des Klimas auf Geschäftsergebnisse oder Versicherungsschäden. Umgangssprachlich ist damit jedoch nichts gemeint, was sich offensichtlich mit dieser längerfristigen Wetterstatistik in Zusammenhang bringen lässt.

Der Begriff zielt auf Emissionen ab, die auf der anderen Seite bestimmte Werte des Klimas, in diesem Fall ausschließlich die Temperatur, ändern würden. Auf der einen Seite der Bilanz also Emissionen von Treibhausgasen, der vereinfachenden Sicht halber auf CO2
 beschränkt, auf der anderen Seite die lebensbedrohliche Temperaturerhöhung. Je mehr CO2
, desto wärmer, so der klimapopulistisch hergestellte Bezug. Wen stören schon die Datenreihen aus der Erdgeschichte, die genau diesen einfachen proportionalen Zusammenhang nicht erkennen lassen oder die eine andere Ursache-Wirkung-Beziehung herstellen.

Begnügt man sich mit der populistischen Interpretation der »Klimabilanz«, so sieht diese global im Trend nicht günstig aus. Nach einer Stagnation der Emissionen 2014 bis 2017 steigen die globalen Emissionen gegenwärtig wieder an

Zwischen 1970 und 2018 stiegen die Emissionen von etwa 15 Milliarden Tonnen auf über 37 Milliarden Tonnen an. Ein Ende des steigenden Trends ist nicht absehbar und angesichts des Wachstums der Weltbevölkerung auch nicht wahrscheinlich. Der vermutete Zuwachs der Weltbevölkerung von 3 Milliarden Menschen bis zum Ende des Jahrhunderts führt zu einem Plus an Emissionen von 15 Milliarden Tonnen pro Jahr, wenn man einen »Fußabdruck« von 5 Tonnen CO2
 pro Person unterstellt. Dabei bleiben die Emissionen aus dem menschlichen Stoffwechsel noch unberücksichtigt.

Die deutsche Dekarbonisierungspolitik kann im Erfolgsfall einmalig etwa 800 Millionen Tonnen CO2
-Eintrag in die Atmosphäre verhindern. Ins Verhältnis zur globalen Steigerung seit 1970 gesetzt, würde diese komplette deutsche Emissionsminderung bis auf null eine Verzögerung des weiteren globalen Anstiegs um knapp zwei Jahre bedeuten. Danach wäre alles wie vorher, nur ohne die Wertschöpfung, die Steuereinnahmen, die Bildung, die Kultur, das Lebensniveau in Deutschland wie bisher.

Erfolgreichster CO2
-Sparer in absoluten Zahlen sind in den letzten Jahren die USA.

Nach den Zahlen der IEA (International Energy Agency, auf Deutsch: Internationale Energieagentur) gelang es den Vereinigten Staaten, die Emissionen 2017 um 0,5 Prozent oder 25 Millionen Tonnen auf 4.810 Millionen Tonnen zu reduzieren. Das ist nicht viel und von Trump nicht gezielt beabsichtigt, aber damit verringern die USA ihre Emissionen schon im dritten Jahr in Folge. Mister President hatte eher eine Wiederbelebung des Kohlesektors im Auge, was Wählerstimmen bringen sollte und vermutlich auch brachte. Im Land des ungezügelten Kapitals wirkten jedoch die Marktkräfte und sorgten dafür, dass Fracking-Gas und weiter ausgebaute regenerative Erzeugung den Kohlestrom verdrängten.

Im Fall Trump verbietet es sich allerdings für unsere Medien vom Grundsatz her, irgendeine Nachricht über ihn mit positiver Konnotation zu verbinden. Praktisch widerspricht dies auch der These der Linken und der Schellnhuberschen »Großen Transformation«, nach der es im kapitalistischen Wirtschaftssystem keine »klimaschonenden« Entwicklungen geben kann.

Ein weiterer Emissionssenker ist Großbritannien, das schnell und hart aus der Kohle ausstieg, aber seine Kernkraft beibehielt und sogar ausbaut. Auch in Japan sinken die Emissionen wieder mit der weiteren Inbetriebnahme der Kernkraftwerke, die nach dem GAU in Fukushima aus Sicherheitsgründen abgeschaltet worden waren.

China indessen wird von Deutschland hofiert als angeblich progressive Kraft im Kampf gegen den Klimawandel. Die »Bilanz« – sagen wir dann doch besser: Die Statistik seiner Emissionen – zeigt allerdings geradewegs nach oben. Sie steht aber im Einklang mit den Pariser Beschlüssen. Wie auch Indien und andere Entwicklungsländer dürfen die Abgasmengen beim Emissionsweltmeister bis 2030 noch steigen, bevor sie dann sinken sollen.

So kommt es, dass die USA als Aussteiger aus dem Pariser Vertrag ihre Emissionen senken, ein klimagelobtes China diese steigert und Deutschland als lautester Klima-Rufer mit seinen Emissionen stagniert.

Dennoch ist die Wahrscheinlichkeit, dass China seinen Emissions-Peak 2030 erreicht und danach die Mengen sinken könnten, gegeben. Kein Land der Welt investiert so viel in emissionsarme Energietechnologien wie China. 45 Kernkraftwerke laufen bereits, 20 weitere sind geplant oder im Bau. Dazu kommen regenerative Anlagen und eine teilweise Substituierung von Kohle durch Gas, wobei der dadurch zu erreichende Effekt der Emissionssenkung unter Betrachtung der Gesamtbilanz (Förderung, Trocknung, Transport, Schlupf, gegebenenfalls Verflüssigung) fraglich ist.

Die Deutschen können die Option Kernkraft nicht mehr ziehen. Sie ist mit dem Kampf gegen das Böse nicht vereinbar, ausgenommen, der Atomstrom wird importiert. Dann ist er guter Graustrom, der emissionsmindernd im deutschen Energiesystem wirkt. Die korrekte Trennung von gut und böse, schwarz und weiß, ist deutsche Staatsräson. Es sind die Parameter, nach denen deutsche Politik grüngetrieben agiert.

Eine andere Option, vom IPCC als unbedingt notwendig eingeschätzt, sind negative Emissionen. Der einfachste und preiswerteste Weg sind Aufforstung und die langzeitige Nutzung von Holz als CO2
-Speicher. Ein anderer Weg ist die Abscheidung und Speicherung von CO2
 aus Verbrennungsprozessen. Für wenige Jahre nahm Vattenfall in Deutschland das Risiko auf sich, diese Entwicklung voranzutreiben. Nachdem sowohl die technische Machbarkeit als auch die Möglichkeit sicherer Einlagerung nachgewiesen waren, gab es auch hier das Stoppschild. Grüne und NGOs hatten dagegen erfolgreich mobilisiert, was die Kanzlerin erwartungsgemäß die Segel drehen ließ.

Die Emissionssenkung Deutschlands gelang 2018 durch vermehrte Stromimporte, warmes Wetter und weiteren Ausbau der regenerativen Erzeugungsanlagen, deren Strom zwangsweise eingespeist werden muss.

Problematisch ist die absolut eingegrenzte Sicht auf die Emissionsmengen und die Ursachen ihrer Entstehung. Nein, nicht die deutsche Energiewende senkte bisher die Emissionen, sondern vor allem der Zusammenbruch der DDR-Industrie nach 1990. Global gesehen bestand die erfolgreichste »Klimaschutzmaßnahme« in der Ein-Kind-Politik Chinas. Die ist vorbei und mit weiter steigender Weltbevölkerung werden auch die Emissionen steigen.

Über allem schwebt das 1,5-Grad-Ziel, vor dem man in Deutschland regelmäßig wie zur Andacht niederkniet. Alle theoretisierenden Kurven von sinkenden CO2
-Emissionen, die 2015 gemalt wurden und nach unten verlaufen, erweisen sich in der Praxis als nicht erreichbar. Entscheidend sind aber nicht die Mengen von vermiedenem CO2
, denn sie sind kein Selbstzweck, sondern nur Mittel zum Erreichen eines höheren Ziels. Dieses besteht im Verhindern eines globalen Temperaturanstiegs.

Im Rahmen der Pariser »Klimaverhandlungen« errechnete das IPCC so genannte »CO2
-Budgets«, die noch zur Verfügung stünden, wolle man das 1,5- oder wenigstens das 2-Grad-Ziel bis Ende des Jahrhunderts erreichen.

Die Frage, wie viel Budget noch zur Verfügung steht bis zum Weltuntergang, kann man sich durch eine mitlaufende Uhr im Internet
10
 beantworten lassen und die Varianten »2-Grad-Ziel« und »1,5-Grad-Ziel« dabei wählen. Ich kann Ihnen schon verraten, dass noch 26 Jahre und zwei Monate beziehungsweise acht Jahre und drei Monate Zeit bleiben – Stand September 2019 – bis zum wie auch immer praktisch ablaufenden Weltuntergang. Über die deutschen Emissionsmengen und das anteilige Budget besteht nun die Möglichkeit, den Erfolg zum Beispiel als Kennziffer für die Effektivität aller »Klimaschutzmaßnahmen« darzustellen, in der Maßeinheit Milliarden Euro pro Kelvin verhinderte globale Erwärmung. Die am Thema Interessierten unter Ihnen bitte ich jetzt, zum Stift zu greifen und selbst zu rechnen.

Unsere Vorfahren in der Menschheitsgeschichte hatten diesen Service einer Echtzeit-Darstellung nicht und mussten sich damals den zeitweise noch schneller verlaufenden Temperaturänderungen anpassen. Mit den technischen Möglichkeiten der heutigen Zeit sollte es generell viel besser als damals möglich sein, sich vorzubereiten und sich geändertem Klima anzupassen.

Stattdessen gibt es die konkrete Zeitangabe und die Empfehlung, alle fossilen Kraftwerke abzuschalten, Verbrennungsmotoren abzuschaffen, nur noch Grünzeug zu essen und in Panik zu geraten. Und das alles auf Basis einer einzigen »Bilanz«.
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Power-to-Heat (P2
H)

Unsere Umgangssprache wird zunehmend durch hippe Technokürzel verändert und damit leider nicht schöner. Beliebt sind Anglo-Konstruktionen wie B2
B (Business-to-Business, Geschäftsbeziehungen) oder B2
C (Business-to-Customer, Kundenbeziehungen). Im spezifischen Energiewendedeutsch lassen sich so bestimmte Wandlungsformen oder Technologien bezeichnen: P2
H, P2
G, P2
L. Gemeint sind die Umwandlung von Elektrizität in Wärme, Gas oder flüssige Treib- oder Kraftstoffe. Diese als Zukunftstechnologien bezeichneten und mit großen Erwartungen belasteten Verfahren haben allesamt zur Grundlage, dass eines Tages billiger Strom im Überfluss vorhanden sein würde, den man in dieser Art dann nutzen kann.

Technologisch gesehen ist P2
H (Power-to-Heat) die einfachste Form, Strom in eine andere Energieform zu wandeln. Vermutlich finden sich in jedem Haushalt Tauchsieder oder ähnliche Geräte, die mit einem einfachen Ohm’schen Widerstand den Strom zu Wärme werden lassen. Der Umwandlungswirkungsgrad ist mit 100 Prozent ideal.

P2
G (Power-to-Gas) ist wesentlich komplizierter und vor allem hinsichtlich des niedrigen Wirkungsgrades problematisch. Die besten Elektrolyseure erreichen einen Wirkungsgrad von 72 Prozent wie in der jüngst in Hamburg eingeweihten 1,5-Megawatt-Anlage. Wie bei Versuchsanlagen üblich, stehen Investitionen und Ertrag nicht in einem wirtschaftlich sinnvollen Verhältnis, welches sich bei eventueller Rückverstromung des Wasserstoffs nochmals drastisch verschlechtert und damit jegliche Überlegungen zu großindustriellem Einsatz obsolet werden lässt.

Mehr als ein Dutzend Versuchs- und Pilotanlagen gasen inzwischen im Land vor sich hin. Es fehlen Renditeaussichten und Rahmenbedingungen, die die Stromspeicherung im Vergleich zum Direktverbrauch anreizen. Mithin mangelt es an einer weiteren umfangreichen Subventionierung.

Auch beim Power-to-Liquid (P2
L) dürfte die Kostenkalkulation die großtechnische Anwendung verhindern, zumindest solange die Öl- und Gaspreise weltweit nicht einen großen Höhenflug antreten.

Grundsätzlich ist elektrischer Strom die wertvollste Energieform. Der Aufwand, ihn zu gewinnen, zu transformieren, zu transportieren und zu verteilen, ist aufwendig und teuer. Die Wandlung von Wärme in Strom (Wärmekraftwerke) oder von Gas in Strom (Gaskraftwerk oder Brennstoffzelle) ist ungleich komplizierter. Ihn in Wärme niedriger Temperatur wie Heizwärme, in Gas oder Kraftstoff zu verwandeln, kommt einer Abwertung oder Degradierung gleich. Die unabdingbare Voraussetzung wäre ohnehin, dass hohe wetterbedingte Stromeinspeisungen tatsächlich zu sehr niedrigen Preisen führen. Wir erinnern uns an die oft wiederholte These, dass bei weiterem »mutigen« und »entschlossenem« Ausbau der Erneuerbaren der Strom ganz billig werden würde. Im Kapitel »Energiewende« habe ich dazu überschlägig berechnet, dass großes Stromaufkommen aus Erneuerbaren den Strom aufgrund der festen Einspeisevergütungen teurer statt billiger macht, und geschrieben:

»Auf welcher wirtschaftlichen Grundlage soll ein Versorgungsunternehmen den Kunden zu Zeiten hohen wetterbedingten Stromangebots ein preislich vorteilhaftes Angebot machen? Ursache dieser marktfernen Konstellation ist das EEG mit festen Vergütungen. Nur mit weiteren Subventionen wäre ein ›smartes‹ Strompreismodell machbar.«

Naturgemäß freut sich jeder Autor, wenn seine Thesen durch die Praxis bestätigt werden. Aber freuen kann sich niemand, wenn Ressourcen durch eine gestümperte Energiewende verschwendet werden.

Die Auswirkung dieser politischen Fehlsteuerung zeigt sich auch am Fall der 2014 eingeweihten, 300 Millionen teuren P2
H-Anlage der Stadtwerke Neumünster, die bis heute nicht in Betrieb genommen worden ist. Grund dafür ist, dass der umzuwandelnde Strom voll bezahlt werden muss, um den Windmüllern ihre gesetzlich verbriefte Einspeisevergütung zu sichern. Diese denken natürlich nicht daran, den Strom billiger abzugeben, und wirtschaften »besser«, wenn sie bei Überangebot die Anlagen abschalten lassen und dennoch die fast volle Vergütung kassieren. »Strom zu Wärme« (und damit könnte erst die beabsichtigte Sektorkopplung auf den Weg gebracht werden), würde erfordern, dass Fernwärmeversorger entsprechend hohe Umlagen zahlen. Dadurch wären sie aber nicht mehr konkurrenzfähig gegenüber den Verbrennungsprozessen anderer Energieträger, die oft den Vorteil der Kraft-Wärme-Kopplung mitbringen.

Wenn selbst die neue grüne Lichtgestalt in Person des ehemaligen nordischen »Energiewendeministers« Robert Habeck den Auswirkungen des EEG nahezu hilflos ausgeliefert ist, hält sich das Mitleid in Grenzen. Alle Zukunftsversprechen zu einem Smart-Grid (intelligentes Stromnetz), das dazu führt, bei hohem Windaufkommen billigen Strom zu erhalten, scheitern sichtbar an der Marktferne des EEG. Es kann auf seiner Basis keinen Markt geben und damit auch keine Perspektive für eine Sektorkopplung. Dabei haben wir von erforderlichen Stromspeicherkapazitäten und -kosten noch gar nicht gesprochen.

Geht man davon aus, dass das EEG das Kernstück unserer Energiewende ist, dann ist diese nicht mit Naturgesetzen, und auch nicht mit wirtschaftlicher Logik kompatibel. Ein rigoroser Umbau oder eine Abschaffung des EEG würde aber auch bedeuten, dass generell die Energiewende in dieser Form gescheitert ist.

Die Windstromerzeugung hat strukturell inhärent ein Problem mit Marktbedingungen: Die große Anzahl von Anlagen führt zu geballter Produktion bei entsprechendem Wetter. Als logische Reaktion des Markts fallen bei hohem Angebot die Preise. Deshalb werden sich Windkraftanlagen auch künftig unter Marktbedingungen nicht rentabel betreiben lassen, da ihre laufenden Kosten durch die dann niedrigen Einnahmen nicht gedeckt werden können. Das EEG ist keine Brücke auf dem Weg in den Markt, sondern der Prellbock, auf den die Energiewende in der vorhandenen Form auflaufen wird.

Wind und Sonne sind unschuldig. Da keine der jetzigen und künftigen Regierungsparteien den Mut haben wird, dem überlebten EEG den Gnadenstoß zu versetzen, steigt die Dramatik ab dem Jahr 2021, wenn erste Anlagen in großer Zahl aus der Förderung fallen. Wir erinnern uns an das neu geschaffene EEG im Jahr 2000, das die 20-jährige Förderdauer festschrieb und ausdehnte auf Anlagen, die schon in den Neunzigern gebaut wurden und somit für 20 plus X Jahre in den Genuss der garantierten Einspeisevergütung kamen. Dies führt im Jahr 2021 dazu, dass schlagartig etwa 6.000 Anlagen aus der Förderung fallen. Dann müssten sie vom Börsenspotpreis leben, Langfristverträge fallen aufgrund der volatilen Einspeisung aus. Sie stehen dann in ungeschützter Konkurrenz zu noch geförderten neueren Anlagen – wie alle anderen Erzeuger auch.

Dann platzt auch das Märchen von der wirtschaftlichen Windenergie als der Energie mit den niedrigsten Gestehungskosten. Dass der Einspeisevorrang vermutlich erhalten bleiben wird, ist nur ein schwacher Trost. Wartung und Instandhaltung der gealterten Anlagen, Versicherung und Pachten führen zu laufenden Kosten, die erwirtschaftet werden müssen. Wenn dies nicht gelingt, ist die dauerhafte Abschaltung absehbar. Rückbau- und Entsorgungskosten kommen hinzu. Grüne Realisten befürchten Stagnation beim Windenergieausbau oder sogar sinkende installierte Gesamtleistung, wenn mehr abgeschaltet als zugebaut wird.

Nach wie vor hält sich regierungsamtlich und in der politischen Wissenschaft (DIW) die Einschätzung von »Experten«, man könne durch den bloßen Zubau an Windkraftanlagen die Energiewende zum Erfolg führen. Man berauscht sich nach wie vor an den Steigerungsraten installierter Leistung, aber Zeitpunkt und Menge der tatsächlichen Produktion werden nicht auf ihre Sinnhaftigkeit bewertet. Das sieht dann so aus:
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Es ist zu erkennen, dass auch die knappe Verdoppelung der installierten Windleistung in den vergangenen fast fünf Jahren zu keiner Sockelbildung (also Grundlastsicherung) geführt hat. Ist die Windgeschwindigkeit gleich oder nahe null, ist die Anzahl der WKA irrelevant. Das zweite, konventionelle Energiesystem muss in voller Leistungsfähigkeit erhalten bleiben, sodass ein Ende der Dynamik der Kostensteigerung nicht abzusehen ist.

Andere Länder handeln, wenn die Verwerfungen zu groß werden. Im derzeit für die Investitionen in die Regenerativen gefeierten China wird in sechs windreichen Provinzen auf die Bremse getreten. Zu oft müssen die Anlagen aufgrund von Netzengpässen abgeregelt werden. Die Ballungszentren sind weit entfernt und das Netz ist bei Weitem nicht so dicht wie in Mitteleuropa.

Die selbsternannten Denkfabriken der Branche in Deutschland arbeiten mit voller Kraft daran, den Einbruch der Windstromproduktion ab 2021 zu verhindern, und alle Überlegungen haben ein Hauptziel, den Profiterhalt der Ökoindustrie. Um eine Wirtschaftlichkeit der regenerativen Anlagen darstellen zu können, müssen die Fossilen verteuert werden. Kohlecent, CO2
-Steuern, Umweltabgaben sind angedacht sowie die Verteilung der Kosten auf andere Energieträger wie Benzin, Öl, Gas und Kohle zur Wärmegewinnung. Denkbar wäre auch ein Gebührenmodell in festgelegter Höhe analog der GEZ oder ein EE-Soli, der den »Vorteil« brächte, dass Geringverdiener entsprechend ihrer Steuerlast weniger oder nichts zahlen.

Aber wirklich zukunftsfähig ist auch das nicht. Wie schon die Brennelementesteuer mangels verfügbarer Kernkraftwerke nicht mehr helfen kann, schmilzt auch die belastbare Basis der Fossilen. Sollten sich die ehrgeizigen Wünsche der Energiewender erfüllen, geht es ziemlich schnell bergab in Richtung der gewünschten Dekarbonisierung. Dann fehlt besteuerbares CO2
 als Geldquelle und auch stofflich für die angedachte Methanisierung des aus P2
G gewonnenen Wasserstoffs. Die niedrigen Börsenstrompreise, die bis jetzt die Verbraucherpreise dämpfen, wären dann Geschichte, da die Preise nur noch aus den zugesagten Einspeisevergütungen und anderweitig festgelegten Abgaben wie den Netzgebühren und Steuern resultieren würden.

Vielleicht könnte man mit all den Unwägbarkeiten noch leben, wenn sich andere Heilsversprechen endlich erfüllen würden, beispielsweise der ständig beschworene Boom an Jobs im Bereich der Erneuerbaren. Doch auch hier gibt es meist schlechte Nachrichten. Auch der im März 2017 veröffentlichte Energiewende-Report von McKinsey enthält viel Ungemach: Im vierten Jahr in Folge sinkt die Anzahl der Beschäftigten in der Ökobranche, erstmals ist Jobabbau in der energieintensiven Industrie zu verzeichnen, der Netzausbau liegt deutlich hinter dem Plan, der Primärenergieverbrauch steigt, der Stromverbrauch sinkt nur minimal, der Strompreis steigt weiter (gegen den europäischen Trend) ebenso wie die CO2
-Emissionen.

Die Energiewende, wie sie sich zurzeit darstellt, ist das Gegenteil einer Win-win-Situation. Sie mutiert zum Verliererthema, bei dem die meisten Beteiligten als Loser vom Platz gehen. Windkraftanlagenhersteller Senvion ist inzwischen insolvent. E.ON vermeldet 7 Milliarden Euro Verlust und kündigt 1.300 Stellenstreichungen an, bei RWE entfallen 1.600 Stellen. Selbst Konzerntochter Innogy verzeichnet trotz hoher Windkraft-Einnahmen ein flaues Ergebnis, weil der Netzausbau viel Geld erfordert. Nach Schätzungen der Gewerkschaft IG BCE sind bisher 20.000 bis 25.000 tarifgebundene und mitbestimmte Arbeitsplätze in der Energiewirtschaft verloren gegangen. »Gute Arbeit geht verloren, weil schlechte Politik gemacht wird«, sagt ihr Vorsitzender Vassiliades dazu und fordert »Alternativen für die Alternativen«. Die Energiewende habe bereits mehr Geld gekostet als 60 Jahre Steinkohlesubventionen. Das kann man natürlich nicht vergleichen, denn die Steinkohlesubventionen haben ein Ende, das bei den Subventionen für die Erneuerbaren nicht absehbar ist. Wer sich diese Energiewende in Form eines ökoesoterischen Großversuchs noch schönredet, erkennt die Realitäten nicht. Eine Kursänderung ist aber nicht in Sicht.

Wenn wir abschließend noch einige der Autoren des EEG würdigen, muss unsere Kritik auch den nachfolgenden Regierungen gelten, die nicht die Kraft und den Mut hatten, das EEG rechtzeitig anzupassen. Erwähnung finden sollten also die ErfinderInnen JürgenTrittin, Hans-Josef Fell, Rainer Baake, Michaele Hustedt als ParteifreundInnen von Robert Habeck sowie Solarpapst Hermann Scheer von der SPD. Die Geister, die sie riefen, lassen sich jetzt nicht mehr einfangen. In den Tiefen des Webs sinniert ein User über die Grünen: »Sie suchten den Sinn und fanden den Wahn …«

Die Grünen werden für unser Land generell nicht hilfreich sein, denn sie haben in ihrem politischen Werkzeugkasten nur genau zwei Instrumente: Subventionierung und Verbot. Und Power-to-heiße-Luft. Das reicht nicht für Deutschlands Energiezukunft.
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dezentrale Versorgung, die

Fragt man Energiewendebewegte nach ihrer Vorstellung von der Energieversorgung der Zukunft, kommt mit großer Sicherheit die Antwort: Sie wird dezentral sein. Damit ist nicht gemeint, dass sie in Teilen dezentral sein könnte, nein, es soll eine zentrale Versorgung nicht mehr geben (müssen). Also ohne Rauch oder Wasserdampf, ohne die unheimlich permanent wrasenden Kühltürme der natürlich stets maroden Atomkraftwerke, ohne Tagebaue, ohne Tankzüge, die das Heizöl transportieren, ohne Stromtrassenmonster. Vielleicht existieren dann noch ein paar Gastrassen, die Naturgas (also Erdgas, aber Naturgas klingt besser) transportieren, vor allem aber Biogas und Gas aus Power-to-Gas-Anlagen.

Das heimische Haus ist dann mit Solardachziegeln gedeckt, am Mast an der Giebelwand trudelt lustig ein kleines Windrad, im Keller werkelt ein gasbetriebenes Kellerkraftwerk und nutzt den Segen der Kraft-Wärme-Kopplung. Ein smarter Zähler steuert die Stromproduktion und optimiert zwischen den kleinen Erzeugern und Verbrauchern, der Hausbatterie, dem Warmwasserspeicher und dem Energieversorger. Die Waschmaschine harrt im Standby des Einschaltbefehls und im Solarcarport hängt ein E-Mobil am Kabel.

Das Haus ist dick eingepackt, die Zwangsbelüftung sorgt dafür, dass Fenster nur noch zum Putzen geöffnet werden müssen. Ein Designer-Holzofen schmückt das Wohnzimmer und an der Garderobe liegt der Holzleseschein. Ergänzend befinden sich hinterm Haus ein paar Hundert Quadratmeter Garten, natürlich gentechnikund chemiefrei von Hand bewirtschaftet. Tierhaltung fällt wegen der schlechten CO2
-Bilanz weg, außerdem ist die Weidehaltung wegen der wachsenden Wolfspopulation ohnehin riskant. Schöne künftige Welt, und wie realistisch ist sie?

Es wäre nicht der erste Versuch

Im historischen Kontext ist die Idee der Dezentralisierung nicht neu. Nachdem in China Ende der 1950er-Jahre die zentrale Planwirtschaft nicht zu den gewünschten Ergebnissen führte, setzte die KP-Führung unter Mao zum »Großen Sprung« an. Die bisher nicht erreichten Produktionsziele in der Schwerindustrie und Landwirtschaft sollten kommunalwirtschaftlich in vielen kleinen Einheiten verwirklicht werden. Zunächst wurde die Landbevölkerung zwecks gemeinsamen Wirtschaftens zwangskollektiviert, danach begann in den Volkskommunen die Produktion von Wirtschaftsgütern. Unter anderem sollten in den Dörfern aus Lehm, Ton und Steinen gemauerte Schmelzöfen für den benötigten Stahl sorgen. Aber sowohl das Equipment als auch die fehlende Qualifikation der Landbevölkerung standen dem Erfolg im Weg. Hinzu kamen staatliche Fehlanreize, die dazu führten, dass guter Stahl zu Schrott erklärt und eingeschmolzen wurde, um mehr schlechten Stahl zu produzieren.

Am Ende dieses Großversuchs von 1958 bis 1961 schlugen viele Millionen Tote zu Buche.

Natürlich ist eine solche Fehlentwicklung unter unseren heutigen und europäischen Verhältnissen undenkbar – zumindest solange nicht anstelle eines »Großen Sprungs« eine »Große Transformation« nach Schellnhuber kommt. Diese sähe auch Zwangsstilllegungen vor, Vorgaben für anzuwendende Technologien und ein Preissystem, das sich nicht mehr am Markt, sondern an ökologischen Kriterien orientiert. Vielleicht gibt es dereinst Auflagen an Kommunen, bestimmte Stromkontingente zu erzeugen, das wäre dann der »Große Transformationssprung«.

Kann nun die Dezentralisierung der Königsweg der Energiewende sein? Die oben beschriebene Szenerie des heimischen Hauses ist möglich und sinnvoll, solange sie sich wirtschaftlich zeigt. Dass die smarte Verbraucherregelung auf Grundlage des jetzigen EEG aber schlecht möglich ist, habe ich im Beitrag »Energiewende« näher beschrieben.

Betrachten wir die Kellerkraftwerke näher, deren hohe Zeit bereits am Ende zu sein scheint, bevor sie begonnen hat. 2009 starteten Ökostromversorger LichtBlick und VW ein Gemeinschaftsprojekt mit Namen »ZuhauseKraftwerk«. Kernstück des so bezeichneten Geräts ist ein in verschiedenen Pkw-Modellen eingesetzter Erdgasmotor, der einen Generator antreibt und dessen Abwärme für Heizzwecke genutzt werden kann. Das macht energetisch Sinn und ergibt einen Wirkungsgrad von über 90 Prozent bei optimaler Fahrweise Strom/Wärme. Bis dahin ist das auch nichts Neues, denn länger schon gibt es kleine BHKW (Blockheizkraftwerke) beispielsweise auf der Basis des geräuscharmen und damit in Häusern gut einsetzbaren Stirlingmotors. Verbindendes Problem der Kellerkraftwerke ist die wirtschaftliche Mindestgröße, die den Bedarf eines normalen Einfamilienhauses übersteigt. Optimal ist ihr Einsatz in Mehrfamilienhäusern oder Gewerbeeinheiten.

Der VW steht im Keller

LichtBlick und VW dachten über die Versorgung eines Hauses hinaus und versuchten sich mit einem Schwarmstromprojekt, das heißt, die Steuerung der Anlagen sollte einer Zentrale überlassen werden, die den Strom gemeinsam vermarkten und so zu Zeiten hoher Strompreise oder hohen Regelleistungsbedarfs gute Margen erzielen sollte. Soweit die Theorie. In der Praxis erwiesen sich allerdings die Strom- und Regelleistungspreise am Markt und die Betriebsstundenzahlen als dauerhaft so niedrig, dass sich ein wirtschaftlicher Betrieb nicht einstellte. Differenzen zwischen dem VW-Konzern, der auf Massenproduktion hoffte, und LichtBlick führten 2014 zum Ende der Zusammenarbeit. Von 100.000 geplanten Anlagen zum Stückpreis von knapp 30.000 Euro wurden 1.500 realisiert. Auch wenn LichtBlick über das Betreiberkonzept die Investition günstiger gestalten konnte, war Wirtschaftlichkeit für alle Beteiligten nicht zu erreichen. Auch Anlagen anderer Hersteller mit Stirlingmotor (und noch höherem Wirkungsgrad) erlebten bei Preisen ab 17.000 Euro keinen Boom. Und alle Kellerkraftwerke benötigen Gas, also einen fossilen Energieträger ohne Zukunft in einer dekarbonisierten Welt.

Dezentrale und erst recht autarke (unabhängige) Versorgung auf sehr kleine Einheiten wie Wohnhäuser herunterzubrechen geht vielleicht einen Schritt zu weit. Näherliegend sind Inselnetze von Kommunen, die zunächst rein rechnerisch ihren Bedarf an Energie zu decken in der Lage sind. Ein solches Vorzeigedorf ist Feldheim bei Treuenbrietzen in Brandenburg mit 128 Einwohnern. Fast 50 Windkraftanlagen umzingeln das Dorf. Solarenergie, Biomasse (Holzhackschnitzel) und Biogas werden so reichlich genutzt, dass ein Mehrfaches des eigenen Bedarfs produziert werden kann. Daher zahlen die Bürger nur 16 Cent für den Strom, alle anderen Kunden außerhalb des Dorfs zahlen für sie mit. In Summe ist Feldheim eine energieproduzierende Gemeinde mit hohen Einnahmen durch regenerative Energieanlagen, deren Anschaffung durch Eigenmittel und verschiedene Subventionen und deren Betrieb durch alle Stromkunden im Land mitfinanziert wird.

Energieautark, aber abhängig

Nur eines ist diese Gemeinde nicht: energieautark. Dies steht zwar auf dem Ortsschild, ist aber genauso falsch wie irreführend: Autarkie bedeutet Unabhängigkeit und Selbstständigkeit, beides ist nicht gegeben. Es wird fast immer Strom ins übergeordnete Netz geschoben und die Regelung und die Netzdienstleistungen werden schmarotzt. Klar, dass ohne jede Regelverpflichtung, mit Einspeisevorrang und garantierter Einspeisevergütung unter dem Strich dicke schwarze Zahlen stehen – wie bei anderen EE-Investoren auch. Hier will eine Kommune mit der gesammelten propagandistischen Unterstützung der entsprechenden Wirtschafts- und Politikvertreter ein sympathisches Zukunftsversprechen abgeben. Autarkie würde bedeuten, die Verbindung zum Landesnetz zu kappen und das kleine Netz selbst zu regeln, um bei Starkwind wie bei Dunkelflaute jederzeit bedarfsgerecht 50 Hertz im Draht zu haben. Dies ist bei so kleinen Netzen technisch sehr anspruchsvoll. Feldheim ist nichts anderes als eine Gemeinde mit Energieindustrie und positivem Exportsaldo. Mit Autarkie hat das nichts zu tun.

Schauen wir dahin, wo es kein Hinterland gibt, das große Mengen Flatterstrom aufzunehmen in der Lage ist. Zum Beispiel auf eine Insel im Atlantik, auf der heftiger Wind und viel Sonne gute Bedingungen für 100-prozentige Naturstromversorgung bieten – zum Beispiel nach El Hierro, der westlichsten der Kanarischen Inseln. Seit 2014 läuft hier ein von internationaler Begeisterung getragenes Projekt aus Windkraft, Sonne und einem Pumpspeicherwerk, um die 7.000 Inselbewohner zuzüglich saisonal vorhandener Touristen emissionsfrei zu erleuchten. Erleichternd wirkt, dass es keinerlei stromhungrige Industrie gibt und die ganze Insel zum Biosphärenreservat erklärt wurde. Letzteres hinderte allerdings nicht daran, das Oberbecken für ein Pumpspeicherwerk in einem Vulkankrater zu installieren samt fünf schmucker Windkraftanlagen auf einem Berg. Die Hoffnung, das stinkende Schwerölaggregat am Hafen von Puerto de la Estaca in Bereitschaft versetzen zu können, war groß. Prognosen gingen von einem um 23 Prozent günstigerem Strompreis aus, da kein Öl vom Festland mehr angeschippert werden müsste. Dazu 18.700 Tonnen CO2
-Einsparung, Vermeidung von 100 Tonnen Schwefeldioxid und 400 Tonnen Stickoxiden im Jahr. Wenn dann noch mittelfristig alle 6.000 Autos auf der Insel elektrisch fahren, wäre El Hierro der Titel »erste emissionsfreie bewohnte Insel der Welt« nicht mehr zu nehmen.

Nach anfänglicher Euphorie wurde es still, bis 2016 erste Betriebsdaten veröffentlicht wurden – natürlich nicht auf Seite 1 der Qualitätsmedien. Zwar wurde weniger Schweröl, dafür aber Wartungspersonal importiert, und das regelmäßig. Am 9. August 2015 wurde für etwa zwei Stunden die Insel zu »100 Prozent erneuerbar« versorgt. Ansonsten deckten die Regenerativen zwischen 30 und 55 Prozent des Bedarfs. Das Schwerölkraftwerk regelte dann aus.

Die Investitionen von etwa 85 Millionen Euro, also über 12.000 pro Inselbewohner, stammten zum Glück zur Hälfte aus Fördermitteln. Erste Bilanzen der Protagonisten wurden zwar nicht im Stil griechischer Finanzbeamter oder italienischer Banker, aber doch in positiver Färbung errechnet. Aber auch das konnte nicht darüber hinwegtäuschen, dass sich die hohen Erwartungen nicht erfüllen werden.

Es erwies sich, dass das Pumpspeicherwerk viel zu klein war, größere können aber, abgesehen vom Investitionsvolumen, aufgrund der Erdbebengefahr nicht gebaut werden. Die Probleme der Netzregelung traten umso krasser zutage. Je kleiner das Netz, desto schwieriger die Regelung. Man stelle sich einen Radfahrer vor, der bei Normalgeschwindigkeit (entspricht einem großen, gut belasteten Netz) keine Probleme mit dem Gleichgewicht hat. Soll er dann bei Schrittgeschwindigkeit noch exakt geradeaus fahren, wird es schwierig. Gibt es also wenig Produktion und Bedarf – sie müssen sich stets die Waage halten, damit die magischen 50 Hertz stehen –, wirkt sich auch jede kleine Änderung beispielsweise des Windstromaufkommens oder auf der Verbraucherseite deutlich aus.

Die Crux mit der Balance

Auf El Hierro überforderten die abrupten Schwankungen das System. Das Pumpspeicherwerk regelt zwar vergleichsweise schnell im Minutenbereich, ist aber nicht in der Lage, die Primärregelleistung im Sekundenbereich zu sichern. Dafür sind Batterien wiederum gut geeignet, die aber auf der Insel nicht die erforderliche Kapazität haben. Vor allem aber fehlt die Möglichkeit, überschüssigen Strom in andere Netze oder bis ans Festland abzuleiten.

Die Stromgestehungskosten erreichten um die 80 Cent pro Kilowattstunde, obwohl Wind und Sonne nachweislich keine Rechnung schickten. Zum Glück half und hilft der spanische Steuerzahler. Für 8,64 Millionen Kilowattstunden schickte das Mutterland 8 Millionen Euro.

Sicher war das Projekt nicht ausgegoren. Zu wenig installierte regenerative Erzeugung, zu wenig Pump- und Batteriespeicher, eine nicht ausgefeilte Netzregelung. Mit deutlich mehr von allem hätte es technisch funktionieren können, dann wären allerdings auch die Investitionskosten vervielfacht worden und auch die Erzeugungskosten weiter gestiegen.

Dennoch ist El Hierro ein wichtiges Projekt für den Erkenntnisgewinn. Wenn man die Erfahrungen der Insel auf ein großes mitteleuropäisches Industrieland mit deutlich weniger Wind- und Sonnenaufkommen, dafür viel Industrie und viel mehr Einwohnern übertragen wollte, noch dazu mit massenhafter E-Mobilität bis hin zur Sektorkopplung, erhält man einen Eindruck, welches Ausmaß an Investitionen erforderlich und wie hoch die Betriebskosten wären, will man dem Ziel der Dekarbonisierung nahekommen.

2016 gab es dann sieben E-Mobile auf der Insel. Es ist noch ein weiter Weg bis zum Titel …

Offenbar ist Dezentralisierung kein Patentrezept für die Energieversorgung im Land. Dennoch hat sie Vorteile und sollte genutzt werden, wo es sinnvoll und im besten Fall subventionsfrei möglich ist. Neben der reinen Energieumwandlung gibt es positive Effekte auf die Menschen, die als sogenannte Prosumenten am System teilhaben.

Sie beschäftigen sich mit dem Thema und werden eher energiebewusstes Verhalten an den Tag legen als jemand, der die Steckdose nur von einer Seite kennt.

Reden und handeln

Die politischen Realitäten sind andere. Während die Dezentralisierung in fast jeder energiepolitischen Sonntagsrede auftaucht, werden die Weichen praktisch in Richtung Zentralisierung gestellt. O-Ton des Bundeswirtschaftsministeriums:

»… kommt dem Ausbau der Windenergie auf See (Offshore-Windenergie) eine wachsende Bedeutung zu. Ende 2016 waren in Deutschland 4.108 Megawatt (MW) Offshore-Windleistung am Netz. Bis zum Jahr 2030 soll nach den Plänen der Bundesregierung eine Leistung von 15.000 MW am Netz sein.«

In praktischer Auswirkung bedeutet dies nichts anderes, als dass an unseren Küstenlinien zu Nord- und Ostsee knapp 20 Übergabepunkte existieren werden, von denen aus das Leistungsäquivalent von 15 konventionellen Großkraftwerken in Richtung Binnenland gedrückt wird.

In der Historie wurden Kraftwerke immer in der Nähe der Verbraucher errichtet. Die erste Kraftstation am Gendarmenmarkt in Berlin, um erste Verbraucher in der kaiserlichen City zu versorgen und ihr Licht und Glanz zu verleihen, später in Industriezentren wie Manchester oder dem Ruhrgebiet, wo die Großverbraucher über kurze Strecken kostengünstig erreichbar waren. Jetzt also viele Tausend Megawatt, die aus dem Sand hinter den Dünen sprießen und nach Abnehmern Ausschau halten.

Aber im Unterschied zu an Küsten gebauten Großkraftwerken hat diese volatile Stromanlandung die »Herausforderung« der Diskontinuität. Selbst Vattenfall als einer der größten europäischen Offshore-Windkraftbetreiber sprach vor wenigen Jahren noch von »grundlastnahem« Strom, der von See käme. Unstrittig ist das deutlich höhere Windaufkommen, welches zu etwa doppelter Volllaststundenzahl im Vergleich zu Anlagen an Land führt. Was bleibt, sind die erheblichen Schwankungen. Das sieht dann so aus:
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Von »grundlastnaher Erzeugung« spricht inzwischen niemand mehr. Auch liegen Nord- und Ostsee geografisch so dicht beieinander, dass das Windaufkommen im Gleichtakt schwankt. Dazu kommen nicht nur Flauten, sondern die für die Netzregelung problematischeren Orkane, die in kurzer Zeit zum großflächigen Abschalten der Anlagen führen, weil diese aufgrund des Überlastungsschutzes die Flügel aus dem Wind drehen müssen.

Der Vorteil der Abwesenheit renitenter Anwohner auf See wird diesen Nachteil nicht aufwiegen können. Spannend wird der Netzausbau in Richtung Süden sein. Dort reden Anwohner mit und es wird viel Kommunikation unter allen Beteiligten geben.

Neben volatiler dezentraler Erzeugung organisiert die Politik jetzt also volatile zentrale Erzeugung hinzu. Kanzleramtsminister Altmaier preist tief beeindruckt die mächtigen Offshore-Anlagen als »Kathedralen der Energiewende« und bestätigt damit den Eindruck, den wir von unseren handelnden Politikern haben: lieber glauben und preisen, als sich um Wissen zu bemühen.

Wie immer im Leben gibt es nicht nur schwarz und weiß, nicht nur zentral und dezentral, es ist wie immer grau. Es wird weiterhin ein System notwendig sein für den Erhalt der wirtschaftlichen Versorgung von Großverbrauchern und der Versorgungssicherheit. Der Zubau eines zweiten, überwiegend volatilen Systems ist möglich, aber nur eingeschränkt sinnvoll. Es treibt die Kosten, ermöglicht aber nicht
 das Abschalten des »alten« zentralen Systems. Außerdem funktioniert es nicht nach dem Rat von »Experten« der Deutschen Umwelthilfe durch den Bau eines parallelen Netzes, das nur mit Ökostrom betrieben werden soll. Netze lassen sich nur betreiben, wenn Regelung in verschiedenen Zeithorizonten und Netzdienstleistungen durch rotierende Massen gegeben sind. Das können Wasserkraft und Biomasse in Deutschland nicht leisten.

Befürworter der Dezentralisierung sollten Stellung beziehen, nicht gegen die systemsichernden konventionellen Kraftwerke, sondern gegen den umfangreichen Ausbau der Offshore-Windkraft als höchster Form der Zentralisierung. Letzten Endes ist die Mär der allumfassenden Dezentralisierung ein zentrales Mittel, um die These von »100 Prozent erneuerbar« am Leben zu halten und Subventionen zu generieren.
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Kraftwerksstilllegungsanzeigenliste, die

Die Bundesnetzagentur führt nicht nur eine Kraftwerksliste
11
, sondern auch eine Kraftwerksstilllegungsanzeigenliste
12
. Ordnung muss sein, damit der Überblick nicht verloren geht. Vor allem ist der Begriff ein schönes Beispiel eines mehrfach montierten deutschen Substantivs, das alles verströmt, was man von einer Behörde erwartet. Den Hauch von amtlicher Korrektheit, von Komplexität bürokratischen Verwaltungshandelns, von Autorität und Genauigkeit. Langsam ausgesprochen ergibt sich eine schöne Wortmelodie, die nur von wenigen anderen noch getoppt wird, so


	
dem »Elektrizitätswirtschaftsorganisationsgesetz«,



	
dem Finanzmarkststabilisierungsfortentwicklungsgesetz,



	
der »Grundstücksverkehrsgenehmigungszuständigkeitsübertragungsverordnung«





oder dem inzwischen verschiedenen


	
»Rindfleischetikettierungsüberwachungsaufgabenübertragungsgesetz« (RflEttÜAÜG) aus Mecklenburg-Vorpommern.





Auf jeden Fall weiß man nach einem gewissen Leseaufwand und kurzem Nachdenken meist sehr genau, was einen erwartet. In der Kraftwerksstilllegungsanzeigenliste finden sich folgerichtig die von den Betreibern von Kraftwerken angezeigten Stilllegungen.

106 Kraftwerksblöcke sind mit Stand 1. April 2019 verzeichnet, mit Kraftwerksnummer, Betreiber, Nennleistung und dem Stilllegungsanzeigentyp (Geplant vorläufig/endgültig oder stillgelegt). 24 Anlagen sind als systemrelevant registriert, dürfen also nicht stillgelegt werden, gegen den Wunsch der Eigentümer. Etwa die Hälfte dieser Anlagen steht in Süddeutschland, gemeint sind damit die Territorien südlich der Mainlinie. Insgesamt stehen über 16.000 Megawatt Kraftwerksleistung auf der Liste, fast 3.900 Megawatt sollten, aber dürfen nicht aufgrund ihrer Systemrelevanz bestattet werden.

Aus Kostengründen werden diese Anlagen nicht mehr betrieben, sie haben schlechte Wirkungsgrade, arbeiten nicht mehr rentabel und sind im Hinblick auf die Stilllegung nicht mehr für längeren Betrieb technisch gewartet. Sie funktionieren aber noch und sind, die Restriktion sagt es aus, für das System notwendig. Jedenfalls manchmal, wenn in den nächsten Jahren die deutschen Kernkraftwerke stillgelegt werden, die verfügbare Leistung der Kohlekraftwerke zurückgeht und in Zeiten, in denen die launischen »Erneuerbaren« nicht arbeiten möchten.

Die künstlich beatmeten Altanlagen können ihre Kosten nicht mehr am Markt herausholen. Selbst die Kraftwerke neueren Baujahrs wie in Irsching blieben bisher durch zu hohe Gaspreise kalt.

Finanziert wird diese Kraftwerksreserve über die Netzentgelte, die dann, mit der Mehrwertsteuer »veredelt«, auf den Stromrechnungen von Bürgern und Firmen landen. Dennoch ist das Geld für den Bereitschaftszustand laut Betreiber nicht ausreichend, die Stillstandskosten zu decken. Bisher kann die Bundesnetzagentur (BNA) diesen Zustand erzwingen. Ob sich dies mit dem grundgesetzlich verankerten Eigentumsrecht vereinbaren lässt, ist offen. Kein Unternehmer kann im Grunde gezwungen werden, eine defizitäre Anlage weiter zu betreiben oder in Bereitschaft zu halten.

Zusätzlich gibt es »besondere netztechnische Betriebsmittel«, auch als »Netzstabilitätsanlagen« bezeichnet oder neuerdings sogar als »Notkraftwerke«, was eine durchaus treffende Bezeichnung ist. Sie seien nur für den »absoluten Notfall« gedacht. Da die Windstromleitungen von der Küste nach Süddeutschland bis zum Aus der Kernkraftwerke noch nicht fertig sein werden, brauche man »für alle Fälle« solche Anlagen, die offiziell eigentlich nicht Kraftwerk heißen dürfen. Sie sollen nur wenige Stunden im Jahr laufen, wie viele das in Summe sein werden, kann freilich noch niemand sagen. Technologisch sind es offene Gasturbinenanlagen mit schlechtem Wirkungsgrad, somit hohen Emissionen und hohen Betriebskosten. Für die Standorte Marbach und Irsching hat der zuständige Netzbetreiber Tennet die Zuschläge erteilt.

Jegliche Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen bleiben bei den mit Öl oder Gas befeuerten »Netzstabilitätsanlagen« außen vor. Die Kosten werden, welch Überraschung, über die Netzentgelte umgelegt. Insgesamt soll es vier Anlagen geben, die im Grunde ebenfalls sofort auf die Stilllegungsliste geschrieben werden müssten. Ihre Lebenszeit wurde schon im Genehmigungsverfahren auf zehn Jahre begrenzt, die vorhergesagten wenigen Betriebsstunden lassen jeden Gedanken an irgendeine Amortisation ohnehin überflüssig werden. Wie auf anderen Feldern der Energiewende spielt Geld angesichts der notwendigen Weltrettung keine Rolle.

Nicht zuletzt geht der Bau der insgesamt vier vorgesehenen Anlagen mit je 300 Megawatt elektrischer Leistung auf politischen Druck von Bayern zurück. Dort möchte man keine Kernkraft mehr, keinen Kohlestrom, keine neuen Stromautobahnen, aber zugleich eine sichere Stromversorgung. Die Redispatchkosten im Netz sind von 180 Millionen Euro 2011 auf 1,51 Milliarden im Jahr 2017 gestiegen und werden durch die weitere Abschaltung konventioneller Kraftwerke, den Betrieb nötiger Reservekraftwerke und der »Netzstabilitätsanlagen« weiter steigen. An den Kosten dürfen sich in Deutschland – sagen wir es im zeitgeistoptimistischen Framing – alle beteiligen.

Unverdrossen wird die Vermutung als Gewissheit verkündet, dass die Anbindung an Norddeutschland und dessen Windkraftanlagen die Versorgung im Süden sicherstellen könnte. Genau dies wird nicht der Fall sein. Schwankende Strommengen aus den Küstenländern können künftig weniger durch rheinländische und Lausitzer Kohlekraftwerke ausgeregelt werden, dies ist politisch veranlassten Stilllegungen geschuldet. Fehlende Planungssicherheit wie im Fall des Tagebaus Hambach kommt hinzu.

Die Apologeten der Energiewende sehen eigentlich das Erdgas als Übergangsenergie auf dem Weg in die dekarbonisierte Welt. Im Fall Marbach gibt es keine ausreichende Pipeline. Womit das Netz stabilisiert wird und welche Kraftwerke künftig für die Einbettung des volatilen Windstroms die nötigen Netzdienstleistungen liefern werden, ist offen.

Ab 2021 gehen über 5.000 Windkraftanlagen aus der EEG-Förderung, die feste Vergütung pro Kilowattstunde entfällt. Eine noch nicht zu beziffernde Anzahl von ihnen wird ihre Fixkosten über den Preis an der Strombörse nicht mehr einspielen können.

Eine »Windkraftanlagenstilllegungsliste« wird es nicht geben, weil die dauerhaften Außerbetriebnahmen kurzfristigen Entscheidungen entspringen können und auch nicht genehmigungspflichtig sind.

Im Grunde gibt es auch in anderen Bereichen solche Stilllegungsanzeigenlisten, die dann zum Beispiel in Vorwahlzeiten Kandidatenlisten heißen. Dann liegt es in der Hand der Wähler, Kandidaten stillzulegen.

Es sollte auch vom Wahlvolk erstellte Listen für Politiker geben, die hießen dann »Politikerstilllegungsanzeigenlisten«.
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Energiewende, die

Der Begriff provoziert nachzufragen. Wende bedeutet Umkehr, also weg von einer sicheren, preiswerten und zumindest im Vergleich zu vergangenen Jahrzehnten umweltverträglichen Energieversorgung? Und wohin? Minister Gabriel spricht von der Energieversorgung als dem Herz-Kreislauf-System, was impliziert, dass sie unterbrechungsfrei funktionieren muss. Wir können nicht abschalten, um uns dann auf etwas anderes, aus jetziger Sicht sehr Unausgegorenes, zu verlassen. Es wird eine sehr lange Übergangsphase geben, auch wenn vom Wort »Energiewende« der Hauch des Revolutionären ausgeht. Die Begriffe »Umbau«, »Wandlung« oder »Reform« kämen der Sache, aber nicht dem Sprachgefühl der Ideologen näher.

Die »Energiewende« meint in fast allen Maßnahmen, Diskussionen und Auseinandersetzungen eine Stromwende. Diese begann bereits 1990 mit dem Stromeinspeisungsgesetz und erster Subventionierung, um dann mit dem »Erneuerbare-Energien-Gesetz« (EEG) ab der Jahrhundertwende Fahrt aufzunehmen. Beachtliche Steigerungsraten in der aus diesem Segment gelieferten elektrischen Arbeit waren die Folge – und immer stärker schwankender Leistungsinput in die Netze. Optimisten und grüne Ideologen sahen sich veranlasst, die schon exponentielle Kurve des Anstiegs hochzurechnen bis zur Traumerfüllung von »100 Prozent erneuerbar«. So schlicht ist die Elektrowelt aber nicht, liebe Freunde des atom- und rauchfreien Lichts.

Es klappert die Mühle

Es geht nicht ohne einen Blick zurück. Die Menschen besannen sich in ihrem Erfindungsreichtum schon immer darauf, Rohstoff- wie auch Energiequellen dort zu nutzen, wo sie leicht zu erschließen und mit vertretbarem Aufwand nutzbar waren. Meist waren es – neben der Nutzung des Feuers – früher zwangsläufig regenerative Energieträger. »Erneuerbare« Energien gibt es im physikalischen Sinne nicht, denn Energie kann nur in verschiedene Formen gewandelt werden. Quelle aller unserer genutzten Energien, auch der fossilen, ist die Sonne. Von der Natur gelieferte Energie wie Wasserkraft, Wind und Sonnenschein wird wieder nachgeliefert, also regeneriert. Selbst fossile Energieträger regenerieren sich, allerdings in Zeiträumen, die uns nichts nützen.

»Erneuerbare« haben also Tradition und sind vom Grundprinzip nicht neu und in den letzten Jahren ohne wirkliche technologische Sprünge in der Entwicklung. Selbst die Fotovoltaik gibt es seit Mitte des vorigen Jahrhunderts. »Erneuerbare« sind teils älter als die Konventionellen und damit eher Sauriertechnologie als diese.

Erste Wasserräder gab es an Flüssen mit hinreichend Strömung und Windmühlen im nördlichen Tiefland. Schon vorher wurde der Offshore-Wind genutzt, um Schiffe anzutreiben. Leben und Arbeiten der Menschen wurde von der Natur vorgegeben. War Niedrigwasser, lief die Wassermühle schlecht, war Flaute, kamen die Schiffe nicht voran, bei Windstille musste der Müller Pause machen. Wilhelm Busch (1832–1908) gilt als einer der frühen Kritiker der Windenergie:

»Aus der Mühle schaut der Müller, der so gerne mahlen will. Stiller wird der Wind und stiller, und die Mühle stehet still. So geht’s immer, wie ich finde, rief der Müller voller Zorn. Hat man Korn, so fehlt’s am Winde, hat man Wind, so fehlt das Korn.«

Mit der Erfindung der Dampfmaschine und erst recht durch die Elektrifizierung machten sich die Menschen unabhängig von den Launen der Natur, konnten stetiger und arbeitsteiliger produzieren – technischer Fortschritt und die Industrialisierung nahmen ihren Lauf.

Die Angst vor der Endlichkeit

Mit ersten Hinweisen auf die mögliche Erschöpfung englischer Steinkohlegruben besann man sich auch wieder auf die Kräfte der Natur. Bereits Ende des 19. Jahrhunderts wurde erstmals durch Wind Elektroenergie erzeugt. In Kriegszeiten musste Öl aus Kohle gewonnen werden. Später schärften verschiedene Ölkrisen das Bewusstsein von drohender Knappheit.

Die sogenannte Reichweite fossiler Rohstoffe wird fast regelmäßig nach oben korrigiert. Seit den 1970er-Jahren gab es eine wiederholt genannte Konstante für das Erdöl: Es würde noch 30 Jahre reichen – bei gleichem Verbrauch. Der Club of Rome befeuerte mit seinen erstmals rechnergestützten Prognosen die Endlichkeitsfurcht – mit den bekannten nicht eingetretenen Realitäten. Die Prognosen sind schwierig, auch weil sie vom stetig steigenden Verbrauch abhängen. Beim Erdöl geht man heute von Reserven abbaubarer Felder aus, die über 40 Jahre reichen. Hinzu kommen Ressourcen in möglichen Feldern. So gesehen ist das Öl tatsächlich das knappste Gut, verglichen mit den Reserven bei Erdgas (über 60 Jahre), Steinkohle (120), Braunkohle (340) und Uran (50). Bei Letzterem liegt die Ausnutzung heutiger Brennelemente nur bei 5 Prozent und weitere kerntechnische Möglichkeiten wie schnelle Brutreaktoren oder die Verwendung von Thorium öffnen ein weites Zeitfenster.

Das Erdöl ist immer noch der wichtigste Treibstoff, das universelle Schmiermittel der Weltwirtschaft. Als flüssiges Gut ist es einfach zu transportieren, zu lagern und hinreichend sicher zu verarbeiten. Seine Produkte haben eine hohe Energiedichte, für den dezentralen und den Einsatz in Fahrzeugantrieben ideal. Diese Vorteile in der Handhabung sind durch feste Brennstoffe nicht zu erreichen, deshalb wäre bei zurückgehender Ölförderung und steigenden Preisen die Kohle- und Gasverflüssigung die Folge. Aber zunächst würden neue Fördermethoden genutzt.

Hoffnungsträger Erdgas

In vielen Anwendungen hat sich Erdgas seinen Platz erobert. Es ist emissionsgünstiger in Verbrennungsprozessen, die Vorkommen sind breiter verteilt und damit ist es politisch sicherer. Neue Fördermethoden führen zur Erschließung von Schiefer- und Tight-Gas-Vorkommen und steigern die Reichweite.

Seit 2000 hat sich in Deutschland die Erdgasfördermenge halbiert infolge der Erschöpfung einiger Felder und der Blockade des Frackings. Obwohl seit 1995 mehrfach ohne negative Folgen gefrackt wurde, hat hier die German Angst die Oberhand gewonnen, und es ist abzusehen, dass die deutsche Erdgasförderung in einigen Jahren enden wird. Bisher sind noch 9,5 Prozent des in Deutschland verwendeten Gases einheimisch, aber 2016 sind die Vorräte gegenüber dem Vorjahr um 16 Prozent geschrumpft. Es ist keine gute Perspektive, bei steigender Weltnachfrage dann selbst als Vollimporteur agieren zu müssen.

Dabei spielt Erdgas in allen Wendefantasien eine Schlüsselrolle. Es soll primär bei Dunkelflauten die Stromversorgung sichern. Praktisch sind Errichtung und Betrieb von Gaskraftwerken allerdings hierzulande wirtschaftlich nicht darstellbar, wie zahlreiche bereits vorhandene in Reserve stehende oder konservierte Anlagen zeigen.

Der CO2
-Ausstoß dieser Anlagen ist netto mit etwa 420 (GuD – Gas und Dampf) bis 640 Gramm pro Kilowattstunde sehr günstig. Die Bruttobetrachtung ist angesichts der äußerst »klimaschädlichen« Methanleckagen bei der Förderung und dem Energieverbrauch beim Transport eine andere. Beispiel Nord Stream: Veritable 366 Megawatt – ein mittelgroßes Kraftwerk – sind nötig, um das Gas von der russischen an die deutsche Küste zu drücken, zum Weitertransport nach Süden steht noch mindestens ein 30-Megawatt-Verdichter. Um eine förderoptimale Gastemperatur zu erreichen, muss es auch vorgewärmt werden. Diese Emissionen bleiben bei den Rechnungen regelmäßig außer Acht. Nun gut, zum Teil entstehen sie in Russland und belasten das deutsche »Klimaziel« nicht, was die deutschen Ökos beruhigen dürfte.

Aschenputtel Kohle

Viele Länder können sich den Import größerer Mengen an Gas und Öl nicht leisten. Braun- und Steinkohle sind in ihren Vorkommen weltweit verbreitet, nicht von Versorgungsengpässen bedroht und vergleichsweise einfach zu fördern. Gleichwohl bedeutet der Abbau erhebliche Umwelteingriffe und im Fall der Steinkohle erhebliche Gefahren für die Bergleute in Schwellenländern mit mangelhafter Arbeitssicherheit. Weltweit steigt der Kohleverbrauch weiter, er wird nicht nur von Verstromung und Wärme, sondern auch von Stahlindustrie und Chemie bestimmt.

Der weltweite Kohlebedarf wird bis 2030 verglichen zu 2010 etwa um 50 Prozent wachsen, die Regenerativen verdoppeln sich in dieser Zeit und werden dann etwa ein Drittel der Energiemenge aus Kohle erreichen. Die wichtigsten globalen regenerativen Quellen sind allerdings nicht Wind und Sonne, sondern Wasserkraft und Biomasse.

Fossile Rohstoffe sind im Erdmantel in fast unerschöpflicher Menge vorhanden, nur ein Bruchteil ist mit heutigen Mitteln gewinnbar. Letzten Endes sind auch sie wie alles Leben und die Erde endlich. Sie werden noch länger genutzt werden, als wir uns heute vorstellen, nicht gleichzeitig erschöpft sein, und somit bleiben Zeiträume, die zu neuen Technologien führen werden. Die Nutzung von Methanhydrat vom Meeresboden, Kernkraftwerke der nächsten Generationen, regenerative Energieanlagen an optimalen Standorten, Biomasse, -gas und -kohle und neue Player im Energiemix werden im Verein mit verbesserter Effizienz in der Anwendung den Energiehunger auch einer wachsenden Weltbevölkerung sichern.

Was wir nicht brauchen, sind panische Ausstiege aus Angst vor der Erschöpfung der Lagerstätten, schon gar nicht national begrenzt, überstürzt und ohne Abwägung der Folgen. Das Beschwören der Endlichkeit ist allerdings ein Hilfsargument der Wendebefürworter. Die große Keule liegt woanders.

Wenn es um den Schutz der Atmosphäre geht, hat sich in oft falscher Verwendung der Klimabegriff durchgesetzt. Alle Sprachpanscherei des Mainstreams wie Klimaschutz, Klimamanager, -sünder, -leugner oder -killer sind schon im Wortsinn Unfug, denn Klima ist nichts anderes als Wetterstatistik über längere Zeit. Kann man Statistik killen? Aber vom Klang her ist der »Klimakollaps« als Grünkampfsprech natürlich attraktiver als etwa eine »irreversible Änderung der Zusammensetzung der Lufthülle der Erde.« Die taz
 führt einen Blog mit »emotionaler Klimaintelligenz« und mit der zeozwei
 gibt es eine eigene Zeitschrift, in der sich alles um CO2
 dreht. Und so wird ein Bahnhof nach der Modernisierung zum »Klimagerechten Mobilitätsverkehrszentrum«. Fragen Sie mal einen Einheimischen nach dem Weg dorthin.

Emissionen und Klima

»Klimaschutz« meint den Schutz der Atmosphäre, das heißt der Luft, vor zu hohen Einträgen vor Treibhausgasen. Wichtiger für hier und heute ist der Schutz vor giftigen Stoffen, der im Immissionsschutzgesetz geregelt ist. Es begrenzt den Ausstoß von Industrie und Kraftwerken hinsichtlich von Kohlenmonoxid, Stickoxiden, Schwefeldioxid und Staub, bei Abfallverbrennung auch Quecksilber. Mit der Einhaltung der entsprechenden Grenzwerte gibt es kaum Probleme.

Im Zentrum der Bemühungen steht aber der Schutz vor Treibhausgasen. Diese werden verantwortlich gemacht für den Treibhauseffekt, durch den ein Teil der von der Erdoberfläche reflektierten Infrarotstrahlung als Gegenstrahlung für eine lebensfreundliche Temperatur sorgt. Bereits über die Intensität dieser Wirkung verschiedener Gase gehen die Meinungen stark auseinander.

Die meinungsführenden Wissenschaftler sehen ein proportionales Verhältnis vom Anteil vor allem des CO2
 (neben dem Wasserdampf mit der höchsten Treibhauswirkung sowie Methan, Lachgas, FCKW sowie einigen anderen Kohlenwasserstoffen) zu einer Erwärmung, andere gehen von einer sättigenden Eigenschaft des CO2
 ab einer gewissen Konzentration aus.

Dass eine Mehrheit der Klimawissenschaftler weltweit die These vom menschengemachten Klimawandel (AGW – Anthropogenic Global Warming) stützt, ist an sich kein Beweis und auch nicht die Rechtfertigung dafür, sie für sakrosankt, ewiglich richtig und nicht anzweifelbar darzustellen. Wissenschaft lebt vom Zweifel, nur so entwickelt sie sich weiter. Alle Absolutismen sind politisch motiviert. Einst war eine Mehrheit der Wissenschaftler überzeugt, dass die Erde eine Scheibe ist, aber ein anderer hatte recht. Traue denen, die die Wahrheit suchen, misstraue jenen, die sie gefunden haben, sagte ein Weiser.

Aus meiner Sicht besteht durchaus die Möglichkeit, dass die Theorie des AGW, des Anthropogenic Global Warming, zutrifft. Es ist aber zu schlicht, Klimaprognosen aus der Emissionssteigerung eines einzigen Treibhausgases, des Spurengases CO2
, abzuleiten und als einzige Einflussgröße auf die Klimaentwicklung herauszustellen. Die – teils abrupten – Klimaschwankungen in der Erdgeschichte lassen sich durch verschiedene CO2
-Gehalte jedenfalls unzureichend erklären. In heutigen Modellen jegliche planetaren, geologischen und solaren Einflussgrößen als konstant anzunehmen ist gelinde gesagt fahrlässig. Hinzu kommt, dass bisher keine der Klimaprognosen eingetreten ist.

Politiker beschließen ein 1,5-Grad-Ziel im Gefühl gottähnlicher Macht. Vorteilhaft für sie ist, dass man damit unbequeme Entscheidungen durchsetzen kann und eine Verifizierung der Klimavorhersage am Ende des Jahrhunderts keinen der heute Lebenden mehr ereilt. Bedenklich auch, dass die Klimavorhersagen der Wissenschaftler auf 2100 fixiert werden. Computermodelle rechnen in Schritten die Entwicklung hoch. Eine deutlich ausgesprochene Klimaprognose für 2025, 2030 oder 2035 wäre verifizierbar.

Theorie und Praxis

Um 2010 zeigten Mangel an Streusalz und Enteisungsmitteln, wie vorsichtig Entscheider mit Klimaprognosen sein sollten und dass man sie keinesfalls mit Wetterprognosen verwechseln darf. Dem Eisschwund in der Arktis steht Wachstum in der Antarktis gegenüber. Kalte Winter werden mit eisfreiem Nordmeer erklärt und: »Es wird kälter, weil es wärmer wird«. Oder das kalte Wetter sei natürliche Schwankung, aber jedes warme Wetter wird als Folge des AGW verkauft. Dazu eine leise eingestandene Erwärmungspause seit mehr als zehn Jahren. Auch ein schlicht proportionaler Zusammenhang des CO2
-Gehalts der Luft zur wie auch immer ermittelten Globaltemperatur ist seit Jahren nicht mehr erkennbar und in Summe zu billig.

Jeder seriöse Meteorologe weiß, dass die dreidimensionalen Strömungen in der Atmosphäre nur mit Differenzialgleichungen höherer Ordnung berechenbar sind und dann mehrere Ergebnisse bringen können. Es ist ein chaotisches System. Deshalb wird es keinen verantwortungsbewussten Fachmann geben, der für mehr als drei Tage eine halbwegs genaue Wettervorschau verantworten wird.

Dabei ist Konsens nicht schwer. Er besteht darin, dass wir Emissionen jeder Art weltweit minimieren sollten. Spätestens aber beim Gedanken an den Weg zur Emissionssenkung unterscheiden sich Populisten von Realisten, die auch an die Kosten und das Machbare denken. Natürlich könnte man in der Dritten Welt massenhaft Solarpaneele und Windkraftanlagen installieren. Setzt man aber das gleiche Geld ein für Effizienzsteigerung oder Wärmedämmung, selbst für die Ertüchtigung alter Kohlekraftwerke, so sind die Kosten zur Senkung der Abgasmengen wesentlich geringer.

Das Ziel sollte eine emissionsarme Wirtschaft sein. Wer in bewährter Schwarz-Weiß-Malerei das Absolute fordert in Form einer umfassenden Dekarbonisierung und Lösungen wie negative Emissionen ins Spiel bringt, muss sich schon als realitätsfern bezeichnen lassen. Heute mit Billionen Dollar und Euro gegen mögliche Klimaflüchtlingsströme am Ende des Jahrhunderts anzuarbeiten und gleichzeitig Kriegen wie in Syrien, der Ukraine und im Jemen nicht Herr zu werden, zeigt die begrenzte Macht von Politik. Unfähig zur Konfliktlösung und zur Vermeidung heutiger Flüchtlingsströme, aber fest in der Überzeugung, Natur beherrschen zu können?

Es ist schlicht unverantwortlich, heute auf der Basis der Theorie des AGW Entscheidungen von höchster Tragweite auf unsicherem Fundament zu treffen. Alle bisher umgesetzten »Klimaschutzmaßnahmen« hängen in ihrer Wirkung von der natürlichen Klimaentwicklung ab und könnten am Ende eine Durchschnittstemperatur um Hundertstel oder Zehntel Grad senken – aber auch gänzlich unwirksam sein.

Kernkraft und CO2


Kernkraft ist eine der emissionsarmen Techniken gegen eine globale Erwärmung, stellt das IPCC fest. Die Tragödie an der japanischen Ostküste, nicht nur in Fukushima, im März 2011 hatte fast apokalyptisches Ausmaß und verlangte Menschen und Land viel ab. Etwa 30.000 Tote und immenser Sachschaden waren die Folge. Der GAU im Kernkraftwerk Daiichi war direkte Folge des Tsunamis, für eine Wellenhöhe von mehr als 13 Metern waren weder das Projekt noch das Sicherheitskonzept ausgelegt. Es gab, auch in den Wochen danach, keine Todesopfer durch Strahlung. Die Reihenfolge der Ereignisse wird heute gern missverständlich formuliert, aber es bleibt dabei: Zuerst fanden Erdbeben und Tsunami statt, danach der GAU (Kernschmelze). Auch die Explosion am Tag danach war auf eine Wasserstoffansammlung zurückzuführen, nicht auf eine nukleare Explosion in Form einer bombenähnlich ungesteuerten Kettenreaktion, diese war aufgrund fehlender kritischer Masse nicht möglich.

Am anderen Ende der Welt, in Deutschland, waren daraufhin die Geigerzähler ausverkauft. In allen Ländern, die die Kernenergie nutzen, fanden Überprüfungen statt, Projekte wurden ausgesetzt und die EU verfügte Stresstests aller KKWs. Es wurden Projekte geändert und Sicherheitstechnik wurde weiterentwickelt.

In Japan setzt sich die Wiederinbetriebnahme der abgeschalteten Kernkraftwerke nach Sicherheitsüberprüfungen fort. Als Ersatz für die ausgefallene Stromproduktion musste das Land erhebliche Mittel für den Import fossiler Energieträger ausgeben – und wurde prompt von NGOs gerügt wegen der »Nichteinhaltung von Klimazusagen«.

Nur in Deutschland gab es einen Ausstiegsbeschluss mit Terminplan, der ethisch-moralisch begründet wurde. Einige andere Länder wie die Schweiz taten ihren Willen kund, die Kernkraftnutzung etwa ab 2030 auslaufen zu lassen oder keine neuen KKW zu errichten. Andere wieder stiegen aus dem Ausstieg aus. Schweden begründet dies mit dem Vorhaben, bis 2045 die Emissionen aus der Energiewirtschaft auf null zu drücken. Dazu endet 2019 die Atomstromabgabe, um Investitionen in neue Reaktoren zu erleichtern.

Der deutsche Atomausstiegsbeschluss ist der Kernpunkt der Energiewende. Der damalige Umweltminister Röttgen machte folgende Milchmädchenrechnung auf:

Anteile an der Stromerzeugung 2011: Kernkraft 23 Prozent, Regenerative 17 Prozent. Ausbau der Regenerativen bis 2020 auf 40 Prozent und schon ist die Kernkraft ersetzt. Abgesehen davon, dass wir 2020 vermutlich einen EE-Anteil von mehr als 40 Prozent haben werden – diese Rechnung kann nicht aufgehen.

Zunächst eine Entschuldigung an alle Milchmädchen, denn diese wissen, dass die Milch regelmäßig und nach Bedarf geliefert werden muss. Dieses Wissen braucht ein Politiker nicht, um ins Amt des Umweltministers zu gelangen. Er kann Jurist sein oder anderes, wichtig ist das Parteibuch.

Der GAU in Fukushima führte zur Stagnation des weiteren weltweiten Ausbaus der Kernkraft. Projekte wurden zurückgestellt, bestehende Kraftwerke intensiv geprüft. In Japan werden die meisten der 2011 aus Sicherheitsgründen abgeschalteten Kernkraftwerke wieder in Betrieb genommen. China hat inzwischen sein 46. Kernkraftwerk hochgefahren, allein Russland hat 34 Verträge für den Export von Reaktoren in die ganze Welt, über 23 weitere wird verhandelt. Deutsche Medien berichten über diese Information meist nicht. Sie stören das deutsche offizielle Weltbild einer Weltgemeinschaft, die der hiesigen Energiewende vermeintlich folgt.

Der Atomausstieg hilft »dem Klima« nicht, im Gegenteil. Deshalb ist es schon an Satire grenzende Paradoxie, wenn Bündnisse wie die »Klimaallianz« gegen Kernkraft kämpfen und für Windkraftanlagen im Wald.

Tank oder Teller

Nur marginal helfen »Erneuerbare« der Netzstabilität. Laufwasserkraft und Biomasse speisen kontinuierlich ein und sind grundsätzlich regelbar (zu Pumpspeicherwerken später mehr). Leider sind die Möglichkeiten der Hydroenergie aufgrund der geografischen Verhältnisse in Deutschland weitgehend ausgereizt und wir können nur neidvoll in die Alpenländer und nach Skandinavien schauen.

Biogas- und Biomasseanlagen kommen auf gut 7.000 Benutzungsstunden im Jahr und sind regel- und planbar zu betreiben. Allerdings ist die EEG-Novelle 2014 für die Biostromer eine schlechte Nachricht. Die Festlegung des Zubaukorridors auf 100 Megawatt pro Jahr, die Einschränkung auf Abfall- und Reststoffe und eine abgesenkte Vergütung lassen keine gute Zukunft ahnen. Bei 20-jähriger Anlagenlebensdauer und abnehmendem Zubau könnten Mitte der 2030er-Jahre Biogas und -masse aus dem Mix fast wieder verschwunden sein – wohlgemerkt zu einer Zeit, in der die deutschen Kernkraftwerke nicht mehr verfügbar sind und die Kohlekraft massiv außer Betrieb gehen soll. Biomasse sei eine der tragenden Säulen der Energiewende, so Frau Professor Kemfert vom DIW.

Es ist einer der Grundirrtümer der »Energiewende«, dass Wind und Sonne die grund- und regellastfähigen konventionellen Kraftwerke ersetzen könnten. Die nächste Weltklimakonferenz sollte konstante Windgeschwindigkeit beschließen, dann könnte das Erwärmungsziel erreicht werden.

Die Besonderheit der Stromproduktion besteht in der Abhängigkeit zum gleichzeitigen Verbrauch. Nur dann sind das Gleichgewicht und sein messbarer Parameter, die stabile Netzfrequenz, gegeben. Für den Sekundenbereich hat auch ein großes Netz eine allerdings sehr überschaubare Speicherwirkung. Fällt in der Türkei ein Großkraftwerk aus, macht sich dies im spanischen Netz nach knapp fünf Sekunden bemerkbar in Form eines kleinen Frequenzabfalls. Danach wird dieser durch die Primärregelung der konventionellen Kraftwerke (Wärmekraftwerke und Wasserkraft) ausgebügelt. Das geschieht, indem zunächst die Turbosätze gemäß ihrer Kennlinie in der Leistung anziehen und daraufhin mehr Dampf produziert wird oder die Regelventile der Wasserturbinen weiter öffnen. Über die Sekundärregelungen wird im Minutenbereich über zentrale Befehle in den Regelzonen die zu ersetzende fehlende Leistung angefordert. Um die zeitweise anliegende Unterfrequenz über längere Zeit auszugleichen, damit beispielsweise netzgesteuerte Uhren die korrekte Zeit anzeigen, kann sich dies über die Tertiärregelung auch über mehrere Stunden hinziehen.

Der Wind, das himmlische Kind

Dieser kleine Exkurs soll deutlich machen, dass volatile Einspeiser wie die Windkraft aus Sicht der Netzführung eine Störgröße darstellen. Regenerative, mit Ausnahme der Wasserkraft und teilweise der Bioenergie, leisten keinen Beitrag an Netzdienstleistungen und damit zur Versorgungssicherheit. Es kann durchaus zutreffen, dass die erzeugte Leistung aus regenerativen Anlagen der entfallenden Kernkraftwerksleistung im Bereich einiger Minuten entspricht. Das hängt von Wetterlage und Tageszeit ab und ist zufällig. Meist ist es so, dass die Regenerativen mehr oder weniger Leistung bringen, als die abgeschalteten KKW es getan hätten.

Es ist einer der Grundirrtümer der »Energiewende«, dass volatile Einspeiser die grund- und regellastfähigen konventionellen Kraftwerke ersetzen könnten.

Wie groß der Druck der »Erneuerbaren« auf das Netz ist, zeigt dieses Diagramm der letzten Septemberdekade 2016. Die installierte deutsche Gesamtleistung Wind und Solar betrug 88.664 Megawatt. Diese Anlagen erbrachten am 29. September zur Mittagszeit bei entsprechenden Wetterbedingungen 44.120 Megawatt, am 20. September hingegen nur 677 Megawatt. Also sehr viel mehr und sehr viel weniger, als die Kernkraftwerke in Deutschland leisten. Schon daran ist zu sehen, dass die Begriffe »Ersatz« oder »ersetzen« falsch sind.
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An diesen Verläufen sehen wir, dass der Bedarf im Monat September zwischen etwa 40.000 Megawatt (nachts und am Wochenende) und knapp 70.000 Megawatt in der Spitze schwankt. Dazu kommt oben beschriebene schwankende Einspeisung von bis zu reichlich 40.000 Megawatt durch Wind und Sonne.

Die große, im Hintergrund liegende Fläche stellt die installierte Wind- und Solarleistung dar. An der Lastkurve kann man deutlich fünf Werktage und das Wochenende unterscheiden. Die sogenannte Residuallast (Differenz zwischen EE-Einspeisung und Bedarf) wird nur durch den konventionellen Kraftwerkspark gesichert. Wind- und Sonnenenergie fallen teils gleichzeitig, versetzt oder fast gar nicht an. Die Wunschthese des Bundesverbandes Windenergie und anderer, Wind und Sonne würden sich in ihrem Dargebot ergänzen, ist anhand dieser Darstellungen ad absurdum geführt. Es gibt sehr wohl die Dunkelflaute wie auch windreiche Sonnentage. Die These »Irgendwo ist immer Wind« stimmt vielleicht für Russland oder die USA, nicht für Deutschland. Selbst ganz Europa ist zu klein für diesen Wunsch, wenn ein Hochdruckgebiet zentral über dem Kontinent liegt.

Hin und her

Trotzdem blieb im September 2016 die Netzfrequenz konstant und jeder Verbraucher wurde sicher versorgt. Woran liegt das?

Zum Thema »Sauriertechnologie« führte ich schon ein Beispiel an, als in nur etwa neun Stunden über 30.000 Megawatt volatile Leistung aus dem Netz gingen. Der Mainstream spricht darüber ungern, aber die Ausregelung nehmen die vielen noch laufenden Kohlekraftwerke vor, die im Verbund eine beachtliche Laständerungsgeschwindigkeit fahren können. Gern ergehen sich Grüne und NGOs in der Behauptung, die »Tanker« könnten nicht regeln. Unstrittig ist, dass moderne Gaskraftwerke flinker sind und etwa 25 bis 35 Megawatt pro Minute Laständerungsgeschwindigkeit aufweisen. Nur: Sie sind aus Kostengründen kaum am Netz oder fahren im Rahmen der Kraft-Wärme-Kopplung wärmeregelnd. Moderne Braunkohlekraftwerke regeln mit 17 bis 20 Megawatt pro Minute, ältere schaffen 10. Das ist bei einer nahenden Windfront und im Kraftwerksverbund allemal ausreichend. Schwierig sind die Minimumfahrweise und die zeitweise notwendigen Außerbetriebnahmen ganzer Dampfkessel oder Kraftwerksblöcke. Das ist nicht gut für Anlagen, die seinerzeit für die Grund- oder Regellast ausgelegt wurden, so wie ein Auto nicht für ständiges Stop-and-go vorgesehen ist. Sie werden aber dann in der Tat nicht gebraucht und müssen gemäß Einspeisevorrang des EEG vom Netz.

Wer jetzt nach einem Kohleausstiegsgesetz ruft, der sollte sich klarmachen, dass es das Ausstiegsinstrument schon gibt: den Einspeisevorrang. Könnte die Windfront »verstetigt« werden, blieben die Kohlekraftwerke teilweise aus – und die »Energiewende« beim Strom wäre auf gutem Weg. So aber werden die Kraftwerke nach Durchzug des Tiefs wieder angefahren, um die Versorgung zu sichern und zu regeln. Die Aktivitäten der Kohlegegner sollten sich darauf richten, die »Erneuerbaren« grund- und regellastfähig zu machen, anstatt sich wie die Maschinenstürmer gegen Menschen und Sachen gewalttätig zu äußern, wie Pfingsten 2016 in Schwarze Pumpe und Welzow geschehen, wie im Hambacher Forst zu besichtigen, wie bei der Besetzung des Großkraftwerks Mannheim oder bei der Besetzung eines Baggers im Mitteldeutschen Revier.

Der unerklärte Krieg

Die ideologischen Grundlagen der sich gegenwärtig zuspitzenden Konflikte schaffen Politiker und Medien gemeinsam. In einer Mischung aus Unwissenheit, Kalkül und Arroganz begeben sich selbst »Qualitätsjournalisten« vom Spiegel
 in den Bereich nichtzutreffender Informationen. Im üblichen Kohle-Bashing machen sie in »Koalition der Billigen« (Nr. 41/2016):

»Weil Deutschland seine Nachbarländer mit billigem Kohlestrom überflutet, kommt dort der Umstieg auf erneuerbare Energien nicht voran«.

Kein Wort von den extremen Schwankungen in der EE-Einspeisung und dass der Kohlestrom für die Ausregelung, die Netzdienstleistungen wie die Frequenzhaltung und die Blindleistungsregelung erforderlich ist. Volatile Einspeisung allein würde das Netz zusammenbrechen lassen.

Zudem nehmen die Nachbarn auch gern billigen deutschen Strom. So billig wie an der EEX in Leipzig ist er nirgends in Europa, wenn dann noch negative Börsenpreise auftreten, umso besser (solange die eigenen Netze nicht gefährdet werden). Der Stromhandel ist europäisch liberalisiert und marktbasiert, im Gegensatz zum EEG. Der verzerrte deutsche Markt schlägt auf die Strommärkte unserer Nachbarn durch. Sie importieren gern, aber mit der Folge, dass ihre eigenen Erzeuger schwer unter Druck geraten. Der geringere Ausbau regenerativer Anlagen in unseren Nachbarländern ist Folge deutlich niedrigerer Subventionen und abgeschaffter (Tschechien) oder stark beschnittener (Polen, Dänemark) EEGs in diesen Ländern.

Die Schreiber beziehen sich auf den 17. und 18. November 2015:

»Weil die deutschen Braun- und Steinkohlekraftwerke auch an solchen Tagen praktisch ungebremst weiterlaufen
, drückt die deutsche Überproduktion die Strompreise europaweit in den Keller.«

Ein Blick in die Erzeugungs- und Verbrauchskurve
13
 für besagten Zeitraum sorgt für Aufklärung: 28.000 bis 39.000 Megawatt EE-Einspeisung, dazu 45.000 bis 50.000 Megawatt konventionelle Leistung, also im Regelbereich. Von »ungebremst« kann keine Rede sein, denn es wurden brav die Schwankungen durch »Erneuerbare« und den Bedarf ausgeregelt. Der Exportsaldo betrug etwa 7.000 bis 12.000 Megawatt und ergab sich offensichtlich aus Lieferverträgen, denn Abregeln wäre möglich gewesen. Würden Kohlekraftwerke »ungebremst« fahren, flöge uns das Netz um die Ohren und die Schreiber hätten vor einem schwarzen Bildschirm gesessen.

Ist es nun Recherchefaulheit, Zeitmangel oder der Wille, Meinung zu machen? Wissen sie nicht, was sie schreiben, oder schreiben sie nicht, was sie wissen? Das bleibt unklar, nicht die Erkenntnis: Spiegel
 spiegelt Mainstream und Halbwissen.

Wir sehen, der Wind bereitet Sorge. Technisch wird die Problematik durch die Kennlinie der Windgeschwindigkeit zur Leistung beschrieben. Dabei geht die Geschwindigkeit in der dritten Potenz ein, das heißt, eine Verdopplung der Windgeschwindigkeit führt zu achtfacher Leistung, flaut der Wind wieder ab, bricht die Leistung genauso schnell wieder ein. Bei etwa 90 Kilometern pro Stunde folgt die Abschaltung durch den Anlagenschutz, was wegen des Leistungseinbruchs in den Netzleitstellen nicht für besonders große Freude sorgt.

Das Erreichen der Nennlast der Windkraftanlagen hängt von der Laune des Wetters ab. Im Landesdurchschnitt gibt es für circa 1.600 Stunden die volle Leistung, in Süddeutschland für etwa 1.100 Stunden. Die geordnete Dauerlinie der Windeinspeisung stellt sich so dar:
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Erkennbar an der unteren Linie ist die Einspeiseleistung aller Windkraftanlagen (WKA) im Jahr 2013. Auf der Abszisse sind die Jahresstunden angegeben.

Damals waren 33.730 Megawatt Nennleistung installiert und es ist augenfällig, dass nur für 1.314 Stunden (15 Prozent des Jahres) die gefahrene Leistung 10 Gigawatt, also etwa ein Drittel der installierten Leistung, überstieg. Selbst eine Verdopplung der installierten Leistung (obere Linie) würde die Lage nicht verbessern vor dem Hintergrund des ganzjährig anliegenden und mit dem großen Pfeil gekennzeichneten Bedarfs (Last).

Unter dem Druck der Realitäten denkt nun die Bundesnetzagentur über eine Begrenzung des jährlichen Windkraftzubaus auf 900 Megawatt im Norden nach. Dies würde das nördliche Niedersachsen, Bremen, Hamburg, Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern betreffen. Der niedersächsische grüne Umweltminister singt daraufhin wieder das alte Lied vom »verstopfenden« Atom- und Kohlestrom.

Ich bin auch dafür, diesen einfach mal abzuschalten.

Musste früher nur nach dem Bedarf der Kunden geregelt werden, der aus bekannten Lastprofilen gut vorhersehbar war, dringt nun viel oder wenig regenerativ erzeugter Strom wetter- und tageszeitabhängig ins Netz. Der Lauf der Sonne ist gut vorhersagbar, die Bewölkung eher nicht. In den Zeiten höchster Netzlast steht auch die Sonne am höchsten, was zumindest werktags von Vorteil ist.

Ein Weg, den Schwankungen zu begegnen, liegt in der besseren und gleichmäßigeren Verteilung des Stroms. Deutschland hat traditionell eines der am besten ausgebauten und dichtesten Netze der Welt, auch wenn Lücken als Folge der Teilung noch bestehen. Da heute auf allen Spannungsebenen und vor allem in dünn besiedelten Gegenden eingespeist wird, trifft der nötige Ausbau auch alle Spannungsebenen vom Höchstspannungs- bis zum Verteilnetz. Traditionell sind Baumaßnahmen im Netz mit aufwendigen Planverfahren unter Einbeziehung aller Träger öffentlicher Belange und zunehmend der organisierten Bevölkerung notwendig. Diese Maßnahmen dauern wesentlich länger als die Errichtung einer Freileitung selbst. Durch den Atomausstiegsbeschluss deuten sich in Süddeutschland Netzengpässe an, die Druck auf den Netzausbau erzeugen.

Lange Leitung

Aber auch da gehen die Meinungen auseinander. Während die Mehrheit der Fachleute, Wissenschaftler und Politiker den zügigen Ausbau fordert, zieht Professor von Hirschhausen vom DIW den schrägen Vergleich zu einer Autobahn. Dort sei auch manchmal Stau und der von der Bundesregierung ermittelte Ausbaubedarf von 3.600 Kilometern sei nicht nötig. Ihm ist es offensichtlich recht, dass Phantomstrom bezahlt wird. Der Stau auf der Autobahn ist lästig, der Stau im Netz kann es zusammenbrechen lassen.

Wenn in Bayern die Neutronen nicht mehr flitzen, muss der Strom von außen kommen, bei aller Euphorie ob vorgeblicher dezentraler »Versorgung« durch Wind und Solar. Die Netzbetreiber haben dafür eine große Nord-Süd-Verbindung mit dem griffigen Namen »SuedLink« vorgesehen. Verständlich, dass die Bürger wenig begeistert sind, wenn Masten in die schöne bayerische Landschaft gesetzt werden sollen. Zwar bewegen sich die Masten nicht wie die WKA und erzeugen auch keinen Infraschall, aber als Munition dagegen lässt sich vermuteter Elektrosmog immer gut einsetzen. So brodelt der Volkszorn, auch mit Unterstützung der janusköpfigen regionalen Grünen, die zwar auch für das Abschalten der KKW waren, aber nur Scheinalternativen bieten können und keine Wählerstimmen verlieren wollen. Für den Erhalt der absoluten Mehrheit der CSU klärte das der Große Horst insofern, als er dem Sigmar die Zusage zur Erdverkabelung abrang. Das fiel diesem wiederum nicht schwer, zahlen wird der Bürger – und zwar den achtfachen Preis einer Freileitung.

Nun muss das komplette Planverfahren neu angeschoben werden inklusive Suche nach einer Trassenführung. Erdkabel sind Punkt-zu-Punkt-Verbindungen, sie können unterwegs nicht angezapft werden. An Anfang und Ende erfordern sie Stromrichterstationen (Konverter), die schon für 600 Megawatt einen Flächenbedarf von 300-mal 300 Meter erfordern. 2025 könnte die Leitung fertig sein. 2022 geht das letzte Kernkraftwerk außer Betrieb.

Für die Ökos ganz schwer verdaulich ist die Tatsache, dass in dieser auch gern »Windschiene« genannten Leitung ein Strommix fließen und auch »böser« Kohlestrom den Weißwurstäquator überwinden wird. Kohlestrom wird noch so lange das Rückgrat der Stromversorgung bleiben, bis eine andere gesicherte Einspeisung zur Verfügung steht. Ein gut gemeinter Rat von mir als Preuße an die bayerische und baden-württembergische Politik: Verlasst euch nicht auf SuedLink. Ihr seid von Nachbarn umgeben, die zuverlässig Kern-, Kohle- und Wasserkraft zu fairen Preisen liefern können. Baut die Grenzkuppelstellen aus und macht langfristige Verträge. Selbst wenn SuedLink fertig ist, kann an der Küste Flaute sein.

Bei allen Diskussionsrunden, die auch die volatile Einspeisung thematisieren, findet sich spätestens in Minute 13 ein Wendebewegter, der aufspringt und »Speicher« ruft. Ja, es gibt Stromspeicher, und zwar mechanische, chemische, elektrische, thermische und virtuelle. Jedes Prinzip und jede Bauart erfüllt in verschiedenen Anwendungsbereichen seinen Zweck.

Strom auf der Halde

Zunächst ist zu erwähnen, dass wir schon gute Speicher haben. Seit etwa 90 Jahren nutzt man in Deutschland Pumpspeicherwerke (PSW), die eine Wassermenge zwischen zwei verschiedenen Höhenlagen bewegen und damit die potenzielle Energie (Lageenergie) des Wassers ausnutzen. Sie stellen die sicherste Art der Speicherung dar und sind mit einem Wirkungsgrad von 75 bis 85 Prozent günstig. Das Speichervermögen aller 30 PSW in Deutschland beträgt etwa 40 Gigawattstunden. Bei einer angenommenen mittleren Netzlast von 60 Gigawatt reicht diese Speicherkapazität dann theoretisch für 40 Minuten Versorgung aus.

Die Überlegungen, welche Speicherkapazitäten man für eine vollregenerative Versorgung aufbringen müsste, gehen auseinander. In die Größenordnung von mehr als 1.000 neuen Werken müsste man sich schon begeben, um eine längere Dunkelflaute zu überstehen. Wenn dann durch die Sektorkopplung auch noch elektrisch geheizt und gefahren wird, vervielfacht sich das. Professor Sinn machte das Speichererfordernis in einem eindrücklichen Vortrag
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 deutlich.

Neue Projekte, so in Atdorf im Hotzenwald, in Riedl bei Passau und Heimbach am Mittelrhein, sind inzwischen abgesagt. Sie wurden von Umweltschützern bekämpft und durch politische Entscheidungen benachteiligt. Damit waren sie derzeit wirtschaftlich nicht darstellbar. Nicht nur, dass PSW netztechnisch nicht als Speicher, sondern als Verbraucher behandelt werden und damit Netzgebühren zahlen müssen, jetzt droht eine Novelle des KWK-Gesetzes (Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz), das Speichern endgültig unwirtschaftlich zu machen. Auf Druck der EU sollen PSW künftig die volle KWK-Umlage zahlen und sogar rückwirkend. Die Wahrscheinlichkeit, dass in Deutschland neue PSW gebaut werden, dürfte angesichts dieser Randbedingungen gering sein.

Gern werden norwegische Pumpspeicherwerke ins Feld geführt. Zunächst: Es gibt sie nicht. Bei drei der 1.250 norwegischen Wasserkraftwerke denkt man über eine Pumpfunktion nach. Die Norweger sind mit einer 99-prozentigen Wasserkraftversorgung gesegnet, die sie meist über Stauseen realisieren. Die Nutzung als virtuelle Speicher wäre möglich, indem deutscher Windstrom ins dortige Netz gespeist wird und die Speicherseen zeitweise angestaut werden, solange es die hydrologischen Bedingungen zulassen. Dafür sollen künftig drei HGÜ-Unterseekabel (HGÜ: Hochspannungs-Gleichstrom-Übertragung) zur Verfügung stehen, die natürlich auch Konverterstationen brauchen. NorNed (in Betrieb), NordLink (ab 2019) und NorGer (nach 2020) sollen die Wende sichern helfen. Sind dann alle in Betrieb, können 3.500 Megawatt in jede Richtung fließen. Das reicht, um die jetzt noch laufenden KKW Brokdorf und Emsland und ein halbes Grohnde zeitweise durch gesicherte Leistung zu ersetzen. Gern werden die Norweger, wie heute schon die Österreicher, niedrige und negative Börsenpreise an der EEX für den Import nutzen, um in Spitzenzeiten quasi denselben Strom nach Deutschland teuer zurückzuverkaufen.

Batteriespeicher sind für den großtechnischen Einsatz sowohl wegen der Investitions- als auch Speicherkosten nicht als Lösung anzusehen, auch wenn einige Versorger Pilotprojekte gestartet haben.

Die größten Hoffnungen ruhen auf der Power-to-Gas-Technologie (PtG). Der Vorteil dieser besteht darin, dass die Speicherung in Form von Wasserstoff oder Methan erfolgt, in den Gasleitungen großes Speicherpotenzial besteht und eine Rückverstromung nicht zwingend nötig ist, sondern eine Verwendung im Wärme- oder Treibstoffmarkt erfolgen kann. Das Prinzip über Elektrolyse durch überschüssigen regenerativen Strom und Methanisierung des so erzeugten Wasserstoffs ist hinreichend bekannt. Nachteilig ist der über alle Prozessschritte betrachtet grottenschlechte Wirkungsgrad und der hohe apparatetechnische Aufwand. Die Prozesskette mit Zurückverstromung des Windstroms erfolgt im günstigsten Fall mit einem Wirkungsgrad von etwa 30 Prozent. Jeder Windmüller, der Geld verdienen will (und das sind wohl alle), ist gut beraten, den Strom direkt ins Netz zu speisen oder sich den Phantomstrom bezahlen zu lassen. »Nichts ist teurer, als mit Hilfe von Power-to-Gas gespeicherte Energie aus Solar- oder Windkraft wieder in Strom umzuwandeln«, so Olaf Wollersheim vom Karlsruher Institut für Technologie.

Da die Rückverstromung gänzlich unwirtschaftlich ist und die Wärmenutzung nicht erwünscht, wird sich über PtG langsam der Mantel des Schweigens breiten, auch wenn Greenpeace Energy, Audi und andere das tote Pferd noch eine Weile reiten werden, bevor sie absteigen.

Der Stromerzeugung steht der Verbrauch gegenüber und damit eine andere, beeinflussbare Größe. Die angestrebte 20-prozentige Einsparung bis 2020 wird schwer zu erreichen sein, selbst wenn man eine Sektorkopplung nicht berücksichtigt.

Geiz ist geil

Trotz verbesserter Technik stagniert in den Haushalten der Verbrauch. Wärmepumpen, IT und neue Haushaltsgeräte werden zwar immer effizienter, aber ihre Anzahl steigt. Dazu kommt der auch von Peter Heller beschriebene Rebound-Effekt
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. Trotzdem melden sich immer wieder »Experten« wie Herr Grießhammer vom Öko-Institut, die behaupten, ein durchschnittlicher Haushalt könne »ohne Weiteres« bis zu 50 Prozent Strom sparen. Sagen wir mal so: Sicher gibt es noch vollkommen achtlose Menschen, aber wer bei dem Strompreisanstieg der letzten Jahre noch nicht den Schuss gehört und seine Verbräuche gecheckt hat, der kämpft vermutlich noch mit ganz anderen Problemen als nur mit der Stromrechnung. Die Einsparmöglichkeiten der anderen Haushalte dürften sich in Grenzen halten und eine steigende Anzahl von Singlehaushalten erhöht den Bedarf.

Wenn durch die Sektorkopplung neue Verbrauchssegmente hinzukommen, steigt die Stromrechnung – sicherlich zugunsten sinkender Kosten für Gas oder Benzin. Die Weichen werden schon gestellt. So plant die EU, eine Verordnung zu erlassen, die jedem Bauherrn vorschreibt, eine Ladesäule für das E-Mobil vorm Haus vorzusehen. Die Absicherung des dann erheblich steigenden Strombedarfs wird ein Herkulesakt. Die Solarenergie steht für die Anwendung im Wärme- und Mobilitätsbereich nur antizyklisch zur Verfügung. Autos fahren tagsüber und werden nachts geladen. Heizstrom braucht man am meisten im Winter, wenn die Sonne nur knapp über dem Horizont steht. Der Vorteil dieser Stromanwendungen ist, dass mehr Grundlast erforderlich ist und die konventionellen Erzeuger wieder mehr ins Geschäft kommen könnten – was allerdings nicht beabsichtigt ist.

Dennoch gilt, dass Elektrizität die höchste und edelste Form der Energie ist. Sie wieder in Wärme zu verwandeln, ist Verschwendung. Warum erst Biomasse verbrennen und verstromen, um wieder Wärme zu erhalten? Stefan Fassbinder findet dazu einen treffenden Vergleich: Mit Strom heizen ist, wie Möbel verbrennen, die sich nicht verkaufen lassen. Aber warum stellt man dann die Möbel erst her?

Ein anderer Weg zum Ausgleich der Schwankungen ist die Steuerung der Verbraucherseite, das so genannte »Demand-Site-Management« (DSM).

Auch diese Idee ist nicht neu, wie die Betreiber von Nachtspeicherheizungen und Wärmepumpen wissen. Indem sie Sperrzeiten in Kauf nehmen, erhalten sie in der restlichen Zeit den Strom billiger. Großverbraucher wie die Essener Aluminiumhütte Trimet sind aktiver. Auf Zuruf fährt man dort auch mal die Schmelzwannen zügig runter, um das Netz zu retten. Belohnt wird das vom Netzbetreiber mit 400 Euro pro gesparter Megawattstunde, also 40 Cent pro nicht verbrauchter Kilowattstunde. Der Netzbetreiber legt das dann auf die Netzgebühren um. Alles klar.

Intelligente Rationierung

Das Prinzip finanziellen Vorteils müsste beibehalten werden, will man das DSM ausweiten und flexibel entsprechend dem schwankenden Angebot die Nachfrage steuern. Die Bereitschaft, nachts zu bügeln oder die Wäsche zu waschen, könnte nur durch sehr billigen Strom geweckt werden.

Damit kommen wir zum zweiten Grundirrtum der Wende. Alle Überlegungen zum DSM gehen davon aus, dass ein hohes Stromangebot mit einem niedrigen Preis pro Einheit, also pro Kilowattstunde, verbunden ist. Genau dies ist aber nicht so, das Gegenteil ist der Fall. Hohes Angebot im Netz entsteht durch große Mengen abnahmepflichtigen und teuren EE-Stroms. Dazu ein Beispiel:

Setzen wir eine ähnliche Netzlast in der Größenordnung von 60 Gigawatt voraus, nehmen wir an, diese Netzlast liegt für eine Stunde an, so kann man folgende überschlägige Rechnung anstellen:


Wenig EE im Netz:
 10. Oktober 2016, 6 Uhr, konventioneller Anteil 56 Gigawatt, Börsenpreis circa 50 Euro pro Megawattstunde (der größere Teil des gelieferten Stroms erfolgt aber auf der Grundlage von Langfristverträgen und dürfte um die 30 Euro pro Megawattstunde liegen), EE-Anteil 8 Gigawatt, durchschnittliche EE-Einspeisevergütung 16,1 Cent pro Kilowattstunde (Angabe vom BMWi) ergibt für diese 64 Gigawattstunden einen Rohpreis (für deutsche Kunden) von

4,088 Millionen Euro.


Viel EE im Netz:
 22. Mai 2016, 12 Uhr, konventioneller Anteil 23 Gigawatt, Börsenpreis 5,65 Euro pro Megawattstunde, EE-Anteil 45 Gigawatt mit Einspeisevergütung wie oben ergibt für diese 68 Gigawattstunden

7,375 Millionen Euro.

Auf welcher wirtschaftlichen Grundlage soll ein Versorgungsunternehmen den Kunden zu Zeiten hohen wetterbedingten Stromangebots ein preislich vorteilhaftes Angebot machen? Ursache dieser marktfernen Konstellation ist das EEG mit festen Vergütungen. Nur mit weiteren Subventionen wäre ein »smartes« Strompreismodell machbar.

Wie weiter oben angeführt, reden fast alle von der »Energiewende« als der Stromwende. Im Heizungsbereich ist von einer Wende nichts zu sehen, die Heizungskeller bleiben weitgehend fossil. Im Jahr 2015 ging die Installation von Scheitholz-, Pellet- und Hackschnitzelheizungen um 18 Prozent zurück, dafür stieg der Einbau von Öl-Brennwertkesseln, sicher auch aufgrund niedriger Ölpreise, um 30 Prozent. Die Investitionen in Umgebungswärme nutzende Wärmepumpen blieben in etwa gleich, hier behindern die hohen Strompreise das Wachstum. International gibt es einen deutlichen Aufwärtstrend.

Kaum Sonne im Heizungskeller

Auch die »Kellerkraftwerke«, die Blockheizkraftwerke bis 50 Kilowatt Heizleistung, gingen in 2015 als Neuinvestition um 18 Prozent zurück. Wurden 2009 noch bei 45 Prozent aller Heizungsinvestitionen regenerative Energien eingebunden, war dies 2015 bei nur noch 19 Prozent der Fall.

Schiere Wunder erwartet man sich von der Außenwanddämmung von Wohnhäusern. Eine gut organisierte Lobby der Dämmstoffindustrie trommelt ohne Unterlass und schickt bekannte Gesichter in die Werbung. Nach Jahren des Verpackens von Häusern reift langsam die Erkenntnis, dass die meist über Wärmedämmverbundsysteme (WDVS) erfolgte nachträgliche Dämmung vor allem bei älteren Gebäuden nicht nur architektonisch, sondern auch bauphysikalisch von Nachteil ist. Teure Investitionen bringen weit weniger Einsparung als erwartet, vor allem, wenn Feuchtigkeitsprobleme auftreten und zusätzlich oder mit extra notwendigen Anlagen gelüftet werden muss. Die Amortisationszeiten übersteigen dann oft die Lebensdauer der Eigentümer.

Begleitende Probleme wie die Brandgefährlichkeit von Styropor und die seit dem 1. Oktober 2016 gültige Einordnung HBCD-haltigen (brandhemmenden) Polystyrols als Sondermüll macht den Hausbesitzern Sorge. Wer jetzt die Dämmung erneuern oder reparieren muss, etwa weil Vögel Nester darin bauten, sieht sich nochmals erheblichen Kosten gegenüber. Aufgrund dieser Erfahrungen werden viele Hausbesitzer ihren Dämmwunsch neu überdenken. Auf die Bauherren warten dennoch schwere Zeiten, denn regierungsamtlich werden die Bauvorschriften bezüglich der Wärmedurchgangskoeffizienten stetig angezogen in der Annahme, dadurch jede Menge CO2
 einzusparen. Danach folgt die politische Empörung über steigende Mieten durch raffgierige Bauherren.

Zum Thema Verkehrswende und seine populistische Form, die Elektromobilität im Individualverkehr in Form der Stromer, ist viel gesagt und geschrieben worden. Die Folgen des versuchten und misslungenen Umstiegs im Verkehrswesen werden schon an den Preisentwicklungen deutlich. Die Bahn als ökologische Vorzugsvariante muss eine anteilige EE-Umlage zahlen, was zu einem 100-prozentigen Preisanstieg seit dem Jahr 2000 führte. Der Ticketpreis für den öffentlichen Personenverkehr, früher solide gestützt aus den Energieeinnahmen der Stadtwerke, stieg um durchschnittlich 73 Prozent. Autofahrer greifen nur 20 Prozent tiefer in die Tasche, was sich durch die Maut künftig steigern dürfte. Die Schuhpreise legten im gleichen Zeitraum nur um 9 Prozent zu. Nur eine kleine vergleichende Randbemerkung.

Verkehr verkehrt

Werktags kommt man günstig, aber »klimaschädlich« ab Köln mit dem Flieger nach München – schon für etwas über 70 Euro. Die Bahn nimmt 142 Euro, Bahncard und Sonderangebote allerdings nicht betrachtet. Die Elektrifizierung der Luftfahrt ist in Hendricks Klimaschutzplan noch nicht drin. Die Verkehrsemissionen betrugen 1990 noch 164 Millionen Tonnen CO2
. 2015 betrugen sie 164 Millionen Tonnen. An der Börse sagt man dazu Seitwärtsbewegung, in der Politik handelt es sich um Realitätsverlust und fehlende Lernfähigkeit.

Der Zustand der Strom-, Wärme- und Verkehrswende kann im Sinne der Urheber nicht zufriedenstellen. Das hindert Politiker nicht, die Geschwindigkeit in der Sackgasse zu erhöhen und noch mehr Bürgergeld in absehbar nicht erfolgreiche Vorhaben zu pumpen.

Der »Energiewende« liegen vier Ziele zugrunde:

Zunächst geht es um den Atomausstieg. Niemand zweifelt daran, dass der Ausstiegsplan bis 2022 umgesetzt werden wird, völlig unabhängig davon, welche Regierung die Macht innehat. Sollte wider Erwarten eine Laufzeitverlängerung ins Gespräch kommen, werden die Betreiber dies verweigern, denn die Kapazität der Brennelemente ist auf den Abschaltzeitpunkt hin berechnet und eine teure Neubeladung wäre vor dem Hintergrund deutscher Energiepolitik ein Hochrisiko.

Weiterhin sollten die Strompreise nicht stark steigen, ein Punkt, der voll verfehlt wurde, ohne das jetzt näher auszuführen.

Die beabsichtigte Emissionssenkung von CO2
 – Punkt drei – ist logischerweise durch die Abschaltung der Kernkraftwerke als emissionsarme Grund- und Regelenergieproduzenten ausgeblieben. Insider prophezeiten dies, »Experte« Trittin tat es 2011 als Polemik der Lobby ab. Jedenfalls hat Kohlekraft die Aufgabe gleitend übernommen.

Die Versorgungssicherheit – Punkt vier – hat nicht gelitten, wenn man die Ausfallzeiten betrachtet. Diese sind immer noch gering und weltweit Spitze. Betrachtet man jedoch den Aufwand, der zur Erhaltung nötig ist (Regelleistungsaufwand) und die Anzahl der Noteingriffe (Redispatch), 6.300 an der Zahl in 2015, ergibt sich ein anderes Bild. Die Kosten dafür sind in vielen Quellen benannt.

Wie lange noch?

Vergleichen wir zwei Autofahrer, die die gleiche Strecke zurücklegen. Einer rollt gleichmäßig durch, der andere hantiert heftig mit Gas und Bremse, muss drei Vollbremsungen machen und viermal ausweichen. Beide kommen unversehrt an. Also bei beiden alles in Ordnung? Wir fahren derzeit mit Gas, Bremse und Ausweichmanövern und die Versorgungssicherheit ist hoch, auch wenn hessische Unternehmer schon Wettbewerbsnachteile durch Stromausfälle beklagen. Die Anzahl der Stromausfälle länger als drei Minuten sei in den letzten zwölf Monaten um ein Drittel gestiegen. Da wird jeder Investor, nicht nur im Bereich der Hochtechnologie, lange darüber nachdenken, ob er in Hessen noch Geld einsetzen soll.

In Deutschland gibt es 17 mehr, meist aber weniger durchdachte Energiewendevorhaben, die man kaum als Konzept oder Plan bezeichnen kann. Im Wesentlichen beinhalten sie Ausbaupfade für regenerative Energieträger, das Thema Netze kommt kaum vor und in puncto Speicher finden sich, wenn überhaupt, wolkige Formulierungen, die zur Forschung auffordern und auf der Hoffnung auf noch zu erfindende neue Speichertechnologien beruhen.

Die Ausbauziele der Bundesländer addieren sich zu 170 Gigawatt regenerativer, überwiegend volatiler Einspeisung. Der Bedarf im Land schwankt heute zwischen etwa 40 und 80 Gigawatt. Alle Flächenländer wollen Strom exportieren und verdienen. Die Bundesregierung hat bisher diese Pläne nicht zusammengeführt, und es gibt keine Gesamtstrategie. Ob in der Bundesregierung jemand sitzt, der den Überblick hat? Dies ist zu bezweifeln, denn die Inthronisierung des neuen Bundespräsidenten und der beginnende Wahlkampf beanspruchen Zeit und Kraft, hindern aber nicht daran, für 2050 noch einmal Ziele festschreiben zu wollen.

Um dennoch weiter subventionierten Strom produzieren zu können, wird dessen Anwendung über die Sektorkopplung zu steigern versucht. Spätestens beim Handling der dann auftretenden gigantischen Schwankungen im Netz dürfte das weltrettende Superprojekt scheitern.

Die Kosten dieser »ehrgeizigen« Unternehmung werden in alle Richtungen diskutiert, mit schöner Regelmäßigkeit jährlich anlässlich der Verkündung der steigenden EEG-Umlage. Das Institut für Wettbewerbsökonomik erstellte eine Studie über den Zeitraum 2000 bis 2025 und die darin aufgelaufenen und noch zu erwartenden Kosten, die neben der Einspeisevergütung noch zahlreiche andere, auch die sogenannten indirekten Kosten, berücksichtigen – Netzausbau, KWK-Umlage, Redispatch, Abschreibungen, die Offshore-Haftungsumlage und anderes.

Die Rechnung, bitte!

Am Ende steht die Zahl 520 gefolgt von neun Nullen und nach 2025 geht es natürlich weiter. Dabei sprechen wir aber nur vom Strom. Halten wir es mit Dieter Nuhr und sprechen einfach von Fantastilliarden an Geld. Offenbar schicken Sonne und Wind doch eine Rechnung.

Vielen Menschen und sogar Politikern schwant, dass da etwas schiefläuft. Selbst die, die es am besten wissen und die Stimme am deutlichsten erheben müssten, werfen sich vor der grünlackierten Correctness in den Staub.

Ein besonders krasses Beispiel ist in der Werbung von E.ON zu finden. »Sag mal, E.ON …?« und die Antwort lautet: Ja, man könne Sonnenstrom speichern. Selbst das gezeigte Beispiel vom Bäckermeister wird in der Praxis mit einem Backofen nicht funktionieren. Die Investition in einen so großen Speicher tätigt der Meister mit Sicherheit nicht. Anstatt in der Werbung etwas Wissen zu vermitteln – derart, dass wir große Mengen Strom eben nicht speichern können –, kriecht ein Großkonzern zu Klimakreuze. Spitzenmanager der Branche geben in ihren Statements zuerst eine Ergebenheitsadresse an die Energiewende ab, bevor sie verschämt anmerken, dass an der einen oder anderen Stellschraube noch gedreht werden müsse. Klartext redet kaum jemand.

Frau Merkel erkannte immerhin schon 2004 (!), dass es auf die Dauer so viele Profiteure der Windenergie gäbe, dass keine Mehrheiten mehr zu finden seien, um das noch einzuschränken. Nach ihrer Fukushima-Reflexentscheidung versucht sie nun, die Energiewendeprobleme durch Aussitzen zu klären.

Um die Kosten in den Griff zu bekommen, hilft nur noch die Streichung des EEG und wohlüberlegte Innovationsförderung als Gegenstück zur Massensubventionierung. Auch ein Quotenmodell zur Stromvermarktung kann sinnvoll sein, in jedem Fall aber, wenn schon Subventionierung, dann aus dem Steueraufkommen. Aber da blockiert Schatzkanzler Schäuble. Er hält die Schatulle zu, weil er weiß, dass eine fiskalische Ausfinanzierung der »Energiewende« jeden Staatshaushalt langfristig ruinieren würde. Er tauscht nicht die schwarze Null gegen »ehrgeizige« rote Klimamilliarden. Dann lieber die Last an die Verbraucher durchreichen, die sich dieser Bürde alternativlos nicht entziehen können.

Da es sehr schwerfallen dürfte, die regenerativen Erzeuger in absehbarer Zeit marktfähig zu machen, sich gleichzeitig aber der Zwang verschärft, konventionelle Anlagen für den Erhalt der Systemsicherheit zu bezahlen, dürfte der Kostentrend in etwa die folgende Form aufweisen.
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Die Wende hilft nicht dem Klima, erst recht nicht den Verbrauchern, dem Mittelstand oder der Industrie, sondern Lobbyisten und Ökokapitalisten, auch wenn es inzwischen viele sind. Über 70 Millionen Bürger im Land müssen direkt und indirekt immer mehr zahlen – damit sich eine etablierte Schicht bereichern kann.

Bisher kamen schon zwei Grundirrtümer des deutschen Sonderwegs »Energiewende« zur Sprache. Zunächst die irrige Vorstellung, man könne kontinuierliche und regelbare Einspeisung
 und damit verbundene Netzdienstleistungen durch wetter- und tageszeitabhängige und im Grunde nicht planbare Einspeisung ersetzen. Obwohl die dahinterstehenden Fakten keineswegs so hochkarätig sind, dass sie der Durchschnittsbürger nicht verstehen könnte, blenden Politiker die Tatsachen aus. Oft beginnen sie, leider auch viele Wissenschaftler, ihre Statements mit »Ich glaube, dass …«. Wissen wäre besser.

Drei Irrtümer – drei Fehler

Die Vermutung ist eine finstere und dahingehend, dass sie sehr wohl um die Zusammenhänge wissen, aber in ihren Handlungen abhängig sind. Und noch dunkler die Erkenntnis, dass dies wohl in allen etablierten Parteien der Fall ist, wie aus deren Programmen hervorgeht.

Der zweite Irrtum besteht in der Annahme, man könne mit viel Geld beliebige Technologien zur Wettbewerbsfähigkeit durchsubventionieren
. Ist dies absehbar wie im Fall der Stromerzeugung mittels Wind und Sonne nicht möglich, werden die preiswertesten Erzeugungstechnologien politisch bestraft, durch Brennelementesteuer, kostenpflichtige CO2
-Zertifikate oder Zwangsstilllegungen. Das nützt den Regenerativen wenig und ist aufgrund der teils nationalen Begrenztheit im internationalen Wettbewerb ein selbst auferlegter Nachteil. Zudem bleiben die Strompreise auf Steigflug und die Emissionen sinken nicht, weil ein großer Sockel (ehemals 40 Prozent) CO2
-armer Stromerzeugung terminiert aus dem Rennen genommen wird. 2022 schlägt Deutschland die Tür zur Kernenergie zu und die moralinsaure Verbotspartei will 2025 auch das letzte Kohlekraftwerk schließen. Willkommen im energiepolitischen Irrenhaus. Propaganda und Ideologie beherrschen das Feld, Lobbyisten zerren im Sinne ihrer Einzelinteressen am großen Tuch, im CO2
-zentrierten Weltbild denkt kaum jemand mehr in Zusammenhängen.

Ich empfehle, die Website von Agora-Energiewende in die Favoritenleiste zu legen und sich den Energiemix im »Agorameter« täglich anzusehen. Das erdet.

Zuletzt glaubt man, im Rahmen des EEG marktwirtschaftliche Effekte
 nutzen zu können. Die Annahme, dass ein hohes regeneratives Stromangebot die Preise für die Verbraucher sinken lässt, ist falsch. Wie oben beschrieben, tritt das Gegenteil ein und damit fehlt die Grundlage für ein sich selbst regelndes (Angebot und Nachfrage) Smart-Grid. Der Versuch, über Ausschreibungsverfahren ab 2017 den Wettbewerb ins EEG zu bringen, wird das Grundproblem höchstens mildern, nicht beseitigen. Zurzeit herrscht ein kruder Brei aus Markt- und Planwirtschaft und der klägliche Rest des Marktes ist so durchreguliert, dass sich kaum noch Investoren für die verteufelten, aber systemsichernden konventionellen Kraftwerke finden werden. Umso überraschender der Einstieg des tschechischen EPH-Konzerns in die ehemalige Braunkohlesparte von Vattenfall Deutschland. Mit dem Blick von außen wird die Zukunft der deutschnationalen Energiewende offenbar anders eingeschätzt als von hiesigen Glaubenspolitikern in ihrem üblichen Zweckoptimismus.

Welche gravierenden Fehler haben zu der gegenwärtigen, wenig Mut machenden Situation geführt? Zunächst wäre die Ad-hoc-Entscheidung zum Atomausstieg
 zu nennen, die wohl in dieser Art der Allparteienunterstützung nur in Deutschland möglich war, wo einer seit Jahrzehnten systematisch mit Atomangst versorgten Bevölkerung eine solche Entscheidung problemlos vermittelt werden konnte.

Die Schnelligkeit der Entscheidung, vor allem aber ihre europäische Isoliertheit, ist einzigartig. Unbenommen davon zeigt sich die Unfähigkeit der EU, in dieser grundlegenden Existenzfrage eine konsistente übergreifende Energiepolitik auszuüben. Anstelle der Regulierung der Antriebsleistung von Staubsaugern wäre die Schaffung eines europäischen End-, besser aber Zwischenlagers, für hochradioaktiven Abfall von großer Bedeutung gewesen und würde vielen Mitgliedsländern enorme Kosten sparen.

Energiepolitische Entscheidungen sind langfristige Weichenstellungen. Jetzt fahren wir auf einem Gleis, ohne zu wissen, ob am Ende ein Prellbock steht, denn der Ausstiegsbeschluss erfolgte in der Annahme eines mindestens linear verlaufenden Zubaus an Einspeiseleistung – und auch gesicherter Leistung, wie selbst die Ethikkommission formulierte. Dieser Trend ist jedoch bei Biomasse und Solar nicht mehr zu erkennen. Und über allem schwebt ein grenzenloser Optimismus und Glauben an die Verfügbarkeit riesenhafter Stromspeicher in nur wenigen Jahren.

Immerhin hat die Ethikkommission noch an gesicherte Einspeisung gedacht, aber das ist lange her. Inzwischen gab es mehrere Klimakonferenzen mit jährlich steigendem medialen und politischen Druck und der Dämonisierung der Kohleverstromung, speziell der Braunkohle. Da im Gebäude- und Verkehrssektor kaum nennenswerte Emissionsminderungen zu erzielen sind, werden Kohlekraftwerke zu Dreckschleudern erklärt, als offenbar am leichtesten zu besiegende Objekte ideologisch bekämpft und inzwischen auch tätlich angegriffen. Da hilft auch nicht die Tatsache, dass nach der deutschen Einheit in den neuen Bundesländern ein kräftiger Modernisierungsschub dazu führte, dass dort der im Schnitt weltweit modernste Braunkohlekraftwerkspark steht und die damit verbundenen Emissionssenkungen maßgeblich dazu führten, dass Deutschland bisher seine Minderungsziele erreichte.

Die Kernkraftwerke werden schon für klinisch tot erklärt, die meisten Aktivisten lassen von ihnen ab. Und wenn die Kohle erst plattgemacht ist, warten in Sichtweite die nächsten Ökoschweine in Form der Automobilindustrie, der chemischen Industrie, der Stahlindustrie …

Der zweite Fehler besteht in der ungesteuerten Flächensubventionierung
 volatiler Einspeiser. Sie bewirkte Massenproduktion mit einer ausgeprägten und letztlich katastrophal platzenden Solarblase. Innovationen auf diesem Gebiet wurden von den Sonnenkönigen zugunsten des schnellen Subventionseuros vernachlässigt.

Die Folge ist eine dauerhaft schädliche Eigendynamik, die sich nicht mehr einfangen lässt. Die EEG-Reform 2016 kommt zehn Jahre zu spät und reicht noch nicht aus. Subventionen sollten nur noch grundlastfähige oder besser regelbare regenerative Einspeiser erhalten. Kombinationen von Wind- und Solaranlagen mit Gaskraftwerken als wirtschaftliche Einheiten sind denkbar. Dann wäre aber die Zeit der Traumrenditen vorbei.

Drittens ist die Ideologisierung der Energiewirtschaft
 ein gravierender Fehler. Unter dem Blickwinkel, dass wir es zuvorderst mit Infrastruktur zu tun haben, mit Zahlen, Daten und Fakten wie Netzknoten, Regelleistungsbedarf, Wärmesenken, Leitungsimpedanzen und Wirkleistungsspitzen kann man sich nur über eine abgehobene, vergeistigte und in Teilen religiös geführte Diskussion wundern. Statt dass die Diskussion von Fachleuten aus der Praxis angeführt wird, fragt man sie heute nicht mal mehr. Die deutsche Energiewende in der jetzigen Form ist nichts anderes als realisierte postfaktische Politik und die Hinwendung vom Markt zum Staat, wie sich an der wirtschaftlichen Perversion negativer Strompreise zeigt.

Energiewende und Religion

Begriffe wie »Energiedemokratie«, »Klimajustiz«, »Energiekämpfe« greifen Raum und lassen alle Interpretationen offen bis hin zu Klassenkampf und Krieg. Der Berliner Energietisch möchte die Versorgung demokratisieren und in Bürgerhand geben. Ich stelle mir vor, wie auf einer Einwohnerversammlung lebhaft darüber diskutiert werden wird, mit welchem Kabel das neue Eckhaus mit Gewerbeeinheit ans Netz angeschlossen werden soll. NYY-J mit 15 oder besser 18 Quadratmillimeter Aderquerschnitt? Und auch Politik kann man mit dem Netz nicht machen, es muss nach EU-Vorgabe diskriminierungsfrei betrieben werden. Missliebige Erzeuger können nicht ausgeschlossen werden.

Typisch für den vorherrschenden linksgrünen Zeitgeist ist folgendes Zitat:

»Entscheidend für die Vermittlung der Energiewende sind aber nicht technische Details oder einzelne Kostensteigerungen, sondern attraktive Visionen, das Aufrechterhalten der Aufbruchstimmung und das Durchhaltevermögen der Politik.«

So Herr Grießhammer vom Ökoinstitut. Achtung: Egal, was es kostet, gute Laune behalten und immer Visionen zur Hand haben.

Auch die Kirchen machen mit, beginnend mit einem Klimapapst. Michael Rosenberger, Professor für Moraltheologie an der katholischen Privat-Universität Linz, hält das Schüren von Ängsten für völlig in Ordnung, da die Angst vor der Klimakatastrophe als eine moderne Form der Gottesfurcht angesehen werden kann. So sollen die Klimaatheisten an die Herde des Herrn herangeführt werden.

Die Protestanten mischen fleißig mit. Kohlegegner in der Lausitz erklären mit dem Segen des evangelischen Kirchenkreises die Energiewende zur »Reformation des 21. Jahrhunderts«. Davon abgesehen, dass Luther hier für eine Infrastrukturmaßnahme vereinnahmt wird, ist das mit der Reformation auch theologisch angreifbar. Schließlich besteht über den Emissionshandel die Möglichkeit, sich mit Geld von (»Klima«-)Sünden freizukaufen. Ist dieser Ablasshandel nicht eher die Gegenreformation?

Für die gegenwärtige konventionelle Stromerzeugung hat sich nun die Bezeichnung »Brückentechnologie« eingebürgert. Auch dies ist eine sprachliche Ungenauigkeit, denn jegliche Technologie bildet eine Brücke, bis sich eine neue, bessere Technologie durchsetzt. Dies funktioniert langfristig nur auf globaler und damit marktwirtschaftlicher Basis, auch wenn deutsche Regulierungsfanatiker meinen, mit dem Ökoparadies im deutschen Energiereservat die Welt mitreißen zu können.

Wir haben so gesehen mit der Stromwende eine Brücke betreten, ohne die Länge der Brücke und das andere Ufer zu sehen. Wir stehen im Nebel und einige besonders Eifrige wollen diese Brücke schon abreißen. Zunehmend wird politisches Handeln auf Basis von Fakten durch emotionsbasierte Entscheidungen ersetzt.

Wie wird das enden? Ich habe in diesem Beitrag »Energiewende« versucht, eine Betrachtung von allen Seiten anzustellen. Die schlechte Nachricht: Das waren nur Schlaglichter, in der Realität ist alles noch komplizierter. Sehr viel komplizierter als beispielsweise der Bau eines Großflughafens BER, mit dem jedoch die Entscheidungshoheit durch Politiker gemeinsam ist.

Wir leben in einem Meer von Informationen, einer Wüste von Wissen und werden von gläubigen Politikern regiert. Wird sich alles zurechtrütteln und irgendwie gut gehen oder fahren wir gegen die Wand?

Der Blick in die Glaskugel

Zwei Varianten sind möglich.

Entweder die Wende versandet unter dem Druck der Naturgesetze. Das wird teuer. Oder politische postfaktische Entscheidungen führen dazu, dass wir vor die Wand fahren, indem das System kippt. Das wird noch teurer und im Fall eines regionalen oder sogar flächendeckenden längeren Blackouts
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 auch Menschenleben kosten. Die bis dahin nur zögerlich abgewanderte Industrie packt dann endgültig die Koffer.

Wie es auch ausgehen wird, Politiker werden auch dann nicht über Physik nachdenken, sondern Schuldige suchen. Das sind dann die bösen Konzerne oder die anderen Parteien. Oder alte weiße Männer. Oder Trump. Oder Putin. Trittin verschluckt sich dann vielleicht an einer Kugel Eis, mehr wird ihm nicht passieren.

Behalten wir die Zuversicht an die Vernunft menschlichen Geistes, an den Wandel auch in der Politik und dass dieser künftig die Oberhand gewinnt.


Nachwort

von Enoch zu Guttenberg

Das EEG im Spannungsfeld zwischen Politik, Heimat und Naturschutz

»Der größte Missbrauch ist, wenn von der Macht sie das Gewissen trennt.«

Das formulierte niemand geringerer als William Shakespeare. Welch wahres und gewaltiges Wort! Gnadenloser und mit schöneren Worten als Shakespeares in seiner berühmten Trauerrede des Marc Anton im Drama Julius Caesar
 wurde politischer Zynismus niemals besungen.

Vergegenwärtigen wir uns die Szene:

Auf dem römischen Forum, ganz unter dem Eindruck des eben ermordeten Caesar, zerlegt Antonius mit chirurgischer Präzision alle Motive und alle politischen Begründungen des Meuchlers Brutus, eines Ziehsohns Caesars, und die seiner Mitverschwörer. Und je unleugbarer, je unausweichlicher die Intrigen und Lügen der Verschwörer bewiesen sind, desto eleganter, desto höflicher klingen Antonius’ immer wiederkehrende Grußadressen an den Verräter und dessen noble Mörderbande.

Der edle Brutus

»hat euch gesagt, dass er (Caesar) voll Herrschsucht war;

Und war er das, so war’s ein schwer’ Vergehen

Und schwer hat Caesar auch dafür gebüßt.

Hier, mit des Brutus Willen und der andern.

– Denn Brutus ist ein ehrenwerter Mann,

Das sind sie alle, alle ehrenwert –«

Und so geht es weiter, die Anschuldigungen werden immer erdrückender, die Schuld wird immer schwerer und in Antonius’ Rede werden die Täter immer ehrenwerter … Bis plötzlich die ehrenwerten Masken nicht mehr zu halten sind, die politische Stimmung und die Macht sich zu Antonius hinwendet.

»Schaut her, hier ist er selbst,

geschändet von Verrätern! (…)

Und Brutus ist ein ehrenwerter Mann;

Das sind sie alle, alle ehrenwert!«

Wozu dieser kurze Ausflug in die Weltliteratur?

Weil sich auch in der Energiepolitik längst Macht vom Gewissen getrennt hat. Und so sind wir alle aufgerufen, gegen diese Gesellschaft zu kämpfen, die unsere deutsche Heimat und ihre unvergleichliche Natur und Landschaften schändet und unwiederbringlich zerstört; nicht vergessend, eingedenk der zitierten Trauerrede, diese Gesellschaft eine ehrenwerte
 zu nennen. Mit dem Format eines von Shakespeare erschaffenen Antonius können die furchtbaren Wahrheiten gefahrloser ausgesprochen werden:

»So sind sie alle, alle ehrenwert!«

Wer ist denn nun diese ehrenwerte Gesellschaft, gegen die es zu kämpfen gilt?

Da ist zunächst Professor Hubert Weiger, der Vorsitzende des Bundesverbands Umwelt und Naturschutz, der Folgendes sagt:

»Der Beschluss des Pariser Weltklimagipfels zur Begrenzung der Erderwärmung auf 1,5 Grad erfordert auch in Deutschland weit größere Anstrengungen in der Klima- und Energiepolitik als bisher.«

Das ist eine ehrenwerte Lapidarfeststellung des ehrenwerten Vorsitzenden des BUND, die jeder Abc-Schütze und selbstverständlich auch ich blind unterschreiben würden – wenn dieses hohe Ziel mit dem bisher kontraproduktiven EEG und dessen Windrad- und Fotovoltaik-Wahnsinn erreicht würde. Es wird nur damit nicht erreicht! Stattdessen aber werden unsere wertvollsten Kulturlandschaften und ihre weitgehend noch intakten ökologischen Systeme in ihrer immer noch berückenden Schönheit endgültig vor die Hunde gehen.

Und weiter heißt es in der gemeinsamen Erklärung des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland und des Bundesverbandes Windenergie:

»Die Verbände (also der BUND und der BWE) kritisieren vor allem den vorgesehenen Umstieg auf Ausschreibungen beim Grünstromausbau. Mit den geplanten Ausschreibungen sollen die Erneuerbaren insgesamt gedeckelt und die Windkraft an Land hart ausgebremst werden. Das könnte zu höheren Kosten führen und Investoren abschrecken und so insgesamt der Energiewende schaden.«

Und in diesem Zusammenhang lässt sich auch noch BWE-Präsident Hermann Albers weiter zitieren:

»Bürgerenergie und andere kleine Akteure hätten keine Chance mehr.«

Hermann Albers, wer ist das in dieser ehrenwerten Gesellschaft, welche Rolle spielt er? Er ist der Vorsitzende des Bundesverbands der Windenergieunternehmer. Er will also die schützen, die er »andere kleine Akteure« nennt?

Die vorsichtige Frage sei erlaubt: Wenn tatsächlich ein Umstieg auf Ausschreibungen beim sogenannten Grünstromausbau zu einer »Deckelung der Erneuerbaren« und zu einer harten »Ausbremsung der Windkraft auf dem Land« führen würden – was wir uns ja mit Blick auf die dem Windwahn geopferten Dörfer und Landschaften wünschen –, läge dann nicht die große Chance für die kleinen Akteure gerade darin, nicht mehr länger auf Renditen-Lug-und-Trug hereinzufallen? Würden sie nicht davor bewahrt, mühsam Erspartes treuen Glaubens im wahrsten Sinn des Wortes in den Wind zu schreiben? Denn – Ironie des Zufalls? – zeitgleich mit der gemeinsamen Erklärung des BUND und des BWE erfuhr man im ZDF von Werner Daldorf, seines Zeichens Vorstand des Anlegerverbandes des Bundesverbands Windenergie, dass zwei Drittel der Renditeerwartungen von der Windenergie nicht erfüllt werden könnten. Daher wäre logischerweise auch mit einem Rückfluss des angelegten Geldes nicht zu rechnen.

In einem nicht für die Öffentlichkeit bestimmten Papier des Bundesverbands Windenergie kam im Jahr 2013 heraus, dass für alle Windkraftanleger quer durch die Bundesrepublik vom hohen Norden bis zum tiefen Süden im Schnitt nicht mehr als 2,5 Prozent Rendite erwirtschaftet würden! Die Konsequenzen sind enorm: Ein Fünftel der Betreiber würde nicht einmal die Zweiprozenthürde schaffen – und das vor Steuern und vor Inflation. Was im Klartext hieße und in Zukunft weiter heißen wird, die Anleger im windärmeren Süden müssen riesige Verluste verbuchen. Und die im Norden kämen gerade noch mit einem blauen – allerdings tiefblauen – Auge davon. Nichts also hat sich an dieser Situation geändert!

Wer bitte hätte dann aber nach den Worten des ehrenwerten Präsidenten Hermann Albers bei einer EEG-Reform keine Chancen mehr? Wer würde nach seinen Worten ausgebremst? Wirklich die kleinen Akteure? Wirklich die Bürgerenergie?

Die Wahrheit ist doch eine ganz andere: Die kleinen Akteure, die kleinen Bürgerenergieanleger würden endlich nicht
 mehr betrogen. Und vielleicht blieben ein paar wenige der noch unberührten Mittelgebirgsrücken, vielleicht sogar das Weltnaturerbe um das Greiner Eck, vor dieser brutalsten Grün-Industrialisierung doch noch verschont!

Wenn überhaupt jemand ausgebremst würde, dann vielleicht endlich die Profiteure, also die Projektierer, die Vertreiber und allen voraus die großgrundbesitzenden, selbst ernannten und sich als heldenhaft darstellenden Klimaretter. Diese zu bedauernde, selbstverständlich aber ehrenwerte Gesellschaft müsste möglicherweise plötzlich auf ein paar weitere leicht verdiente Millionen Euro Subventionen der »Energiewende« verzichten, die im Gegensatz zu den Renditen reichlich sprudeln und die tatsächlich von »den kleinen Akteuren« gezahlt werden. Es ist das Geld von Krankenschwestern, Altenpflegern und Kassiererinnen und das Geld von den vielen anderen kleinen Leuten, denen jede Strompreiserhöhung existenzielle Schmerzen bereitet. Das ist die Wahrheit, das ist die Angst, die dieses spätkapitalistische Ausbeutersystem und seine Helfershelfer aus dem ehemalig ehrwürdigen deutschen Naturschutz, die heute weder vor Menschen noch vor Natur und Kultur auch nur die geringste Hemmung haben, umtreibt.

Das sind sie alle, alle ehrenwert!

Die Bezeichnung »spätkapitalistisches Ausbeutungssystem« mag Befremden auslösen, aber was sind denn die von ganz unten nach ganz oben umverteilten 23 Milliarden, die dieser widerwärtige Spuk die Bürger derzeit jährlich kostet? Was ist es denn anderes als modernste Ausbeutung, was ist es anderes als der größte volkswirtschaftliche Skandal, den unsere Bundesrepublik seit der Zeit ihres Bestehens erleben muss? Nichts liegt mir ferner als Klassenkampf. Nichts liegt mir ferner, als die uns Deutschen oft nachgesagte Neiddiskussion zu schüren. Aber die grün-roten Moralapostel und auch die der anderen Parteien müssen sich schon mal fragen lassen, wie viel von ihrer vor sich hergetragenen Moral noch übrig ist und ob sie nicht vielmehr ein System bedienen (um nicht zu sagen: schmieren), gegen das zu kämpfen sie einmal angetreten sind. Denn wie sich diese Energiewende mit deren feierlich links-sozialen Glaubensbekenntnissen eigentlich verträgt, das erkläre uns Frau Dreyer und Herr Al-Wazir, das erkläre uns Herr Kretschmann und insbesondere die smarte Frau Lemke, wenn sich schließlich die offenen Summen der von den EEG-Umlagen befreiten Strom-Großverbraucher auf den Stromrechnungen der alleinerziehenden Mütter und anderer unterprivilegierter Gruppen unserer Gesellschaft anteilig wiederfinden. Das ist keine verantwortbare Energiepolitik. Das ist schon gar keine verantwortungsvolle Sozialpolitik, das ist ein spätkapitalistischer, zum Himmel stinkender Skandal.

Doch Al-Wazir, das ist ein ehrenwerter Mann, das sind sie alle, alle ehrenwert.

Nur nebenbei bemerkt: Als ich noch die Ehre hatte, als Vorstandsmitglied und Sprecher des wissenschaftlichen Beirats des Bundes Umwelt und Naturschutz dem Naturschutz, nicht dem BUND, sondern mit dem Bund dem Schutze der Natur zu dienen, mussten wir uns immer wieder – oft schweren Herzens – verbieten, über Wertschöpfung auf dem Land nachzudenken. Damals nämlich bedeutete Wertschöpfung auf dem Land
 in den meisten Fällen radikale Flurbereinigung und damals wie heute brutale Zersiedlung bäuerlicher Kulturlandschaft durch mittelständische Industriegebiete. Über diesen hohen, diesen schlimmen Preis klärten wir auf und schreckten zurück – und einige mit uns.

Doch nun ist die Zerstörung sanktioniert und wundersam vereint mit der Wertschöpfung auf dem Land, und zwar durch die Windkraftindustrie. Es wurden noch nie so viele Kommunalpolitiker so offen geschmiert wie während dieser genialen Energiewende. Ich jedenfalls wusste bis zu dieser
 Wende nicht, wie korrupt unser Land mittlerweile geworden ist …

Gemessen an diesen schon damals unverzeihlichen Sünden sind die Heimsuchungen von heute Kriegsverbrechen in dem widerlichen Vernichtungskampf unserer Endverbrauchergesellschaft gegen die uns eigene, uns schützende, uns nährende, uns Identität stiftende Heimat und Natur. Allen voraus stürmen die ehrenwertesten Spitzenpolitiker der Grünen und die ehrenwertesten BUND-Funktionäre, um all das ideologieerblindet wieder zu zerstören, was wir als Naturschutz-Altvordere vor 50 Jahren gegen den Rest der Welt zu schützen ausgezogen waren.

Die täglichen Frontabschnittsmeldungen aus ganz Deutschland sind der blanke Horror! Nichts mehr ist heilig, nichts mehr sicher vor dieser fatalen Zerstörungswut. Nehmen wir Freitag, den 12. Februar 2016 als Beispiel für einen dieser vielen schwarzen Tage: Das Regierungspräsidium Darmstadt verkündet über die immissionsschutzrechtliche Genehmigung von vier Windkraftanlagen kühl den Sofortvollzug der Hinrichtung des Greiner Ecks bei Hirschhorn, einem EU-geschützten Flora-Fauna-Habitat, das als Weltnaturerbe zum Geo-Naturpark Bergstraße-Odenwald zählt und als UNESCO Global Geopark anerkannt ist.

Halten wir fest, wie sich hier für jeden sichtbar Macht von Gewissen trennt. Denn dieses Verbrechen an einem Weltnatur- und Weltkulturerbe wird von einer grünen Regierungspräsidentin, der ehrenwerten Brigitte Lindscheid, betrieben und gedeckt. Dieses Verbrechen wird im Übrigen als Initialzündung gewertet für das künftige Siechtum des immer noch mythisch verzaubernden Odenwaldes, dessen sanfte Rücken nämlich für 400 weitere Riesen-Windmaschinen aufgerissen und industrialisiert werden sollen. Und dass dies auch geschieht, das lässt sich aus der trockenen Pressemitteilung der grünen Brigitte Lindscheid hochrechnen:

»Die Prüfung des Antrags der Betreiberfirma durch das Regierungspräsidium sowie die eingeholten Stellungnahmen haben ergeben, dass die Voraussetzungen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz erfüllt werden und damit Beeinträchtigungen durch die betreffende Anlage nicht zu erwarten sind.«

Zynischer kann man für die Zerstörung eines europäischen Schutzgebietes in einem UNESCO Global Geopark nicht argumentieren. Die Pressemitteilung:

»Der umfangreiche Genehmigungsbescheid enthält zahlreiche Auflagen, die für einen ordnungsgemäßen Betrieb der Anlagen sorgen. Die Auflagen beschäftigen sich mit der Einhaltung der zulässigen Lärmgrenzwerte, der maximal möglichen Beschattungsdauer, dem Kranich- und Fledermausvorkommen, dem Eiswurf und auch mit dem Schutz und den Interessen der in der Nähe wohnenden Menschen.«

Macht trennt sich von Gewissen: »Die Auflagen« (im europäischen Schutzgebiet, im UNESCO Global Geopark) »beschäftigen sich mit der Einhaltung der zulässigen Lärmgrenzwerte, der maximal möglichen Beschattungsdauer, dem Kranich- und Fledermausvorkommen, dem Eiswurf und auch mit dem Schutz und den Interessen der in der Nähe wohnenden Menschen.« Man könnte glauben, es handele sich um die Genehmigung eines neuen Industriestandortes einer Badischen Anilin- & Soda-Fabrik in Ludwigshafen. Aber es handelt sich in Wahrheit um einen der schönsten noch unberührten Flecken in Deutschlands Mittelgebirgen. Die Auflagen beschäftigen sich immerhin auch mit dem Schutz und den Interessen der in der Nähe wohnenden Menschen. Den feinen Unterschied zwischen einer Beschäftigung mit dem Schutz der Menschen und dem tatsächlichen Schutz von Menschen und deren Interessen meine ich schon herausgehört zu haben. Weiter heißt es in der regierungspräsidialen Windindustriebaubegründung:

»Die von Denkmalschutzseite vorgebrachten Argumente, dass die Windkraftanlagen zu einer erheblichen Beeinträchtigung der denkmalgeschützten Hirschhorner Gesamtanlage führen würden, sind vom RP geprüft und bewertet worden. In der Abwägung kam das Regierungspräsidium aber zum Ergebnis, dass die Belange des Denkmalschutzes ...«

und ich füge frech hinzu: auch die Belange des Natur- und Landschaftsschutzes

»... nicht höher zu bewerten sind als die Privilegierung der Windkraftvorhaben im Außenbereich.«

Und ich füge erneut frech hinzu: die Natur-, Landschaftsund Denkmalbelange werden von Frau Lindscheid nicht höher bewertet als die Privilegierung der Profiteure, deren Taschen von den Stromrechnungen der kleinen Leute und unser aller Steuergelder überquellen.

Für diese zerstörerischen, nutzlos dummen Übersprungshandlungen, die weder den Klimawandel aufhalten noch eine verlässliche Stromversorgung der Bundesrepublik gewährleisten, steht Frau Präsidentin Lindscheid zusammen mit den anderen beiden eleganten Bulldozer-Damen Lemke und Dreyer in der vordersten Reihe der verheerenden Totengräber unserer deutschen Landschaften und der geliebten Heimat unzähliger fassungslos-entsetzter und sprachloser Menschen. Ich bin mir ganz sicher: Sie werden dafür noch zur Rechenschaft gezogen werden; in jedem Fall – und bald – von ihrem Gewissen.

Doch diese drei sind ehrenwerte Damen, das sind sie alle, alle ehrenwert!

In Deutschland wird – Gott sei’s gedankt! – immer noch der sofort ins Gefängnis geschickt, der im Frankfurter Städel oder in der Alten Pinakothek zu München eine Altdorfer-Landschaft mit Salzsäure übergießt. Ist es nicht ein noch viel anmaßenderer Frevel, liebevolle Kunstwerke der Schöpfung, unsere verbliebene Heimat durch Windräder zu ruinieren? Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten dürfen das wohl und deren Minister auch. Zu gern würde ich den hessischen Ministerpräsidenten Bouffier fragen, ob er sich seiner selbst nicht schämt, spätestens dann, wenn sein Minister Al-Wazir ihn öffentlich an grüner Leine Gassi führt?

Warum hebt bei uns kein Pfarrer, kein Bischof oder Kardinal die Hand und hält den politischen Autoritäten den klaren Auftrag aus der Genesis vor, in der mit ehernen Lettern geschrieben steht, wir hätten Gottes Schöpfung zu bewahren? Wenigstens in einem UNESCO Global Geopark? Ach ja, Entschuldigen Sie bitte, beinahe hätte ich vergessen zu erwähnen: Die evangelische Kirche verdient auch am Greiner Eck und die katholische an vielen, vielen andern Orten.

In einem bewegenden, bedrückend wissenden Aufsatz von Tilman Spreckelsen in der FAZ
 beschreibt er die hinreißenden klassizistischen, im Kölner Wallraf-Richartz-Museum ausgestellten Zeichnungen des Architekten Louis-François Cassas, die schon 1775 die Schönheit von Palmyra belegen, eine Schönheit, die die IS-Terrormilizen der Welt für immer geraubt haben. Tilmann Spreckelsen beendet seinen wunderbaren Bericht mit einem Satz, der im Kontext dieses Themas unvermittelt Tränen in die Augen schießen lässt:

»…von der Überwältigung durch das nie zuvor Gesehene sprechen seine Palmyra-Zeichnungen nicht. Aber von dem produktiven Spannungsverhältnis aus Anschauung und Imagination, dem sich Bilder verdanken, die in unerhörter Wucht von unserem Verlust erzählen.«

Bald werden die Menschen Ausstellungen der Werke von Caspar David Friedrich, Carl Gustav Carus oder Johan Christian Clausen Dahl besuchen müssen, um die unerhörte Wucht der Wehmut über unsere Verluste in Deutschland zu ertragen.

Um Gottes willen: Von welchen eiskalten, skrupel- und kulturlosen Technokraten werden wir regiert?! Von welcher Religion werden eigentlich die Grünen, von welcher Ideologie die Naturschutzfunktionäre verblendet? Wissen sie, was sie tun? Wann endlich wachen sie auf und messen sich selbst an ihren Taten, so wie sie gnadenlos und oft mit Recht jahrzehntelang andere gemessen haben? Hat Frau Lemke den von ihr geschundenen, zerstörten und jetzt ermordeten Hunsrück gesehen? Die Taten der Grünen Lemkes, Al-Wazirs und Weigers sind nicht weniger barbarisch als die der Bilderstürmer und Bücherverbrenner, die seit der Antike alle Jahrhunderte hindurch bis in die jüngste Vergangenheit und Gegenwart blindwütend durch die Geschichte irren. Ob Al Hadre, Mossul oder Palmyra, ob Schwarzwald, Hunsrück oder Odenwald, diese Namen gleichen einander im Maß der Zerstörung. Dieser unbarmherzige, schöpfungs- und menschenverachtende Zugriff in unser aller Eigentum, unsere Heimat, in unsere Landschaften und unsere Kultur ist niederträchtig und gemein. Das grüne »Windkraft durch Industrialisierung« unserer verbliebenen Natur stellt alles, aber auch alles in den Schatten, was uns die ersten 20 Wirtschaftswunderjahre, die ungebremste Wachstumspolitik in den 1970erbis 1990er-Jahren, der Turbokapitalismus nach der Wende und schließlich die Globalisierung an schrecklichen Kollateralschäden in ganz Europa hinterlassen haben. So sind sie die Schlimmsten von allen; der traurigste, der zynischste Treppenwitz der deutschen Naturschutzgeschichte und einer vormals grünen Umweltpartei.

Persönlich darf ich voller Trauer und mit nicht minderem Zorn anmerken: Niemals hätte ich mir träumen lassen, einmal härter gegen den eigenen Naturschutzverband kämpfen zu müssen als jemals zuvor gegen alle Umweltfrevel der letzten 50 Jahre in unserem Land! Und noch weniger konnten meine Freunde und ich uns vorstellen, dass einmal unzählige zivilcouragierte Bürgerinitiativen ihre Heimat, ihre Wälder, ihre Tiere und ihren eigenen Lebensraum vor professionellen Natur- und Umweltschützern und vor grüner
 Politik schützen müssen. Das ist an Perversion nicht mehr zu übertreffen!

Komme mir nun niemand von dieser ehrenwerten Gesellschaft und argumentiere mit CO2
-Ausstoß und Klimawandel. Ein verlogeneres Argument für die Windkraft in Deutschland kann es nicht geben. Die Zahlen sind in der Bevölkerung leider nicht bekannt genug. Die Herren Weiger und Al-Wazir und die Damen Lembke und Dreyer müssen sie kennen: Im Jahr 2013 betrug der CO2
-Ausstoß Deutschlands 2,23 Prozent des weltweiten CO2
-Ausstoßes. Oder andersherum gesagt: 2013 pustete die Weltgemeinschaft 97,77 Prozent Kohlendioxyd in die Atmosphäre und davon das deutsche Volk ganze 2,23 Prozent. Allein diese Zahl rückt die Verhältnismäßigkeit unserer urdeutsch, gefährlich gründlichen, sogenannten Energiewende in ein neues, in ein gefährliches, lächerliches Licht. Den Spott der anderen Länder brachte Sigmar Gabriel in diesem Zusammenhang auf den Punkt:

»In Europa halten uns sowieso alle für Bekloppte.«

Den Spott handelt sich Deutschland spätestens dann endgültig ein, wenn deutlich wird, dass unsere Energiewirtschaft, unter die auch die Stromproduktion fällt, einen Anteil von 43 Prozent des gesamten deutschen CO2
-Ausstoßes hält. So liegt nach Adam Riese, wenn man diese 43 Prozent der deutschen Energiewirtschaft von unseren 2,3 Prozent des weltweiten CO2
-Anteils wegrechnet, der Anteil unserer Energiewirtschaft satt unter 1 Prozent des weltweiten Kohlendioxydausstoßes.


Unter 1 Prozent! Dafür können wir doch nicht unser Deutschland, wie sagte noch Sigmar Gabriel, von irgendwelchen »Bekloppten« endgültig verhunzen lassen! Aber natürlich:

Frau Lemke ist ein ehrenwerte Frau und alle Grünen, alle ehrenwert!

Dass wir uns recht verstehen, jede Tonne CO2
-Emission ist für unseren kranken Planeten erst einmal eine zu viel, aber erstens belegen die eben genannten Zahlen, dass die sogenannte deutsche Energiewende zur Reduzierung des weltweiten CO2
-Ausstoßes keinesfalls geeignet ist und daher auch niemals nur ein Jota zur Eindämmung der Klimaerwärmung beitragen wird.

Wir müssen endlich unsere Hausaufgaben machen. Die sind längst mit rotem Stift im deutschen Klassenbuch eingetragen. Die von der Kanzlerin und Sigmar Gabriel bestellte Expertenkommission für Forschung und Innovation des deutschen Bundestags schreibt sachlich fest:

»Das EEG ist weder ein kosteneffizientes Instrument für Klimaschutz, noch scheint es eine messbare Innovationswirkung zu entfalten«.

Und das Gutachten vom 26.6.2014 wiederholt mit dürren Worten:

»Das EEG sorgt nicht für mehr Klimaschutz, sondern macht ihn deutlich teurer.«

Das heißt doch in einfaches Alltagsdeutsch übersetzt: Das EEG ist wissenschaftlich erwiesener Schwachsinn und Makulatur für unsere Bundesregierung und die Kosten dafür müssen wir alle übernehmen. Und wen trifft es? Wie immer die Schwächsten der Gesellschaft.

Die Hausaufgaben für eine wirkliche Stromwende, wohlgemerkt nur für ein Fünftel unseres Energiebedarfs, sind somit vorgegeben:

Förderung von Forschung und Innovation massiv erhöhen. 15 Prozent des Strombedarfs wurden bisher von Atomkraftwerken abgedeckt, das ist geradezu lächerlich. Könnten diese 15 Prozent nicht durch Einsparung und Innovation abgedeckt werden? Hierzu erklärt die Expertenkommission des Deutschen Bundestags:

»Die festen Einspeisevergütungen des EEG bieten keinen Anreiz zur Entwicklung neuer Technologien.«

Kommentar überflüssig.


	
Maßnahmen, die das Energiesparen der Bevölkerung einfordern. Beispiel: Noch immer benötigt hierzulande der Gebrauch von Standby-Geräten die Kapazität zweier Atomkraftwerke. Kommentar überflüssig.



	
Energieeffizienz aller industrieller und privater Maschinen und Geräte steigern und gegebenenfalls je nach Verbrauchshöhe einem TÜV unterziehen.



	
Abwrackprämien für energieintensive Maschinen und Geräte.



	
Als Brückentechnologie für die nächsten 40 Jahre müssen zuverlässige und im Vergleich saubere Gasund Dampfkraftwerke gebaut werden. Allein in Bayern könnten sechs Gas- und Dampfkraftwerke alle Atomkraftwerke ersetzen. Damit entfällt jegliche Notwendigkeit, Windräder und neue Stromtrassen zu bauen! 1 Tonne CO2
 einzusparen, ist mit Windkraft fünf Mal so teuer wie mit Dampf- oder Gaskraftwerken. Kommentar überflüssig.





Die Liste lässt sich endlos erweitern und ergäbe sich von allein, würde das »Odenwälder Manifest zum Schutz der Menschen, der Natur und der Kulturlandschaften vor falscher Energiepolitik« Einzug in die Köpfe der Politiker finden.

Ich möchte die sieben Hauptforderungen des »Odenwälder Manifests« kurz vorstellen, da diese sich 100-prozentig mit meiner Sicht der Dinge decken:


	
Abschaffung des EEG und Rückkehr zum Europäischen Emissionshandelssystem. Kein Deutscher Sonderweg beim Klimaschutz.



	
Das vollkommen ausgeuferte System der planwirtschaftlichen Subventionen muss zum Markt zurückgeführt werden, statt es noch weiter auszubauen.



	
Eine ehrliche Darstellung von Kosten, Nutzen und den enormen Risiken der deutschen Energiewende.



	
Gleiche Genehmigungserfordernisse für Windkraftanlagen wie für andere industrielle Vorhaben.



	
In intakten Waldgebieten wie dem Odenwald sind Windkraftanlagen genauso abzulehnen wie vor bedeutenden Kulissen des kulturellen Erbes.



	
Keine Privilegierung von Windkraftanlagen im Außenbereich.



	
Kein Bau von Windindustrieanlagen ohne Zustimmung der betroffenen Bevölkerung.





Das »Odenwälder Manifest« sollte das Manifest jeder deutschen Landschaft werden und so in das Bewusstsein der Bevölkerung dringen. Das »Rheingau-Manifest«, das »Hunsrück-Manifest«, das »Spessart-Manifest« …

Aber man kann es nicht oft genug wiederholen: Auch dieses Manifest bezieht sich nur auf das genannte Fünftel unseres gesamten Energiebedarfs! Eine Energiewende müsste dringend auch für die restlichen vier Fünftel gelten, also der Wärme und der Mobilität. Die Zeit dazu drängt, Zeit, die der erste rot-grüne Umweltminister Jürgen Trittin passioniert mit Dosenpfand verplempert hat. Und – dies sollten wir ihm auch nie vergessen – wir Deutsche dürfen immer noch, dank ihrer Kompetenz und Durchsetzungskraft gegen den deutschen Autokanzler, als Einzige auf dieser Welt mit 200 Stundenkilometern durch die Lande brettern. Und – ich hör es noch, als wär’ es heute – als Krönung seiner Klugheit und Weitsicht tönte der Bundesumweltminister, die Energiewende werde den Bürger nicht mehr kosten »als eine Kugel Speiseeis«. Erinnert sich noch jemand daran?

Doch Trittin ist ein ehrenwerter Mann, so sind sie alle, alle ehrenwert.

Einer seiner Amtsnachfolger, Peter Altmaier, korrigierte das dann so: Jetzt könne er die Eiskarte rauf und runter essen und es würde immer noch nicht reichen … Und dann wurde alles ein richtiges Märchen wie von den Brüdern Grimm: Peterchen aß und aß und aß. Und aß und aß und aß die Eiskarte rauf und runter, runter und rauf und rauf und runter. Bis aus Peterchen ein ansehnlicher Peter wurde, der sich ganz arg wundern musste und plötzlich feststellte: Aus Jürgens Eiskugel war ein B-I-L-L-I-O-N-E-N-Geschäft geworden. »Ja, wirklich wahr, ein Billionen-Geschäft!«, rief er in entsetzter Bewunderung, als er sah, dass ganz wenige von Jürgens Bürgern ganz reich und ganz viele ganz, ganz arm wurden. Da ging unser Peter mit tief in den Hosentaschen vergrabenen Fäusten und traurig hängendem Kopf ganz verstört zu seiner tapferen Mutti. Die nahm ihn in ihre Arme, zog ihn liebevoll an ihren schützend warmen Busen und flüsterte ihm zärtlich zu: »Peterle, wir schaffen das ...«

Ich denke aber, das genau schaffen wir nicht! Ich weiß da auch einen, der bis vor Kurzem auch nicht glaubte, dass wir das schaffen können: unser kluger ehemaliger Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel, den zu zitieren ich vorhin schon die Ehre hatte. Zwei markante Merksätze zu unserem Thema aus seiner berühmten Kasseler Rede möchte ich herausgreifen:

»Die Wahrheit ist, dass wir die Komplexität (der Energiewende) unterschätzt haben.«

Und weiter:

»Die Wahrheit ist, dass die Energiewende kurz vor dem Scheitern steht.«

Das dritte Zitat aus dieser Rede wurde bereits erwähnt, allein dessen Sprachkraft lohnt, es zu wiederholen:

»In Europa halten uns sowieso alle für Bekloppte.«

Dass der ehemalige Wirtschaftsminister über einen sehr gesunden Menschenverstand verfügt, beweisen folgende Fakten:


	
Der deutsche Stromverbrauch ist, es langweilt mich fast, es noch einmal zu wiederholen, nur ein Fünftel unseres gesamten Energiebedarfs, der sich aus 50 Prozent Wärme, 30 Prozent Mobilität und 20 Prozent Strom zusammensetzt. Selbst wenn es möglich wäre, Strom zu 100 Prozent emissionsfrei zu gewinnen, wäre dies kein nennenswerter Beitrag zu einer Energiewende, die diesen Namen auch verdiente.



	
Seit der sogenannten Energiewende ist der CO2
-Ausstoß nicht gesunken und wird auch nicht weiter sinken, selbst bei einer flächendeckend mit WKA und Solarmodulen zugebauten Republik – wegen der immer größer werdenden Versorgungslücken durch Zappelstrom. Während der auftretenden, nicht zu glättenden Lücken muss Deutschland heute schon regelmäßig auf französischen und tschechischen Atomstrom zurückgreifen, was in öffentlichen Diskussionen von den grünen Politikern und den BUND-Naturverträglichkeitsprüfern geflissentlich unerwähnt bleibt.



	
Im Jahr 2015 deckten 30.000 Windkraftanlagen ganze 1,6 Prozent unseres Energiebedarfs. Würden nur 5 Prozent unseres Energiebedarfs durch Windkraft gedeckt, müssten in ganz Deutschland, das heißt von Aachen bis Görlitz und von Berchtesgaden bis Glückstadt, alle acht Kilometer ein Windindustriegebiet von zehn Anlagen stehen. Damit hätten wir immerhin 5 Prozent statt 1,6 Prozent unseres Energiebedarfs gedeckt. Deutschland einig Windrad-Horror!



	
Das Fraunhofer-Institut erklärt den utopischen grünen Traum, Strom zu 100 Prozent aus erneuerbarer Energie zu gewinnen, als machbar. Liest und rechnet man dessen Machbarkeitsanalysen aufmerksam durch, wird Deutschland mit 80.000 WKA vernagelt zur größten Windenergiefabrik der Welt, erhält eine Solarfläche so groß wie das Saarland und ein Maisfeld von der halben Größe Hessens. Herr Gabriel hat recht: Die Komplexität der Angelegenheit wird unterschätzt
. Wie viel Stahl, Kupfer, Beton und seltene Erden aus grüner Sicht für die bundesrepublikanische Windfabrik und die saarlandgroßen Solarfelder verarbeitet werden müssen und wie viel Diesel die Traktoren – wie heißt es so schön – umweltverträglich auf dem Maisfeld Südhessen verbrauchen dürfen, das alles werden uns sicher die grünen Umweltmanager und die Naturverträglichkeitsprüfer vom BUND zu erklären wissen. Jedenfalls ist das ein anständiger »ökologischer Fußabdruck«, der dem Format der Damen und Herren Lemke, Lindscheid, Al-Wazir, Kretschmann und Weiger entspricht.



	
Mit 100 Prozent aus Erneuerbaren gewonnener Strom ist Deutschland außerhalb der Großstädte zwar nicht mehr bewohnbar, dafür aber bleiben noch die berühmten vier Fünftel unseres Energiebedarfs unangefasst.



	
Je mehr ich über das Thema weiß und mich hineinarbeite, umso mehr treibt mich eine grundsätzliche, vielleicht naive, wahrscheinlich saudumme Frage um: Geht es überhaupt noch darum, Strom zu produzieren? Wenn ja, bräuchte man doch nur einen fixen Fördersatz pro Kilowattstunde, dann müssten sich doch nach meiner schlichten Denkweise die besseren Standorte automatisch besser und die schlechteren automatisch nicht rechnen. Tatsächlich werden die schlechten Standorte aber besonders hoch subventioniert, das heißt, es gibt für eine unter schlechten Windbedingungen produzierte Kilowattstunde mehr Vergütung als für eine unter guten Windbedingungen. Diese aberwitzige »Verstehe-wer-will-Systematik« ist im Frühjahr 2016 in das »neue EGG« überführt und verstärkt worden. An windschwachen Standorten gibt es bis zu 10 Cent mehr Vergütung, das ist der dreifache Marktpreis. Herr Gabriel hat recht: Die anderen in Europa müssen uns für Bekloppte halten. Und ich gehe jetzt einfach einmal davon aus, dass auch der Ex-Wirtschaftsminister wirklich nicht alles wissen konnte, was in seinem Ministerium so ausgedacht wurde … Wie sollten sonst die anderen aufgeführten Punkte belegen, dass er über den gesunden Menschenverstand verfügt, den die oben genannten Zitate vermuten lassen?





Übrigens fand sich in der FAZ
 ein sicher sehr hilfreicher Leserbrief für die genialen Erfinder dieses wirtschaftsministerialen Schildbürgerstreichs. Leider ist mir der Name des Verfassers abhandengekommen, was einem Guttenberg beim Zitieren fremder Texte tunlichst nicht widerfahren sollte. Ich wage es trotzdem:

»Es wäre günstiger, Windmühlen (dieser Art) an Orten aufzustellen, an denen es überhaupt keinen Wind gibt (z. B. unterirdisch), und den Betreibern eine kräftige Marge aus dem EEG-Ertrag zu überweisen. Das sparte zumindest die ewigen Rettungsmaßnahmen fürs Stromnetz, das durch den Zappelstrom (etwa durch unberechenbare Windböen und wechselnde Windstärken) sowieso schon beständig am Absturz vorbeischrammt. Deutschland leistet sich aus rein ideologischen Gründen eine extrem teure 2. Stromproduktion, die dazu völlig nutzlos ist. Die Werte der Aufklärung wie Vernunft, Ratio und Logik sind hier einfach über Bord geworfen worden und werden ersetzt durch naiven Aberglauben, völlige Unkenntnis über die Funktionsweise eines komplexen Stromnetzes und dessen Physik sowie eine komplette Ausblendung von Naturgesetzen.«

Jawohl, Herr Gabriel hat recht! Diese Energiewende steht vor dem Scheitern.
 Nachdem ihm doch so viele überzeugende Argumente zur Verfügung stehen, die in der Regierung jedoch keiner zu teilen scheint – und überhaupt vieles anscheinend an ihm vorbeiging –, hätte er gut daran getan, die Regierung zu verlassen. Glaubwürdigkeit sollte mehr Wert haben als Macht, die nichts mehr zu bewegen weiß ...

Und wenn wir schon von Glaubwürdigkeit reden, so habe ich erfahren, dass weder der BUND noch der NABU Stellung zu dem ausführlich behandelten Greiner-Eck-Skandal im Odenwald bezogen haben. Oder genügt etwa den Verbänden das vor Jahren veröffentlichte Statement eines für den Odenwald zuständigen BUND-Obmanns?:

»… aus naturschutzfachlicher Sicht gibt es keine Begründung, den Odenwald von Windrädern freizuhalten.«

Eine interessante Äußerung und ein furchtbares Wort: naturschutzfachlich
!

Erinnern wir uns endlich wieder des klassischen Naturschutzes und verteidigen wir die Natur um ihrer selbst willen! Vor allem müssen wir sie vor diesen unseligen Naturschutzfachleuten schützen!

Von Wind- und Solarindustriellen in Auftrag gegebene Naturverträglichkeitsgutachten sind eine contradictio in se oder – noch genauer – ein Orwell’scher Neusprech der verlogensten Sorte. Windkraft- und Solaranlagen sind niemals naturverträglich und können sich daher niemals auf Naturverträglichkeit prüfen lassen. Windkraft- und Solaranlagen schaffen sui generis Industriestandorte und zerstören dort, wo sie stehen, Landschaft und Natur. Das ist die Wahrheit. Nicht mehr und nicht weniger. Wer das bestreitet, ist entweder unintelligent oder verlogen oder gekauft; ehrenwert jedoch in jedem Fall:

So sind sie alle, alle ehrenwert …

Es sind in meinem Nachwort viele Argumente entfaltet, doch noch kein Satz geschrieben worden über die horrenden Fledermaus- und Vogelmordzahlen durch Windräder. Die Zahlen sind erschütternd und beängstigend und von staatlichen Vogelwarten ermittelt. Mein ehemaliger BUND-Vorstandskollege Weiger erklärte mir dazu schriftlich: Im Straßenverkehr würden mehr Vögel getötet als durch Windräder. Dieser Brief verschlug mir die Sprache und trieb mir die Tränen in die Augen. So viel miserable Missachtung der eigenen Philosophie hätten nicht einmal Weigers schärfste Kritiker für möglich gehalten. Doch selbst wenn dem so wäre: Mit der Gegenrechnung der gigantischen Zahlen toter Tiere hat sich unser erster Artenund Naturschützer Deutschlands die grüne Larve selbst vom Gesicht gerissen. Vor 45 Jahren haben wir bis zum Umfallen um die Verlegung einer Autobahntrasse wegen einer kleinen Blaukehlchen-Population gekämpft. Und heute? Heute werden See- und Schreiadler, Störche, Eulen, Uhus, Schwarz- und Rotmilane, ganze Schwärme von Zugvögeln nüchtern im Deutschen Naturschutz unter Kollateralschäden abgeheftet. Noch immer suche ich nach den Barrikaden, auf denen wenigstens einer der BUND-Führungspersönlichkeiten und der eine oder andere Vertreter der jeweiligen Landesforste steht. Sie sollten die Schweinereien zerstörter Bruthorste und Nistplätze und vergifteter, strengst geschützter Vögel rund um die geplanten Windindustriestandorte anprangern und wenigstens einmal öffentlich mit unserer ehrenwerten Gesellschaft in Verbindung bringen. Aber ganz offensichtlich gehören sie dazu:

So sind sie alle, alle ehrenwert!

Oder sind tatsächlich die verwüsteten Horste, die vergifteten Greifvögel, die gefällten Brutbäume ein, wie wir Musiker sagen, Misterioso, ein an übernatürliche Wunder grenzendes Phänomen? Flächendeckend durch die ganze Republik? Immer zur gleichen Zeit? Auch die berühmten Traum-Forsten der Grafen Hatzfeld – und ich berichte von diesen Grafen als Vertreter leider vieler Großgrundbesitzer – blieben nicht von diesem Phänomen verschont. Auch dort finden sich plötzlich und unerwartet zerstörte Schwarzstorch- und Rotmilan-Brutstätten! Und – welch unglaublicher Zufall – just in der Planungsphase der Monsterräder für gräflich Hatzfeld’schen Grund und Boden!

Aber selbstverständlich sind wir alle unbedingt gehalten, der Unschuldsvermutung anzuhängen, und werden auch weiter mit kindlichem Staunen an – wenn auch traurige – Wunder glauben! Hat nicht sogar eine ausführliche SWR-Dokumentation voller Lob über die Waldgrafen Hatzfeld und ihrem Forstbetrieb als dem größten und am professionellsten geführten von ganz Rheinland-Pfalz berichtet? Vielleicht haben die Grafen diese Straftaten wirklich nicht bemerkt? Aber andererseits: Die Grafen müssten eigentlich wissen, was in ihrem Dauerwald, wie sie ihn nennen, geschieht?

Dauerwald heißt der gräfliche Forst nach den Worten des selbstbewussten Betriebsleiters Straubinger, weil dort dauernd gepflegt, dauernd Holz gemacht, dauernd gejagt und dauernd Geld verdient wird. Natürlich hat man schon von Brutfrevel an streng geschützten Störchen und Greifen durch Dauerwäldler gehört … Aber bei den Hatzfelds? Gott bewahre! Der Familienchef Graf Hermann ist schon zu Lebzeiten als Ökograf in die Geschichte eingegangen und beteuert erwartungsgemäß in der SWR-Sendung, die Hatzfelds seien weder Windkraftbetreiber noch Investoren, sondern stellten nur ihre Flächen zur Verfügung. Er ist da in bester Gesellschaft, das erzählen auch die Kirchen. Aber vielleicht sollte man den Ökografen einmal vorsichtig aufklären. Vielleicht weiß er gar nicht, dass er durch seine gute Klima-Tat mit insgesamt 18 Windrädern hochgerechnet auf den Ertrag der großherzig zur Verfügung gestellten Flächen noch nie vor- und nie nachher in seinem Leben so viel Geld so leicht dauerverdient haben wird. Vielleicht sollte man ihm – und den Kirchen – außerdem erklären, sein Dauerwald verdient dann dauernd mit Stromgeld und Steuern von unzähligen kleinen Leuten, die nicht so viel Geld dauerverdienen können … Und dass die kleinen Leute eigentlich ganz groß sind, jedenfalls die, die gegen die Verschandelung ihrer Heimat kämpfen und sich damit gegen einen verheerenden Zeitgeist stemmen. Graf Hermann hat in der besagten Fernsehsendung auch gesagt, dass er nicht gegen den Willen der Bevölkerung die Windräder aufstellen lassen wird. Er weiß demnach, dass sein großer Besitz der ebenso große Besitz der Herzen der Menschen im Wildenburger Land ist. Ihre Heimat, deren Liebreiz, deren Schönheit und Poesie die gräfliche Familie verwaltet. Wenn das so ist und die mysteriösen Vorfälle schlimme Wunder bleiben und der Graf wirklich nicht gegen die Bevölkerung entscheidet, genügte doch eigentlich eine Presseerklärung der gräflichen Familie, die bekanntlich keiner zwingen kann, diese furchtbaren Ungetüme in ihren Besitz zu betonieren. Doch – o weh – es war natürlich in diesem Zusammenhang ein dummer, dummer Fehler der gräflichen Verwaltung, gerade im Zeitraum 2012 bis 2015 richtig viele Altbaumbestände im Raum Mohrenbach-Wendershagen mit potenziellen Horstbäumen für Rotmilan und Schwarzstorch zu fällen. Ein dummer Fehler, weil ja die Artenschützer auch offene Augen und Ohren haben; und ach! – die Bürgerinitiative Friesenhagen mit ihren unglaublichen 650 Mitgliedern ja auch!

So sind wir uns auch ganz sicher, trotz dummer Fehler und mysteriöser Zufälle, dass sich der Graf Hatzfeld als Großgrundbesitzer und Chef einer der großen und bedeutenden Familien des alten Europa gerade auf die Werte besinnt, die jahrhundertelang von ihnen erhofft und mit Recht auch erwartet wurden. Das Grundgesetz formuliert hierzu im Artikel 14, Ziffer 2 eindeutig:

»Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohl der Allgemeinheit dienen«.

Diese beiden Sätze wurden und werden immer wieder von der Politik neu bewertet, einmal nach links, einmal nach rechts interpretiert. Allerdings Eigentum
 so stark mit Vermögens- und Erbschaftssteuern zu belasten, dass am Ende dessen Erhalt infrage gestellt ist, ist ebenso unrecht, wie Eigentum mit dem Geld anderer, kleiner Leute, wie es im Falle unserer Grafen zuträfe, zu vergrößern. Das rheinland-pfälzische Rot-Grün bedient sich auf beiden Seiten! Wie das zusammengeht, verstehe, wer will! Die Hatzfelds werden sich zu entscheiden wissen; in meinen Schädel will diese Logik nicht hinein, vor allem nicht die verlogene Ideologie, die das zulässt und zynisch bedient.

Wir werden nicht mehr lange warten, bis dieses soziale Unrecht derzeit Mächtige aus ihren Ämtern jagt und Wahlen in Deutschland gravierend beeinflussen wird; ich bin mir sicher: Spätestens dann stehen auf Hatzfeld’schem Grundbesitz keine Wahrzeichen einer grünen Energiewende, sondern WAHNzeichen einer verblendeten Zeit. Ich bin mir weiter sicher, aus diesen selbst errichteten Scham-Prangern wird sich kein Grundbesitzer, kein Bauer und kein Graf mehr herauswinden können. Schnelles, auf schlechtem Weg verdientes, im wahrsten Sinn des Wortes windiges
 Geld hat noch immer zurückgeschlagen.

Wir leben in einer international höchst gefährdeten, politisch weiß Gott unsicheren Zeit, die generell von uns allen viel Mut erfordert, um innen- wie außenpolitisch optimistisch in die Zukunft zu schauen. Es ist unbestritten, dass Europa mit dem Flüchtlingsproblem aus dem Nahen Osten, aber eben nicht nur mit diesem, eine Jahrhundertaufgabe zu lösen hat. Daher könnte manch einer fragen: Ja, haben die nichts Besseres zu tun, als sich wegen ein paar geschützter Vögel und irgendwelcher Windräder in der Landschaft aufzuregen? Sieht sich denn das Wildenburger Land, der Odenwald, der Rheingau als den Nabel dieser Welt? Nein, wir haben nichts Besseres zu tun. Warum das so ist, habe ich versucht darzulegen. Einen letzten Gedanken noch, der mich umtreibt, auch im Kontext der politisch schweren Zeit: Es war vom Orwell’schen Neusprech die Rede. Zu diesem Begriff findet sich in Wikipedia unter anderen folgender Eintrag:

»Neusprech bezeichnet die vom herrschenden Regime vorgeschriebene, künstlich veränderte Sprache. Das Ziel dieser Sprachpolitik ist es, (…) die Kommunikation des Volkes in enge, kontrollierte Bahnen zu lenken. Durch die neue Sprache bzw. Sprachregelung soll die Bevölkerung so manipuliert werden, dass sie nicht einmal an Aufstand denken kann, weil ihr die Worte dazu fehlen.«

Das »Dritte Reich« war das deutsche Neusprech-Dorado schlechthin. Allein der kleinste Gedanke an die Neusprech-Begriffe der Machthaber dieser Zeit lassen auch heute erschauern. Mich lässt erschauern, dass sich der faschistoide Umgang mit unserer Sprache längst wieder in unseren Alltag eingeschlichen hat. Das macht mir in der jetzigen politischen Großwetterlage die meiste Angst. Putin macht es uns seit Langem vor. Wie schnell ist allein das Wort Demokratie in seinem Mund zu einem grauslich Orwell’schen Neusprech mutiert.

Aber die suggestive Verlogenheit der Sprache unserer ehrenwerten Gesellschaft in unserem Jahrtausend steht der vor 80 Jahren nicht um viel nach. Unsere Windkraft-Ideologen spielen jedenfalls in dieser Disziplin in der Champions League.

Deshalb bleibt es bei jedem Diskurs über alternative Energien unumgänglich, erst einmal den Neusprech zu entlarven, dessen sich die ehrenwerten Energiewender so redegewandt bedienen. Diesen – leider sehr fortgeschrittenen – Anfängen müssen wir mit aller Kraft wehren:

»Ökostrom«!

Schon an diesem Wort möchte man ersticken! Kann denn »Öko«- oder »Grünstrom« tatsächlich über gerodeten Wäldern, über Vogel- und Fledermausmord und über Zerstörung ganzer ökologischer Kreisläufe gewonnen werden? Was alles muss erst einmal sterben, zerstört und ruiniert werden, um danach ein bisschen Energie zu gewinnen!

Es folgt ein weiteres geschändetes, barbarisch missbrauchtes Wort:

»Parks«.

Im hergebrachten Sinn des Worts waren das die zauberhaften Landschaftsgärten des Spätrokoko, deren Anmut und gestaltete Schönheit der Seele wie dem Körper innere und äußere Erholung schenken sollten. Selbst die jämmerlichsten Stadtparks blieben, wenn auch zuweilen beklagenswert geschrumpft, diesem Ideal verpflichtet. So zählten denn auch die Naturparks zu den rühmenswerten Einrichtungen des Staats, für die wir Naturschützer, bevor uns die Naturverträglichkeitsprüfer das geliebte Handwerk legten, zeitlebens kämpften und die uns ein wenig Heimat und Identität sicherten.

Wenn wir dies alles bedenken, treffen uns Begriffe wie »Atompark«, »Windpark« und »Solarpark« wie Keulenhiebe. Eine Sprachverwirrung schlimmster Art wuchert hier: Von Babylon bis Hitler hat sich gezeigt, welche grauenhaften Gefahren mit solchen Sprachmanipulationen einhergehen. »Naturverträglichkeitsprüfung«, »Windhöffigkeit«, »Energiewende« – alle diese Worte: reiner Hohn.

Der gewissenloseste und schmutzigste Neusprech, ein Jahrhundert-Unwort, kaum zu ertragen, begegnet uns im Ausdruck:

»Aktionsbündnis Artenschutz durch Erneuerbare«.

Zu diesem »Aktionsbündnis Artenschutz« haben sich 70 Windenergiegesellschaften zusammengeschlossen. Diese Gesellschaften rufen auf, Naturschutzverbände zu boykottieren, die aus Artenschutzgründen Windräder verhindern! Nicht nur den Verein für Landschaftspflege und Artenschutz Bayern, dessen Ehrenpräsident zu sein ich die Ehre habe, oder die Naturschutzinitiative des tapferen Harry Neumann, sondern – man höre und staune – auch den NABU, der nicht gerade als einer der sensibelsten Windkraftgegner bekannt ist und ohnehin nur da, wo er unbedingt muss, die Stimme für den Artenschutz erhebt.

Gegen den BUND haben sich die 70 ehrenwerten Gesellschaften, soweit ich das weiß, noch nicht erhoben.


Über den Autor
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Frank Hennig, Diplomingenieur für Kraftwerksanlagen und Energieumwandlung, verbrachte sein Arbeitsleben in den Kraftwerken eines großen Stromunternehmens und seiner Rechtsnachfolger. Er war viele Jahre Betriebsrat und hier für die Öffentlichkeitsarbeit zuständig, was ihn zum Studium der PR an der Deutschen Presseakademie führte. Heute ist er in der technischen Fortbildung tätig. Frank Hennig ist geborener Görlitzer, verheiratet, erfreut sich an Kindern und Enkeln und lebt heute in der Niederlausitz.
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Spurwechsel

Springer, Roland

9783960920977

176 Seiten


Titel jetzt kaufen und lesen


Deutschland beschreitet in der Flüchtlingspolitik in Europa einen Sonderweg. Unter dem Banner humanitärer Hilfe werden Flüchtlinge ohne Begrenzung ins Land gelassen und finanziell versorgt. Bleibeberechtigten Flüchtlingen wird versprochen, dass sie sich in Deutschland eine neue berufliche Zukunft aufbauen und auf Dauer bleiben können. Hierfür werden sie als arbeitslose Hartz-IV-Empfänger von den Jobcentern der Agentur für Arbeit finanziell unterstützt und bei der Jobsuche betreut. Im Zentrum der deutschen Flüchtlingspolitik steht damit die Vermittlung der Flüchtlinge auf dem Arbeits- und Wohnungsmarkt. Von ihrem (Miss)Erfolg hängt maßgeblich ab, wie viel der deutsche Sonderweg die Steuerzahler kosten wird und ob die Mehrzahl der überwiegend muslimischen Flüchtlinge sich zu gesellschaftlich integrierten Bürgern oder zu zusätzlichen Mitgliedern schon bestehender Parallelgesellschaften entwickelt. Professor Springer beschreibt unter Bezug auf den Streit um das Für und Wider des deutschen Sonderwegs anhand von Fallbeispielen aus seiner ehrenamtlichen Flüchtlingsarbeit den realen Verlauf sowie typische Probleme der Integration muslimischer Asylbewerber und plädiert für einen Spurwechsel in der deutschen Flüchtlingspolitik.
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Kapitalismus ist nicht das Problem, sondern die Lösung

Zitelmann, Rainer

9783960921530

288 Seiten


Titel jetzt kaufen und lesen


Der Markt hat versagt, wir brauchen mehr Staat – das behaupten insbesondere seit dem Ausbruch der Finanzkrise vor zehn Jahren Politik, Medien und Intellektuelle. Rainer Zitelmann, mehrfacher Bestsellerautor, vertritt die Gegenthese: Mehr Kapitalismus tut den Menschen gut. Er begibt sich auf eine Reise durch die Kontinente und Geschichte und zeigt: In Ländern, wo der Staat an Einfluss verliert und die Menschen dem Markt mehr vertrauen, steigt der Wohlstand und geht die Armut zurück. Zitelmann findet Belege für seine These in Afrika, Asien, Europa sowie Nord- und Südamerika. Er vergleicht die Entwicklung in Ost- und Westdeutschland und in Nord- und Südkorea nach dem Zweiten Weltkrieg, im kapitalistischen Chile und im sozialistischen Venezuela. Starben in China Ende der 50er-Jahre noch 45 Millionen Menschen an einer durch sozialistische Experimente ausgelösten Hungersnot, ist das Land heute die führende Exportnation der Welt. Der Kapitalismus hat gewaltige Probleme gelöst – und dies immer wieder in der Geschichte der Menschheit. Die größte Gefahr für unseren Wohlstand ist, dass diese Lehre in Vergessenheit gerät. Ein hochaktuelles Buch in einer Zeit, in der der Staat sich immer öfter mit planwirtschaftlichen Methoden in das Leben der Menschen und Unternehmen einmischt.


Titel jetzt kaufen und lesen
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Freimaurer

Snoek, Jan, Prof. Dr.

9783960925613

250 Seiten


Titel jetzt kaufen und lesen


Was ist Freimaurerei eigentlich? Wie und warum wird man heute Freimaurer? Und welchen Sinn hat die Freimaurerei eigentlich noch in einer digitalisierten und globalisierten Welt, im Zeitalter von Posthumanismus und Künstlicher Intelligenz? Ist sie ein Relikt vergangener Tage oder gar ein geheimes Forum, in dem sich Wirtschaft und Politik heimlich gegen alle verschwören? Die Autoren, allesamt Freimaurer, zeigen, was moderne Freimaurerei ausmacht, weshalb sie ein Gewinn für jeden Einzelnen und die Gesellschaft ist und warum die Freimaurerei nicht weniger ist als das älteste und erfolgreichste Social Network der Welt und ein lebenslanges und überaus effektives Persönlichkeitstraining.


Titel jetzt kaufen und lesen
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Rich Dad Poor Dad

Kiyosaki, Robert T.

9783862486335

240 Seiten


Titel jetzt kaufen und lesen


Warum bleiben die Reichen reich und die Armen arm? Weil die Reichen ihren Kindern beibringen, wie sie mit Geld umgehen müssen, und die anderen nicht! Die meisten Angestellten verbringen im Laufe ihrer Ausbildung lieber Jahr um Jahr in Schule und Universität, wo sie nichts über Geld lernen, statt selbst erfolgreich zu werden. Robert T. Kiyosaki hatte in seiner Jugend einen "Rich Dad" und einen "Poor Dad". Nachdem er die Ratschläge des Ersteren beherzigt hatte, konnte er sich mit 47 Jahren zur Ruhe setzen. Er hatte gelernt, Geld für sich arbeiten zu lassen, statt andersherum. In Rich Dad Poor Dad teilt er sein Wissen und zeigt, wie jeder erfolgreich sein kann.


Titel jetzt kaufen und lesen
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Der Kompass für das Leben

Inamori, Kazuo, Dr.

9783960925439

208 Seiten


Titel jetzt kaufen und lesen


Wir leben in einem Zeitalter der Angst, der Verwirrung und fehlender Tugenden. Es scheint, als hätten wir den inneren Kompass, der uns den Weg zur persönlichen Erfüllung leitet, verloren. Stattdessen irren wir durch das Leben, ohne die Antwort auf die Frage nach dem Zweck des Lebens zu kennen. Kazuo Inamori gibt in seinem mehr als zwei Millionen Mal verkauften Bestseller eine konstruktive Lebensphilosophie an die Hand, ein System von Glaubens- und Grundsätzen. Der Gründer zweier international erfolgreicher Unternehmen beschränkt die Prinzipien dabei nicht auf das Privatleben, sondern führt auch Leitlinien für den beruflichen Erfolg an.


Titel jetzt kaufen und lesen
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